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DER HESSISCHE MINISTERPRASIDENT

Wechsel in der Leitung einer berufskonsularischen
Vertretung der Vereinigten Mexikanischen Staaten

in Hamburg

Die Bundesregierung hat dem zum Generalkonsul der Verei-
nigien Mexikanischen Staaten in Hamburg ernannten Herrn

Fabio Martinez-Amor am 18, 11, 1978 die vorldufige Zulassung
erteilt.

Der Konsularbezirk des Generalkonsulats umfa{ das Bun-
desgebiet.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Luis Wybo Alfaro,

am 19. 9. 1977 erteilte Exequatur ist erloschen.

Wiesbaden, 14, 12. 1978 .
Der Hessische Ministerprisident
Staatskanzlei
IA1l—2al10/03
StAnz. 1/1979 8. 2

[2]
Erléschen eines Exedquaturs;

Honorarkonsulat der Republik Haiti in Frank[lurt
am Main

Der Leiter des Honorarkonsulats der Republik Haitl in
Frankfurt am Main, Herr Honorarkonsul Walter Hassel, Ist
am 3, November 1978 verstorben.

Das dem Honorarkonsul Hassel am 9. Mé#rz 1960 erteilie

hier:

“Exequatur ist erloschen.

‘Wiesbaden, 12. 12, 1978
Der Hessische Ministerpriisident
Staatskanzlei
IA1—2a10/03
StAnz. 1/1979 8.2

[s]

DER HESSISCHE MINISTER DES INNERN

Richtlinlen der Landesregierung fiir das Vorschla‘gswese‘n

in der hessischen Landesverwaltung vom 7. 12, 1976

(StAnz. 1977 S. 11);

hier:
kannten Vorschlége

Die Landesregierung hat die Vorschlige der nachsiehend auf-

gefiihrten Teilnehmer am Vorschlagswettbewerb als verwert-
bar anerkannt und wie folgt primiiert:

Name des Reg.~ . o K
Einsenders Nr. Gegenstand des Vorschlags Prémie

Verbesserung im Bereich der 50,—
Kataster- und Vermessungs- '
verwaltung;

ier:
Konstruktion einer Halte-
vorrichtung fiir den Transport der
Redta-002-Ausrlistung

Vereinfachung im Bereich der
Forstverwaltung;

hier:

Verbesserung des Vordrucks LBSt.
9.202 — Arbeitsheft — Stundenblatt —

Vereinfachung des Berechnungs-

verfahrens fiir die Beriicksichtigung

von Vordienstzeiten auf Grund

sog. Kann-Vorschriften nach dem

Beamtenversorgungsgesetz beim

Zusammentreffen von beamten-

f;eichtlicher Versorgung mit Renten;
er:

Einflhrung eines

Berechnungschemas

Verdffentlichungen im
Justizministerialblatt;

hier:

Hinweis auf Anderungen in
Vorschriften, die wegen Zeitablaufs
neu verdffentlicht werden

Vorauszahlung der Paket-
zustellungsgebiihr

Verbesserung im Bereich der 150,—
Justizverwaltung;

hier:

Vereinfachung der nach § 27 Nr. 10

AktO vorgeschriebenen erprufung

der mehr als 30 bzw. 50 Jahre

binterlegten letztwilligen Verfligun-

gen bei den Amtsgerichten

Vereinfachung im Bereich der
Forstverwaltung;

hier:

‘Wegfall der getrennten Eintragung
der Positionen Holzkaufgeld bzw.
Riickegeld einerseits und Mehrwert-
steuer andererseits in der
Haushaltsliberwachungsliste — E '

Vereinfachung im Bereich der 200,—
Forstverwaltung;

hier:

Wegfall bzw. Einschriinkung der
Inventarisierung von Fallwild-

trophéien

Ludwig
Blumenstein
Hans
Rohsler

1366 DM

Hans
Miiller

1403 80,— DM

Jirgen
Englert

1367 100,— DM

NN 1360 100,— DM

Maria
Merle
‘Walter
Neidhardt

1357 100,— DM

1309 DM

‘Werner
Eckel

1368 200,— DM

Dieter
Hein

1397 DM

Primiierung der von der Landesreglerung aner-

Name des Reg.-

Einsenders Nr. Gegenstand des Vorschlags Primie

Erich
Hirsch

1264 Vereinfachung im Bereich der 300,— DM
Finanzverwaltung;

hier:

Verfahrengsvereinfachung im

Zusammenhang mit der Riicknahme

von Amtshilfeersuchen der Finanz-

Xmter bei Vollstreckungsverfahren

Heinz Einsparung von Portokosten beim
Eisenbach Regierungsprﬁsidenten in Darmstadt;
ier:
- ‘Ubersendung des Bescheides fiber
die festgesetzte Beihilfe an den
Antragsteller auf dem Dienstweg

Rationellere Bearbeitung von 800,
StraB8enschluivermessungen durch
vecstirkten Einsatz technischer
Hilfsmittel;

hier:

Verwendung eineg Digitalisierungs-
gerites

Ubernahme der Reparatur- und
Wartungsarbeiten an geoditischen
Instrumenten der Strafienbau-
verwaltung durch das Hessische
Landesvermessungsamt

Vereinfachung im Bereich der
StraBenbauverwaltung

— StraBenplanung —

hier:

Verwindungs- und Gradienten-
optimierungsverfahren fiir
Verbindungsrampen gem#8 RAL-K-2

‘Wiesbaden, 13. 12. 1978

1369 300,~~ DM

Willy
Rauchful

1328 DM

ﬁ.—Dleten

... h4s
Meisenheimer

800,~- DM

Hans-Jlirgen
Marmulla

1348 8000, DM

Der Hessische Minister des Innern
IAl14—3v
StAnz. 1/1979 8. 2

[ ]

Versammlungsrecht;
hier: Durchfiihrung des § 3 Abs. 2 des Versammlungs-
gesetzes

Der Bundesminister des Innern hat der Sozialistischen Ju-
gend Deutschlands — Die Falken — gem#B § 3 Abs, 2 des
Gesetzes iiber Versammlungen und Aufziige (Versammlungs-
gesetz) eine Ausnahmegenehmigung von dem Verbot des § 3
Abs. 1 des Versammlungsgesetzes erteill.

Die Mitglieder des genannten Jugendverbandes sind berech-
tigt, 6ffentlich oder in einer Versammlung als &uBeres Zei-
chen ein blaues Hemd und ein rotes Halstuch zu tragen.

‘Wiesbaden, 19. 12, 1978
Der Hessische Minister des Innern
II A 3 — 54 02/07 — 9
StAnz. 1/1978 S. 2
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Anwendung des § 40 Abs. 2 Nr. 4 BBesG;

hier: Einkommensgrenze der in die Wohnung aufgenom-
menen Person

Bezug: Meine Rundschreiben vom 31. Januar 1977 (StAnz.
S. 453) sowie vom 30, Juni und 2. August 1978 —
IB 44 — P 2101 A — 74/P 2000 A — 146 — (n. Vv.)

Bei der Anwendung des § 40 Abs. 2 Nr. 4 BBesG ist — wie
ich der Anlage zu meinem Bezugsrundschreiben unter Nr. 1.1
zu entnehmen bitte — zu beachten, dal von einer Unterhalts-
gewidhrung gegeniiber der in die Wohnung aufgenommenen
Person nur dann gesprochen werden kann, wenn nicht der
Unterhalt dieser Person durch eigene Mittel oder Unterhalts-
leistungen von anderer Seite bereits gedeckt wird. Mit mei-
nem Bezugsrundschreiben vom 31, Januar 1977 hatte ich gebe-~
ten, Mittel der in dile Wohnung aufgenommenen, unterstiitzten
Person bis zum Vierfachen des Betrages, um den sich der
Oriszuschlag bei mehr als sechs Kindern fiir jedes weitere
zu beriicksichtigende Kind erhdéht, bei der Gew#dhrung des
Ortszuschlages der Stufe 2 auBler Betracht zu lassen.

In Ab#nderung seines entsprechenden Rundschreibens vom
10. Dezember 1976, das zu meinem Bezugsrundschreiben vom
31, Januar 1977 als Anlage verdffentlicht ist, bittet der Bun-
desminister des Innern, bis zum Inkrafttreten einer neuen
allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundesbesoldungs-
gesetz wie folgt zu verfahren:

Fir die Zeit vom 1, M#rz 1978 an stehen Mittel der aufgenom-
menen Person bis zu 356 DM monatlich und fiir die Zeit vom
1. Januar 1979 an Mittel bis zu 360 DM monatlich der Gewé&h-
rung des Ortszuschlages der Stufe 2 grundsétzlich nicht ent-
gegen. ‘
Diese neue feste Betragsgrenze entspricht nahezu der .ab
1. Februar 1977 (Inkrafitreten des Sechsten Bundesbesol-
dungserhShungsgesetzes) geltenden Betragsgrenze in Hohe
von 4 X 89,12 DM = 356,48 DM, die — da das Siebente Bun-
desbesoldungserhdhungsgesetz noch nicht verkiindet wurde —
liber den 1. Mirz 1978 hinaus anzuwenden war.

Ich bitte, enfsprechend dem Durchfiihrungshinweis des Bun-
desministers des Innern 2zu verfahren. Soweit bisher die Be-
tragsgrenze bereits auf 360 DM aufgerundet worden war, hat
es dabel sein Bewenden.

Die Bezugsrundschreiben vom 30. Juni und 2. August 1978
sind hiermit {iberholt.

‘Wiesbaden, 11. 12. 1978 Der Hessische Minister des Innern

IB21 —P 1512 A — 145 — -
IB 44— P 2101 A — 74/P 2000 A 146
StAnz. 1/1979 S. 3
§ 53 des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG);
hier: Beschiftigung im Dienst von Korperschaften, An-
stalten und Stiftungen des dffentlichen Rechts und
ihrer Verbinde

Nach § 53 Abs. 5 Satz 1 BeamtVG ist Verwendung im &ffent-

lichen Dienst im Sinne des § 53 Abs. 1 jede Beschidftigung im

Dienst von Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des &£~

fentlichen Rechts im Reichsgebiet oder ihrer Verbinde; aus-

genommen ist die Beschiftigung bei 6ffentlich-rechtlichen Re-
ligionsgesellschaften oder ihren Verbinden. Hierzu gebe ich
folgende Hinweise und Erlduterungen:

1. Als Verband i, S. des § 53 Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 1
BeamtiVG kann nur ein Zusammenschluff mit eigener
Rechtsfihigkeit angesehen werden, also z. B. nicht eine
Gesellschaft des blirgerlichen Rechts und ein nichteinge-
tragener Verein.

2. Im Falle der Beschiftigung bei einem nicht rechtsfihigen
Zusammenschluf3 kann davon ausgegangen werden, daB
die einzelnen Gesellschafter (Mitglieder) dieses Zusammen-
schlusses Arbeitgeber sind. Wenn ein Versorgungsberech-
tigter bel einem nicht rechisfihigen ZusammenschluB3 be-
schaftigt ist, dem Korperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des 6ffentlichen Rechis oder ihre Verbinde angehéren,
ist das Verwendungseinkommen daher insoweit fiir die

Ruhensregelung nach § 53 BeamtVG heranzuziehen, als

es auf diese Koérperschaften, Anstalten und Stiftungen des
. dffentlichen Rechts oder ihre Verbénde entf&llt.

Beispiele:

a) Ein Versorgungsberechtigter hat einen Arbeiisvertrag
mil vier Unternehmen abgeschlossen, von denen nur

eines eine Korperschaft des éffentlichen Rechts ist; ein
rechtsfdhiger Zusammenschlufl liegt nicht vor. Wihrend
des Beschaftigungsverhiltnisses ist er je nach Ge-
schéftsanfall fir die einzelnen vier Unternehmen ti-
tig. Seine Beziige werden ihm von einem dieser Un-
ternehmen, der Korperschaft des offentlichen Rechts,
ausgezahlt; nach AbschluB des jeweiligen Geschifts-
jahres wird jedoch zwischen den beteiligten Unterneh-
men ein innerbetrieblicher Ausgleich vorgenommen.
Nach den vorstehenden Tz 1 und 2 ist in einem solchen
Fall fiir die Ruhensregelung nach § 53 BeamtVG der
Teil des Verwendungseinkommens heranzuziehen, der
dem im Verwendungszeitraum jeweils geltenden (wenn
auch erst nach Abschlufi des jeweiligen Geschiftsjah-
res festgesetzten) Hundertsatz entspricht, der fiir die
Kdorperschaft des 6ffentlichen Rechts im Rahmen des
innerbetrieblichen Ausgleichs maBgebend ist.

b) Ein Versorgungsberechtigter ist bei einer Gesellschaft
des birgerlichen Rechts beschiftigt, deren Gesellschaf-
ter drei 6ffentlich-rechtliche Sparkassen und eine Spar-
kasse des privaten Rechts sind, Die Kosten des laufen-
den Geschiftsbetriebs werden von den Gesellschaften
nach dem Umfang der beanspruchten Dienstleistutgen
getragen. ’

Nach den vorstehenden Tz 1 und 2 ist in einem solchen
Fall fiir die Rubensregelung nach § 53 BeamtVG der

. Teil des Verwendungseinkommens heranzuziehen, der
dem Verhiltnis der von den drei &ffentlich-rechtlichen
Sparkassen getragenen Kosten zu den gesamten Kosten
des laufenden Geschiftsbetriebs entspricht.

Wiesbaden, 11. 12, 1978 Der Hessische Minister des Tnnern

IB32—P1638 A —1
7]

StAnz. 1/1979 8. 3
Vierundvierzigster Tarifvertrag zur Anderung und
Ergénzung des Bundes-Angestelltentarifvertrages
vom 13. Oktober 1978

Die Bundesrepublik Deutschland, die Tarifgemeinschaft deut-
scher Lénder und die Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbinde haben am 13. Oktober 1978 mit der Gewerk-
schaft Offentliche Dienste, Transport und Verkehr und mit
der Tarifgemeinschaft fiir Angestellte im &ffentlichen Dienst
~—— Deutsche Angestellten-Gewerkschaft (DAG) — Gemein-
schaft von Gewerkschaften und Verbinden des &ffentlichen
Dienstes (GGV6D) — Marburger Bund (MB) — jeweils geson-
dert den Vierundvierzigsten Tarifvertrag zur Anderung und
Erginzung des Bundes-Angestelltentarifvertrages vereinbart.
Ich gebe die gleichlautenden Anderungstarifvertrige hiermit
bekannt. Fiir das Land sind die am 1. November 1978 in Kraft
getretenen Anderungen des BAT — mit Ausnahme der An-
derung in § 1 Nr. 2 des Tarifvertrages, die nur fiir den Bereich
des Hessischen Ministers fiir Landwirtschaft und Umwelt von
Interesse ist — ohne Bedeutung.

Diese Bekanntmachung und der Anderungstarifvertrag gehen
nur dem Hessischen Minister fiir Landwirtschaft und Umwelt
gesondert zu.

Wiesbaden, 12. 12. 1978 Der Hessische Minister des Innern
- IB41—P 2100 A — 580

StAnz. 1/1979 S. 3

Vierund-vierzigster Térifverfrag zur Anderung und Erginzung
des Bundes-Angestellientarifvertrages vom 13. Oktober 1978
Zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch
den Bundesminister des Innern, der Tarifgemeinschaft deut-
scher L#nder, vertreten durch den Vorsitzer des Vorstandes,
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbinde, ver-
treten durch den Vorstand, einergeits und pp. andererseits,
wird folgendes vereinbart:
§ 1 Anderung und Erginzung des BAT
Der Bundes-Angestelltentarifvertrag, zuletzt gesindert und
erginzt durch den Dreiundvierzigsten Tarifvertrag zur Ande-
rung und Erginzung des BAT vom 28. April 1978, wird wie
folgt geéindert und erginzt: N
1. Die SR 2 e II werden wie folgt gefindert und erginzt:
"a) In Nr.9 wird der folgende Absatz 3 angefiigt:
»(3) Eine Bordzulage und eine Maschinenzulage werden
nicht gezahlt.”
b) In Nr.11 Abs.1 werden jeweils der Beirag

»3,35 DM durch den Betrag ,4,40 DM,
" 4,50 DM* durch den Betrag ,,6,15 DM¥,
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Nr. 1

,,0,35 DM® durch den Betrag ,,0,40 DM,

0,80 DM* durch den Betrag ,,0,95 DM*,

,0,05 DM* durch den Betrag ,,1,056 DM*“ und der Betrag
»1,25 DM* durch den Betrag ,1,40 DM"

ersetzt.

9. In Nr. 7 Abs. 1 SR 2f I werden jeweils der Betrag ,4,—
DM* durch den Betrag ,4,40 DM“ und jeweils der Betrag
+5,60 DM“ durch den Betrag ,,6,15 DM" ersetzt.

§ 2 Ubergangsvorschrift
Fiir Angestellte, die am 31. Oktober 1978 in einem nach den
SR 2e II BAT geregelten Arbeitsverhdlinis stehen, das am
1. November 1978 fortbesteht, gilt folgendes:
Der Angestellie erhilt eine nicht gesamtversorgungsfihige,
bei der Bemessung der Urlaubsverglifung sowie der Zuwen-
dung nach dem Tarifverirag iiber eine Zuwendung fiir An-
gestellte nicht zu berficksichtigende persbnliche Ausgleichs-
zulage in Hohe des jeweiligen monatlichen Unterschiedsbetra~
ges zwischen

a) dem Betrag an Bordzulage und Maschinenzulage,
nach den Richtlinien des Bundesministers der Verteidigung
fiir die Gewihrung einer Bordzulage bzw. fiir die Gew#h-
rung einer Maschinenzulage ergébe,

und

b) dem Beirag an Bekdstigungszulage (einschliefilich erhhter )

Bekdstigungszulage) sowie Auswirtszulage, soweit sich
dieser aus nach dem 31. Oktober 1978 eintretenden Erh6-
hungen der Siitze dieser Zulagen ergibt,

sofern der Betrag nach Buchstabe a) hoher ist.

§ 3 Inkrafttreten .

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. November 1978 in Kraft.

der sich

bb) In Unterabsatz 2 werden der Betrag ,2,— DM*
durch den Betrag ,2,40 DM* und der Betrag ,12,—
DM*“ durch den Betrag ,,14,40 DM" ersetzt.
b) Buchstabe ¢ wird wie folgt gelindert:

aa) In Nummer 1 wird jeweils der Betrag n3,— DM*
durch den Betrag ,,3,30 DM* ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird der Betrag ,,12,— DM" durch den
Betrag ,,14,40 DM* ersetzt.

cc) In Nummer 3 wird das Wort ,unehelichen® durch
das Wort ,nichtehelichen" ersetzt.

3. In Nr. 10 Abs. 1 Buchst. ¢ SR 2¢ werden jeweils der Be-
trag ,4,— DM* durch den Befrag ,4,40 DM* und jeweils
der Betrag ,5,60 DM* durch den Betrag ,,6,15 DM* ersetzt.

4, In Nr.5 SR 2 e und Nr. 5 SR 2 { erhiilt der jeweilige Satz 1
die folgende Fassung:

,Bine dem Arbeiter gew#hrte Verpflegung wird mit dem
nach der jeweiligen Sachbezugsverordnung geltenden Wert
auf den Lohn angerechnet.”

5. Nr.5 SR 2i wird wie folgt gefindert:

a) In Buchstabe d wird der Betrag ,8— DM* durch den
Betrag ,,9,— DM ersetzt.

b) In Buchstabe g Satz 2 werden der Betrag ,56,— DM"
durch den Betrag ,61,50 DM* und der Betrag ,82,—
DM* durch den Betrag ,90,— DM" ersetzt.

6. In Nr.7 Buchst. a SR 2 k werden die Worte
»fiir den noch nicht 18 Jahre
alten Arbeiter
fiir den noch nicht 18 Jahre alten

1¥4 Arbeitstage,

___schwerbehinderten Arbeiter im Sinne

des Schwerbehindertengesetzes 2t/4+ Arbeitstage,”

Bonn, den 13.10.1978

Anderungstarifvertrag Nr. 32 zum MTL Il
vom 13. Oktober 1978

Bezug: Manteltarifvertrag fiir Arbeiter der Lénder —
MTL II — vom 27. Februar 1964 (StAnz. S. 383, 507
und 628), zuletzt geindert durch den Anderungs-
tarifvertrag Nr. 31 vom 28. April 1978 (StAnz. S.
1532)

Die Tarifgemeinschaft deutscher Linder und die Gewerk-

schaft Offentliche Dienste, Transport und Verkehr haben Ein-

vernehmen iiber den AbschluB des Anderungstarifvertrages

gez. Unterschriften

gestrichen.
7. Die Anlage 4 Abschn, ,Dazu in den Lé#ndern* wird wie
folgt erginzt:
a) In Unterabschnitt ,Baden-Wiirttemberg® wird nach der
Position
LArbeiter der Leitwarte im Bereich Technik der
Universitdt Konstanz*
die Position
oArbeiter der Leitwarte des Technischen Beiriebs-
amtes der Universitat Tiibingen®
eingefiigt.
b) In Unterabschnitt ,Niedersachsen* wird vor der Posi-
tion
,Arbeiter der Fernkiltezentrale der Medlzinischen

Nr. 82 zurn MTL II erzielf. Mit dem Tarifvertrag werden im
wesenilichen Folgerungen aus der Dritten Verordnung zur
Anderung reisekostenrechtlicher Vorschriften vom 17. Januar
1978 (GVBL I S. 90) fiir diejenigen besonderen tarifvertrag-
lichen Enischidigungen gezogen, denen ein reisekostenrecht-
licher Charakter innewohnt. -
Fiir das Land Hessen sind von Bedeutung die Anderungen in
§ 1 Nrn. 1 bis 4 und in Nr. 6. Mit der letztgenannten Anderung
wird fiir die noch nicht 18 Jahre alten (betroffen sind prak-
tisch nur die 17jahrigen) voriibergehend beschiftigten und
nicht vollbeschifiigten Arbeiter die bisher versehentlich un-
terblichene Angleichung an die verlingerte Urlaubsdauer
nachgeholt. . R
Ich gebe den Tarifvertrag hiermit zum Vollzuge bekannt.
Wiesbaden, 11. 12, 1978 Der Hessische Minister des Innern
IR 42 —P 2203 A—115
StAnz. 1/1979 S. 4

Anderungstarifvertrag Nr. 32 zum MTL II vom 13. Oktober
1978 ,
Zwischen der Tarifgemeinschaft deutscher Linder, verireten
durch den Vorsitzer des Vorstandes, einerseits, und der Ge-
werkschaft Offentliche Dienste, Transport und Verkehr -——
Hauptvorstand —, andererseits, wird folgendes vereinbart:
§ 1 Anderungen des MTL IX
Der Manteltarifvertrag fiir Arbeiter der Linder (MTL II) vom
97. Februar 1964, zuletzt getindert durch den Anderungstarif-
vertrag Nr. 31 zum MTL II vom 28. April 1978, wird wie folgt
gedndert: ’ o T
1. In Nr. 11 Abs. 4 SR 2a wird der Betrag ,3,60 DM*
den Betrag ,,3,95 DM“ ersetzt.
9. Nr.13 Abs.1 SR 2b wird wie folgt gedindert:
a) Buchstabe a wird wie folgt gefindert:
aa) In Unterabsatz 1 Satz 2 werden der Betrag ,0,95
DM durch den Betrag ,1,06 DM* und der Betrag
,»1,05 DM“ durch den Betrag ,1,15 DM* ersetzt.

durch

Hochschule Hannover®

die Position
,Kesselwirter der Dampfzentirale der Medizinischen
Hochschule Hannover*

eingefiigt.
¢) Es wird der folgende Unterabschnitt ,Nordrhein-West-
falen“ angefligt:
»Nordrhein-Westfalen
Arbeiter im Zentralkiltewerk der Universitit Ble-
lefeld”.
§ 2 Inkrafitreten
Es treten in Krafi:
a) §1 Nrn.1 bis 3, 5 und 7 am 1. November 1978,
b) § 1 Nrn. 4 und 6 mit Wirkung vom 1. Januar 1978,

Bonn, den 13.10. 1978
gez. Unterschriften

e

Ungiiltigkeitserkldrung eines Ausweises filr amtlich
anerkannte Sachverstindige und amtlich anerkannte Prlifer
fiir den Kraftfahrzeugverkehr

Der am 4. Juli 1977 vom Hessischen Minister des Innern f{ir

Hans-Joachim Vogler, V. Abteilung der Hessischen Bereft-

schaftspolizei, ausgestellte Ausweis fiir amilich anerkannte

——wgachverstindige und amtlich anerkannte Prilifer Iiir den

Kraftfahrzeugverkehr, beschrinkt auf den Bereich der hes-
sischen Vollzugspolizei, ist in Verlust geraten.
Der Ausweis wird hiermit fiir ungiiltig erkléirt.
Wiesbaden, 13. 12, 1978
Der Hessische Minister des Innern

III B 2-—8e0405
StAnz. 171979 S. 4
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DER HESSISCHE MINISTER DER FINANZEN

Dienstanweisung der staatlichen Hochbauverwaltung des
Landes Hessen (DABau)

Bezug: Erlasse vom
1) 26. 1.1973 (StAnz. S. 340)
2) 23.10.1974 (StAnz. S.2033)
3) 30. 5.1975 (StAnz. S.1144)
4) 27.12.1976 (StAnz. 1977 S. 169)
5) 15. 7.1977 (StAnz. S. 1577)
6) 8. 8.1978 (StAnz. S.1714)

Die Dienstanweisung der staatlichen Hochbauverwaliung des
Landes Hessen wurde mit den Bezugserlassen 1) bis 5) ab-
schnittsweise eingefithrt und mit Erlaf3 vom 8. 8. 1978 zum Teil
gedndert und erglinzt.

Um die Handhabung der DABau den Stellen zu erleichtern,
denen die Ringbuchausgabe nicht zur Verfiigung steht, w1rd
nachstehend der Wortlaut der Abschnitte A bis L der DABau
in der Fassung vom 8. 8. 1978 bekanntgemacht.

AuBerdem sind in einem Verzeichnis die Muster und Anhénge
der DABau aufgefiihrt, die als Vordrucke von der Landesbe~
schaffungsstelle Hessen, HumboldtstraBe 14, 6200 Wiesbaden,
bezogen werden kdnnen.

‘Wiesbaden, 15. 11, 1978 .
Der Hessische Minister der Finanzen
B1000 —1—1—VA2/VAla
StAnz. 1/1979 8.5

Geltungsbereich

Die Dienstanweisung der staatlichen Hochbauverwaliung des
Landes HHessen (DABau) gilt fir alle Hochbauangelegenhelten
des Landes.

Fiir die Hochbauangelegenheiten des Bundes und der Bundes-
anstalt fiir Arbeit gelien die ,Richtlinien fir die Durchfiih-
rung von Bauaufgaben des Bundes im Zustindigkeitsbereich
der Finanzbauverwaltungen® (RBBau).

Die Abschnitie K 14, X 15, K 17, K 24, K 105, K 106, K 107,
K 108, I, 101, L. 102 und L 103 DABau und die Anhénge 20/2
und 110 DABau haben erginzend Geltung auch fiir Bauange-
legenheiten des Bundes und der Bundesanstalt fiir Arbeit, so-
weit anderslautende Vereinbarungen oder Regelungen nicht
entgegenstehen.

Bei der Wahrnehmung von Bauaufgaben fiir sonstige Korper-
gchaften des 6ffentlichen Rechts, Stiftungen und dgl., fiir
nichtstaatliche Behdrden und Einrichtungen sowie fiir Einzel-~
personen ist die DABau zu beachten, soweit nicht im Einzel-
fall gbweichende Regelungen vereinbart sind.

A AUFGABEN — ORGANISATION — GESCHAFTSAB-
LAUF — PERSONAL — VERWALTUNGSEINNAH-
MEN UND -AUSGABEN

1 Aufgaben

Die staatliche Hochbauverwaltung ist fiir die Erledi-
gung der staatlichen Hochbauaufgaben in Hessen zu-
sténdig; sie kann nach besonderer Vereinbarung auch
Bauaufgaben der Xorperschaften des Offentlichen
Rechts, von Stiftungen und’ anderer Auftraggeber {iber-
nehmen.

Diese Aufgaben werden in der Ortsinstanz von den
Staatsbaudmtern und Staatlichen Hochschulbaudmtern
— in der Folge als Baudamter bezeichnet — wahrgenom-
men. Aufsichisbehtrde in der Mittelinstanz ist die
Oberfinanzdirektion, oberste Dienstbehérde ist der Mi-
nister der Finanzen.

Zu den Aufgaben der staatlichen Hochbauverwaltung
- gehdren:

1.1 Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

Vorbereitung, Planung, Ausfithrung und Abrechnung
von BaumafBnahmen

des Landes,

des Bundes (ohne Bundesbahn und Bundespost) ein-
schliefilich der NATO und der Stationierungsstreit-
krifie,

111
1.1.2

1.1.3 der Bundesanstalt fiir Arbeit,

sonstiger Korperschaften des Offentlichen Rechts, von
Stiftungen und dgl.,

~auf Grund besonderer Verwaltungsvereinbarungen,

nichtstaatlicher Beh6rden und Einrichtungen und von
Einzelpersonen auf Antrag, soweit die entstehenden
Kosten erstatiet werden und eine Beeintrichtigung der
iibrigen Aufgaben nicht zu erwarten ist. Die Ubernahme
solcher Auftrdge ist nur mit Zustimmung der Ober-
finanzdirektion zuldssig.

1.2 Bauunterhaltung

Vorbereitung, Planung, Ausfiihrung und Abrechnung
von Bauunterhaltungsarbeiten fiir Liegenschaften

1.2.1 des Landes,

1.2.2 des Bundes (dhne Bundesbahn und Bundéspost) und
zum Teil der Stationierungsstreitkrafte,
1.2.3 dgr Bundesanstalt fiir Arbeit,
sonstiger Korperschaften des Offentlichen Rechts, von
Stiftungen und dgl.,
auf Grund besonderer Verwaltungsvereinbarungen,
1.2.4 die fiir staatliche Zwecke angemietet sind, soweit der

Eigentiimer dazu nicht verpflichtet ist.
1.3  Amtshilfe

1.3.1 Wertermittlungen von bebauten und unbebauten
Grundstiicken,

1.3.2 Baufachliche Gutachten und Stellungnahmen,

1.3.3 Baufachliche Beratung und Priifung bei Bauten mit
staatlichen Zuwendungen,

1.3.4 Mitwirkung bei Schadensfeststellungen,

1.3.5 Baufachliche Beratung und Priifung bei der Wohnungs-
fiirsorge des Bundes,

1.3.6 Mletwertex:mntlungen.

2 Organisation

2.1 Geschiftsverteilung und Geschiftsumfang

2,11 Die Baudmter gliedern sich in Sachgebiete, die Sachge?
biete in Arbeitsbereiche.

Zur Vereinfachung des Geschiiftsganges konnen die
Bauimter zur Durchfiihrung von BaumaBnahmen Bau-
leitungen einrichten.

Die Bauiimter stellen in jedem Jahr einen Geschifis-
verteilungsplan nach dem Stand vom 1. Januar auf und
legen diesen bis zum 20. Januar der Oberfinanzdirek~
tion — fiinffach — wvor. N

In dem Geschiftsverteilungsplan der Bauidmfer (vgl.
Muster 01) *) werden die Organisation und der Personal-
einsatz im einzelnen festgelegt. Die ,Hinweise zur
Aufstellung des Geschifisverfeilungsplanes® (vgl. An-
hang 01) *) sind zu beachten.

Uber den Geschiftsumfang der Baudmter sind fiir das
abgelaufene Jahr folgende Unterlagen aufzustellen und
bis zum 1. Mérz der Oberfinanzdirektion — dreifach —
vorzulegen:

— Bauausgaben fiir Bauunterhaltung, Kleine und
- Grofle Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (vgl. Mu-
ster 02, 03, 04) %), =

— Zusammenstellung der durchgefithrten Amtshilfe
(vgl. Muster 05) *).

2.2 Dienststellenleiter

2.2.1 Der Dienststellenleiter wird durch den Minister der Fi-
hanzen bestellt.

Der Dienststellenleiter wird durch die Oberfinanzdirek~
tion in das Amt eingefiihrt. Der Wechsel von Dienst-
stellenleitern ist stets mit einer Geschiftspriifung durch
die Oberfinanzdirektion zu verbinden.

Der Dienststellenleiter leitet die Dienstgeschéifte des
Bauamtes und ist Dienst- und Fachvorgesetzter fiir alle
Amtsangehorigen,

2.1.5

2.2.2

2.2.3

#) hier nicht verdffentlicht
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224

2.3
2.2.1

2.3.2

2.3.3

24
24.1

242

24.3

2.5

2.6

#) hier nicht vertfientlicht

2.7
2.1.1

‘Wesentliche Aufgaben des Dienststellenleiters:

— Br handelt fiir die Dienststelle und vertritt sie nach.
aullen.

~- Br sorgt fiir die ordnungsgemiBe, rechtzeitige und
wirtschaftliche Erledigung der Amtsgeschifte, erteilt
die dazu erforderlichen Weisungen und uberwacht
den gesamten Dienstbetrieb.

— IBr ist fiir die Menschenfiihrung verantwortlich und
{iir Entscheidungen in personellen, organisatorischen
und haushaltsrechtlichen Angelegenheiten zusténdig.

— Iir berichtet der Oberfinanzdirektion tiber Angele-
genheiten von allgemeiner oder grundsétzlicher Be-
deutung.

— Ir hilt Amtsbesprechungen ab, an denen die Sach-
gebietsleiter und — soweit erforderhch — Sachbear-
beiter teilnehmen. Die Personalvertretung ist einzu-
laden und kann einen Vertreter entsenden.

— Ir beteiligt bei allen ein Sachgebiet betreffenden
Angelegenheiten rechtzeitig den Sachgebietsleiter.

— Fr ist fiir die Ausbildung der Beamten im Vorberei-
tungsdienst und die Ausbildung und Fortbildung der
Amisangehoérigen verantwortlich.

Sachgebietsleiter

Die Sachgebietsleiter werden mit Zushmmung des Mi-
nisters der Finanzen durch die Oberfmanzdlrektlon be-
stellt - AR

2.7.2

2.7.3

2.7.4

2.8
2.8.1

2.8.2

tungsdienstes wahr. .
Wesentliche Aufgaben der Sachgebietsleiter:

— Die Sachgebietsleiter sind fiir die ordnungsgemiBe,
sparsame, zeitgerechte und zweckentsprechende Ab-

2.8.3

Vertretung

Die Oberfinanzdirektion bestellt den sténdigen Vertre-
ter des Dienststellenleiters.

Der Dienststellenleiter bestellt den Stellvertreter fiir

_den stdndigen Vertreter.

Die Sachgebietsleiter werden durch andere Sachgebiets-
leiter vertreten. Die Vertreter der Sachgebietsleiter sind
in den Geschéftsverteilungspléinen auszuwelisen.

Die Vertretung des Geschiiftsstellenleiters regelt der
Dienststellenleiter. Die Vertretung der Hauptsachbear-
beiter und Sachbearbeiter regelt der Dienststellenleiter
im Benehmen mit den Sachgebietsleitern.

Befugnisse gemiB VV zu § 70 LHO

Der Dienststellenleiter und die Sachgebietsleiter haben
Anordnungsbefugnis (VV Nr. 20 zu § 70 LHO) und voll-
ziehen die Feststellung der sachlichen Richtigkeit (VV
Nrn. 12 bis 14 zu § 70 LHOY) in ihrem Sachgebiet.

Der Geschéftssiellenleiter hat die Anordnungsbefugnis
und vollzieht die Feststellung der sachlichen Richtig-
keit, beschrénkt auf den Personal- und Sachhaushalt,

Der Geschiftsstellenleiter und die Hauptsachbearbeiter

vollziechen die Feststellung der rechnerischen Richtig-

keit (VV Nrn. 15 bis 17 zu § 70 LHO), soweit nicht Sach~
bearbeiter und Mitarbeiter (vgl. Nrn. 2.8.3 und 2.8.4)
Teilbescheinigungen abgegeben haben (VV Nr. 17.1
Satz 3 zu § 70 LHO).

Der Sachbearbeiter fiir Haushaltsangelegenheiten voll-
zieht die Feststellung der rechnerischen Richtigkeit der
f6rmlichen Zahlungsanordnungen.

Die technischen Sachbearbeiter bescheinigen die fach-
technische Richtigkeit (Teilbescheinigung nach VV Nr.

wicklung aller Aufgaben ihres Sachgebietes verant-
wortlich. Sie erteilen den Angehdrigen ihres Sachge-
bietes die erforderlichen dienstlichen Weisungen und,
sind deren unmittelbare Fachvorgesetzte. )
Sie bearbeiten die baurechtlichen und vertragsrecht-
lichen Angelegenheiten im Sachgebiet, ggf. im Be-
nehmen mit den zustédndigen anderen Sachgebiets-
leitern.
Sie nehmen an allen ihr Sachgebiet betreffenden
wichtigen Besprechungen oder Verhandlungen mit
anderen Behoérden, Institutionen, Firmen oder Pri-
vatpersonen teil und sorgen fiir die ordnungsgeméfe,
Fertigung einer Niederschrift. .
— Sie bearbeiten besonders schwxerlge Angelegenhel-
ten selbst. Yy
— Sie beteiligen bei allen einen Arbeltsberexch betref-, e
fenden Angelegenheiten rechtzeitig den Hauptsach—
hearbeiter.

2.8.4

2.8.5

2.8.6

2.9

Geschiftsstellenleiter / Hauptsachbearbeifer 99.1

Der Geschiftsstellenleiter wird durch die Oberfinanz-
direktion bestellt.

Der Geschiftsstellenleiter und die Hauptsachbearbeiter .
nehmen besonders schwierige und verantwortungsvolle
Aufgaben des gehobenen technischen Verwaltungsdien-
stes wahr.

Wesentliche Aufgaben des Geschaftsstellenle1ters u.nd

der Hauptsachbearbeiter:

— Sie wirken bei allen wichtigen Angelegenheiten ihres
Arbeitsbereiches mit. .

~ Sie bearbeiten schwierige Angelegenhe1ten 1hres Ar-
heitsbereiches selbst.

— Sie koordinieren die Aufgaben und Ausarbeifungen
der Sachbearbeiter und Mitarbeiter ihres Arbeitsbe~
reiches, ggf. in Verbindung mit anderen Arbeitsbe~
reichen.

Sachbearbeiter und Mitarbeiter

Die Sachbearbeiter bearbeiten die ihnen zugeteilten An-

gelegenheiten. )

Die Mitarbeiter entlasten den Geschiftsstellenleiter, die

Hauptsachbearbeiter und Sachbearbeiter.

Im {ibrigen sind fir die Aufgaben nach Nrn. 2.2 bis 2.5

die ,,Grundsitze fiir die Aufgabenverteilung® (vgl. An-

hang 02) *) maBgebend.

2.9.2

2.9.3

14.1 Absatz 2 Satz 2 zu § 70 LHO).

Geeigneten Mitarbeitern kann die Befugnis zur Beschei-
nigung der rechnerischen Richtigkeit hinsichtlich der
Nachrechnung (Teilbescheinigung) durch den Dienst-
stellenleiter tbertragen werden. Die Teilbescheinigung
lautet: ,Rechnerisch richtig hinsichtlich der Nachrech-
nungu'

Wegen der Mdoglichkeit zusammengefaBter Bescheini-
gungen siehe VV Nr. 18 zu § 70 LHO.

Die Anordnungsbefugnis fiir Sachgebietsleiter und den
Geschiftsstellenleiter sowie die Befugnisse nach Nrn.
2.8.2 bis 2.8.4 sind durch den Dienststellenleiter schrift-
lich zu {ibertragen. Eine Durchschrift hiervon ist zu den
Personalakten zu nehmen.

Abweichende Regelungen sind auf begrilndete Ausnah-
mefélle zu beschréinken und bediirfen der Zustimmung
der Oberfinanzdirektion.

Zeichnungsrecht

Der Dienststellenleiter zeichnet abschlieflend:

— Wichtigen Schriftverkehr mit den vorgesetzten
Dienststellen (OFD und MdF) und iibergeordneten
Behorden,

— Axptsverfﬁgungen,
— Schriftverkehr mit der Personalvertretung,

.— Sachen, deren Zeichnung er sich im Einzelfall vorbe-

halten hat,

— Auftridge und sonstige Verbindlichkeiten, fiir die die
Sachgebietsleiter kein Zeichnungsrecht besitzen.

Die Sachgebietsleiter zeichnen fiir ihr Sachgebiet ab-

schlieBend:

— Schriftverkehr mit vorgesetzten und iibergeordneten
Dienststellen, soweit hierfiir nicht Nr, 2.9.1 gilt,

— Wichtige Schreiben an gleichgeordnete Behbrden,
Instifutionen, Firmen oder Privatpersonen,

— Auftrige an den Mindestfordernden bei Ausschrei-
bung von Bauleistungen nach VOB und Leistungen
nach VOL.

Der Geschiftsstiellenleifer und die Hauptsachbearbeiter

zeichnen fiir ihren Arbeitsbereich abschlieBend:

— Schriftstiicke, denen eine besondere Bedeutung nicht
zukommi und mit denen Verbindlichkeiten nicht
fibernommen oder anerkannt werden. Aufirége _

durch Bestellzettel kdnnen erteilt werden.
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2.10 Unterrichiungspflicht ) schalt.ung der Landesbeschaffungsstelle ﬁicht vorgese~
2.10.1 Alle Amtsangehdrigen haben ihren unmittelbaren Vor- hen sind.

2.10.2
S 211

2.11.1
2.22.2

2.11.3

2.11.4

2.12
2.12.1

2.12.2

2.13
2.13.1

2.13.2

2.14

2.15
2.15.1

2.15.2

2.16
2.16.1

2.16.2

2.16.3

2.17
2.17.1

geselzten liber die von ihnen bearbeiteten Angelegen-
heiten so zu unterrichten, daf3 dieser liber ihre Tatigkeit
und ihren Arbeitsumfang stets auf dem laufenden ist.

Vorkommnisse von besonderer Bedeutung sind dem
Vorgesefzten unverziiglich zu berichten.

Siegelflihrung

Die Baudimter fiilhren das Landessiegel nach den lan-
desgeseizlichen Bestimmungen; es wird ausschlieflich
durch die Oberfinanzdirektion beschafft.

Die Befugnis zur Siegelfiithrung ist den Geschéfisstel-
lenleitern zu {ibertragen. Sie sind fiur die Aufbewah-
rung unter Verschlufi verantwortlich.

Die Landessiegel diirfen nur verwendet Werden, um
Unterschriften amtlich zu beglaubigen und Schriftstiicke
als amtliche Schriftstiiqke zu kennzeichnen.

Der Verlust des Landessiegels ist unverziiglich der
Oberfinanzdirektion anzuzeigen.

Dienstausweise

Dienstausweise fiir die Dienststellenleiter werden von
der Oberfinanzdirektion ausgestellt.

Dienstausweise fiir Amtsangehorige werden von dem
Dienststellenleiter ausgestellt.

Dienststunden

Die Dienststunden richten sich nach den landesrecht-
lichen Vorschrifien. Der Dienststellenleiter kann in be-
griindeten Ausnahmefillen mit Zustimmung des Per-
sonalrates fir einzelne Verwaltungsangehérige die
Dienststunden abweichend von Satz 1 regeln.

Die Verwaltungsangehdrigen sind zur Leistung von ge-
legentlichen Uberstunden ohne besondere .Vergitung
nach den beamten- und tarifrechtlichen Vorschriften
verpflichtet.

Gelegentliche Uberstunden bis zu insgesamt sechs Ar-
beitstagen innerhalb eines Kalendermonats werden von
dem Dienststellenleiter, dariiber hinaus von der Ober-
finanzdirektion angeordnet.

Uberstunden, die nicht durch Arbeitsbefreiung ausge-.

glichen werden, ordnet der Minister der Finanzen an.

Dienstreisen und Dienstglinge

Dienstreisen und Dienstgénge innerhalb des Amtsberei-
ches genehmigen im Rahmen der reisekostenrechtlichen
Bestimmungen die Sachgebietsleiter. Dienstreisen in-
nerhalb des Landes Hessen genchmigt der Dienststel-
lenleiter, innerhalb des Bundesgebietes die Oberfinanz-
direktion, in das Ausland der Minister der Finanzen.

Amtsblitier, Blicher und Zeitschriften

Die Baudmter miissen mit den fiir die Wahrnehmung
der Dienstgeschéifie erforderlichen Amtsblattern, Fach-
blichern, Fachzeitschriften und ggf. einer Tageszeitung
ausgestattet sein. Druckwerke sind durch die Baudmter
zu beschaffen, soweit eine zentrale Beschaffung nicht
vorgesehen oder wirtschafilicher ist.

Uber vorzuhaltende Druckwerke ist eine Kartei (vgl

" Muster 06) *¥) zu fihren.

Geridte und Ausstatiungsgegenstinde

Die fiir den Dienstbetrieb erforderlichen Gerite, Aus-
stattungsgegenstiinde und Biiromaschinen werden unter
Einschaltung der Landesheschaffungsstelle durch die
Bauiimter beschafft, soweit eine zentrale Beschaffung
nicht vorgesehen oder wirtschaftlicher ist (vgl. K 17
Nr. 3.3). )

Uber alle Gerdte und Ausstattungsgegenstinde ist eine
Kartel (vgl. Muster 06) *) zu fihren.

Gerfite und Ausstatiungsgegenstinde sind als staat-
liches Eigentum zu kennzeichnen und pfleglich zu be-
handeln. Fiir Maschinen sollen Wartungsvertrige ab-
geschlossen werden.

Verbrauchsgegenstinde

Verbrauchsgegenstinde werden durch die Bauimter be-
schaflft, soweit eine zentrale Beschaffung und die Ein-

*) hier nicht verdffentlicht

2.17.2

2.17.3

2.18
2.18.1

2.18.2

2.18.3

2.19
2.19.1

2.19.2

© 2.19.3

2.19.4

3.1
3.1.1

3.1.5

3.1.7

Verbrauchsgegenstéinde, deren regelmiBige Gebrauchs~
fahigkeit mehr als drei Jahre betrigt oder deren Wert
20,— DM iibersteigt, sind in einer Kartei (vgl. Muster
06) *) nachzuweisen.

Im iibrigen sind die jeweils geltenden Bestimmungen zu,
beachten.

Kraftfahrzeuge .

Dienstkraftfahrzeuge werden aﬁsschlieﬁlich durch die
Oberfinanzdirektion beschafft.

Filir den Betrieb der Dienstkrafifahrzeuge sind die
Kraftfahrzeugbestimmungen in der jeweils geltenden
Fassung malBgebend.

Zur Erledigung von Dienstgeschiften kdnnen aner-
kannte privateigene Kraftfahrzeuge eingesetzt werden.
Hierfiir sind die Richtlinien fiir die Anerkennung pri-
vateigener Kraftfahrzeuge und ihre dienstliche Benut-
zung in der jeweils geltenden Fassung maBgebend.

Unterbringung

Jedes Bauamt ist moglichst in einem Gebiude unter-
zubringen. An geeigneter Stelle sind Wegweiser anzu-~

bringen. Die einzelnen Zimmer sind mit Zimmernums-

mern und den Namen der in den Zimmern tétigen
Amtsangehdrigen zu versehen.

Fir die Verkehrssicherheit in den Dienstriumen und
Zugangen ist der Dienststellenleiter verantwortlich. Die
allgemeinen Vorschriften der Hessischen Ausfiihrungs-
behoérde fiir Unfallversicherung sind zu beachten.

Fir Bekanntmachungen des Bauamtes, der Personal-
vertretung und der Berufsveriretung ist eine Anschlag-
tafel an gut sichtbarer Stelle anzubringen.

Jedes Bauamt hat — sofern ihm die Hausverwaltung
obliegt — eine Haus- und Feuerldschordnung aufzustel-
len. Die Feuerldschordnung ist mit der értlichen Brand-~
schutzbehOrde abzustimmen.

Geschiftsablauf
Behandlung der Einginge

Die Einginge, mit Ausnahme der unter Nrn. 3.1.2 bis
3.1.5 bezeichneten Einginge, werden in der Postein-
gangsstelle gedffnet und mit dem Eingangsstempel un~
ter Angabe der Zahl der Anlagen versehen. Stimmen
die Anlagen mit der vom Absender angegebenen Zahl
nicht iiberein, so ist dieses auf den Schrifistiicken zu
vermerken. Die Eingénge sind in besonderen Eingangs-
mappen dem Geschiftsstellenleiter zuzuleiten. Dieser
Zeichnet die Einginge auf die zusti3ndigen Sachgebiete
aus und kennzeichnet Erlasse, Verfligungen und Schrift-
stiicke von allgemeiner Bedeutung mit dem Vermerk
LAY (allgemeine Akten) und Terminsachen mit dem
Vermerk ,, T¢ Danach sind die Eingangsmappen dem
Dienststellenleiter vorzulegen. Dieser leitet sie nach
Durchsicht den Registraturen zu. Dort werden die Ein-
ginge mit Aktenzeichen entsprechend dem Aktenplan
versehen, in den Karteien registriert und den Sachge-
bietsleitern zugeleitet.

‘Werisendungen, Einschreiben und Sendungen mit Zu-
stellungsurkunde diirfen nur durch die vom Dienststel-
lenleiter besonders ermichtigten Amitsangehérigen ent-
gegengenommen werden.

Alle Sendungen vorgesetzfer Dienststellen sind voh dem
Geschiftsstellenleiter zu 6ffnen.

Drucksachen, Prospekte, Einladungen, Anzeigen und
dgl. sind, soweit sie zeitweiligen Wert haben, von dent
Geschiftsstellenleiter mit dem Vermerk ,,S* (Sammel-~

‘sachen) zu versehen und an geeigneter Stelle aufzube-

wahren, im {ibrigen zu vernichten.

Sendungen, die persdnliche Anschriffen tragen, gehen
ungedffnet an die bezeichneten Empfénger, Diese geben
Schriftstiicke, die dienstliche Angelegenheiten betreffen,
unverziiglich zur Posteingangsstelle,

Einginge mit dem Zusatz ,,zu Hinden von...“ sind wie
Eingénge ohne Zusatz zu behandeln.

Fiir die Dienststelle bestimmte Sendungen, die bei Bau-
leitungen oder Amtsangehdrigen eingehen, sind umge=~
hend der Posteingangsstelle zuzuleiten,
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3.1.8 Rechnungen leitet der Geschiftsstellenleiter den z : 3.6  Absendung der Schriftstiicke
sténdigen Sachgebietsleitern unmittelbar zu. ..8.6.1 Die unterschriftlich vollzogenen Reinschriften sind mit

3.1.0 Angebote, die auf Grund einer offentlichen oder be- } Anlagen sowie mit den Entwiirfen, Durchschriften und
schrinkten Ausschreibung eingehen, bleiben ungedifnet; Akten umgehend den Absendestellen (Registraturen)
sie sind auf dem Umschlag mit dem Elngangsstempel zuzuleiten. Diese haben sich zu vergewissern, dafi die
zu versehen, in der Reihenfolge ihres Einganges zu nu- Vorginge vollstindig sind.
merieren und bis zum Erdffnungstermin unter Ver- 355 Dpie Absendestelle vermerkt auf der Aktenausfertigung
schluB aufzubewahren. ’ " eines Schriftstiickes das Datum der Reinschrift und der

3.2  Sicht- und Arbeitsvermerke ‘ Absendung. Der Absendende zeichne{ mit Namenszel-

3.2.1 Der Dienststellenleiter versieht die Eingénge mit nach- chen ab.
stehenden Vermerken in griiner Farbe: N Verwaltung der Akten
/ = Kenntnis genommen 5 . 8./1.1 Die Akten sind sicher und ordnungsgemis aufzubewah-
+ = abschliefende Zeichnung vorbehalten ren. Jsadh N

. : Personalsachen, die den einzelnen Verwaltungsangeh-
A = zur Kenn:n%s vozhAziang ~-rigen betreffen: sind vertraulich zu behandeln.
e 21:1r Ker%n nis na . gang Fiir die Aktenfithrung haben die Bau#imter eine allge~
bR = bitte Riicksprache meine Registratur (einschl. VerschluBsachen) und, davon
nR = nach Riickkehr zur Kenntnis rdumlich getrennt, eine Personalregistratur einzurich-

3.2.2 Die Sachgebietsleiter zeichnen die Einginge in blauer ten. . . .

Farbe auf die Hauptsachbearbeiter aus, ggf. unter Ver~- 3.7.2 In den Registraturen sind zu fithren:
wendung der in Nr. 3.2.1 aufgefiihrten Vermerke, — das Aktenverzeichnis,

3.3  Erledigung der Eingénge — die Kartei fiir den Schriftverkehr,

3.3.1 Alle Einginge sind so schnell wie méglich zu bearbel- ‘ — die Terminkartei.
ten. Beschleunigungsvermerke sollen sparsam verwen- Zusitzlich:
det werden. usdtzlich:

3.3.2 Konnen Schreiben, die einer Anfwort bediirfen, nicht — in der allgemeinen Registratur das Brieftagebuch {tr
innerhalb von 4 Wochen beantwortet werden, sind Zwi- Verschlufisachen,
schenbescheide zu erteilen. ~— in der Personalregistratur die Personalkartei.

3.3.3 Fristen und Termine sind einzuhalten, andernfalls smd 3.7.3 Die Ordnung der Akten ist nach dem Aktenplan fiir die
Verlingerungen herbeizufihren. ‘ Finanzverwaltung in der jeweils geltenden Fassung

3.34 Wird die Abgabe eines Einganges an eine andere Be- . zgr;ynghmen. B )
horde oder Anschrift notwendig, ist dem Einsender Ab- 3.74 Die Akien der Baulimter werden eingeteilt in:
gabenachricht zu erteilen. 3741 Aligemeine Akten (A-Akten)

3.4  Schriftverkehr 77 7 ""Hierin sind aufzunehmen:

3.4.1 Schriftstiicke sollen héflich, knapp, klar, erschopfend Allgemeine Vorschriften, Erlasse, Verfiigungen und
und in gutem Deutsch abgefafit sein. Es ist die ,Ich“-  Schriftstiicke von grundsatzlicher }éedeutung.

Form zu verwenden. 3.7.4.2 Besondere Akten (B-Alkten)

3.4.2 Im Schriftverkehr mit Privatpersonen und in Schreiben ~° ' .SO_ ‘re € - ]
an Amtsangehorige sind die gebriuchlichen Hoflich- Hierin sind aufzunehmen:
keitganreden und SchluB3formeln zu verwenden. Erlasse, Verfiigungen und Schriftstiicke, die sich auf

3.4.3 Im Schriftverkehr der Dienststellen untereinander sind Einzelfélle (z. B. ein bestimmtes Bauvorhaben) beziehen.
Anreden und SchluBformel wegzulassen. 3.7.4.3 A~ und B-Akten werden nur bei Bedarf angelegt.

3.44 Der Schriftverkehr mit den obersten Landes- und Bun- 375 Alle Akten sind in den Registraturen aufzubewahren.
desbehorden ist tiber die Oberfinanzdirektion zu fiihren. Ausnahmen sind bei B-Akten zeitweilig zul#ssig. Dile
Haben oberste Behorden unmitielbaren Bericht gefor- Personalakten sind bei dem Gesch#fisstellenleiter unter
dert_, ist der Oberfinanzdirektion eine Durchschrift des Verschlufl zu halien.

Berichtes vorzulegen. 3.7.6 Die Akten, ausgenommen Personalakten, sind in Steh-

3.45 Fiir Berichte und Schreiben der Baudmier sind Kopi- ordnern aufzubewahren. Nach Bedarf kann ein Steh-
bégen (vgl. Muster 07 und 08) *) zu verwenden. Das Ak~ ordner fiir mehrere Aktenzeichen verwendet werden, Die
tenzeichen ist dem Aktenplan zu entnehmen. Ordner sind dem Aktenplan entsprechend zu beschrif-

35 Behandlung der Schriftstiict ten; auf den Stehordnern fiir die Gebiudeakien sind

dr.l. e ritistucke . . . zusitzlich die Kreisnummer, ggf. die Nummer des Ge-

3.5.1 Der fiir den Entwurf verantwortliche Bearb_elter zeich- | biudebereiches, die Nummer der Geb#udeanlage nach
net am Schluf des Entwurfs rechts unten mit Namens- dem Gebiudeverzeichnis und die Nummer des Gebiu-
zeichen und Datumsangabe. Wirken bei der Abfassung des nach der Gebiudekarte anzugeben (vgl. K 106 Nrn.
eines Berichies oder eines Schreibens mehrere Bearbei-

. . N 24 und 3.1.3).
ter mit, haben auch diese den Entwurf abzuzeichnen. 3
Bei Bedarf ist ein Verteiler vorzusehen und am Schlufl Die Zeit der Anlegung und des Abschlusses der Akten
des Entwurfs anzugeben, wer Kenntms oder ggf. Durch- ist auf ihnen zu vermerken. Werden fiir ein Aktenzei-
schrift erhalten soll. chen mehrere Ordner erforderlich, so sind diese zus#tz~
. lich mit rdmischen Ziffern zu versehen. Die zu den ein-

352 Der Dienststellenleiter zeichnet ohne Zusatz, desse‘x‘l zelnen Akten gehdrenden Schriftstiicke sind zeitlich so
stdndiger Vertreter mit dem Zusatz ,In Vertretung®, zu ordnen, daB der letzte Vorgang oben liegt. Die Vor-
sonstige Unterschriftsberechtigte mit dem Zusatz ,Im géinge sind jeweils zusammenzufassen, Der Aufbewah-
Auftrag®. Unter der Unterschrift ist der Name in Ma- —.rungsort von Anlagen, die wegen ihres Umfanges nicht
schinenschrift zu setzen; Dienstbezeichnungen sind nicht 1 zu den Akten genommen werden kénnen, st auf dem
zu verwenden. Schriftstiick zu vermerken. Bei Ausgabe von Akten Ist

3.5.3 Reinschriften sind grundsétzlich vom Unterschriftsbe~ ein Wahrzettel an der Entnahmestelle einzulegen, aus
rechtigten zu unterschreiben und mit Datum zu ver- dem der Tag der Ausgabe und der Name des Emplin-
sehen. Namensstempel diirfen nicht verwendet werden. gers zu ersehen ist.

3.5.4 Nichtabgeschlossene Vorginge sind mit dem Vermerk Die Personalakten sind nach den Verwaltungsvorschrif-
~Wv* (Wiedervorlage) unter Angabe des Vorlagedatums _ ten in der jeweils geltenden Fassung zu fibren,
zu versehen. .31 In den Aktenverzeichnissen sind alle tatsBchlich vor-
Abgeschlossene Vorginge sind mit dem Vermerk ,z.d.A.“ handenen allgemeinen Akten (A-Akten) und besonde-

3.5.5

(zu den Akten) zu versehen. Dieser Vermerk ist vom zu-
stindigen Sachgebietsleiter abzuzeichnen.

*) hier nicht vertifentlicht

ren Akten (B-Akten) aufzufiihren. Der Aufbewahrungs-
ort von Akten auBerhalb der Registraturen sowie der

. Zeitpunkt der Aussonderung von Akten sind in dem

Aktenverzeichnis zu vermerken.
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3.1.8

3.1.9

3.7.10

3.7.11

8.7.12

3.8
3.8.1

3.8.2

3.8.3

3.9

4.1
4.1.1

Die Karteien fiir den Schriftverkehr (vgl. Muster 09) *)
sind getrennt fiir A- und B-Akten nach Aktenzeichen
geordnet, anzulegen. In den Karteikarten sind die ein-
und ausgehenden Schriftstiicke in zeitlicher Reihenfolge
zu registrieren. Fiir Ein- und Ausginge sind jeweils be-
sondere Zeilen zu verwenden.

Die Eintragung mufBl den wesentlichen Inhalt des
Schriftstiickes in Kurzform und den Geschéftsablauf er-
kennen lassen.

Die auf den Schriftstiicken angebrachten Vermerke
(Wv., z.d.A., T. und dgl,) sind auf der Karieikarte ein-
zutragen.

Nicht in die Karteikarten einzutragen sind Angebote,
Empfangsbestiétigungen von Aufirdgen, Rechnungen,
Schriftstiicke unwesentlichen Inhalts und Sammel~
sachen.

Alle einmaligen (E) und wiederkehrenden Termine (W)
sind in eine Terminkarte (vgl. Muster 010) *) einzutragen.
Die Terminkarten sind nur bei Bedarf anzulegen und
nach Kalendertagen zu ordnen. Alle auf einen Tag fal-
lenden Termine sind in einer Terminkarte aufzuneh-
men.

Zehn Tage vor dem Vorlagetermin erinnert die Regi~
stratur den zustéindigen Sachgebietsleiter an die Bear-
beitung. Einmalige Termine sind nach FErledigung in
der Terminkarte zu streichen. Von nicht fristgerecht er-
ledigten Terminen ist der Geschiftssiellenleiter zu un-
terrichten.

Das Brieftagebuch fiir VerschluB3sachen ist nach den Be-
stimmungen der VerschluBlsachenanweisung in der je-
weils geltenden Fassung zu fiihren.

Fiir die Aufbewahrungsfristen und Aussonderung von
Akten sind die ,,Bestimmungen liber die Aufbewahrung
und Aussonderung von Akten, Listen und sonstigem
Schriftgut im Bereich der Finanzverwaltung® in der je-
weils geltenden Fassung mafigebend (vgl. auch K 10).

Flir jeden Amisangehorigen ist eine Personalkarte (vgl.
Muster 011) *) zu fithren.

Verwaltung der Plane

Die Originale aller fiir BaumafBinahmen gefertigten
Pline sowie die Baubestandszeichnungen sind zeitlich
unbegrenzt aufzubewahren (vgl. auch K 10 Nr. 2.1).

Die Pline sind in Planschrinken iibersichtlich geordnet
unterzubringen und in einem Planverzeichnis oder einer
Plankartei zu erfassen.

Alle Planschrinke sollten in einem Raum (Plankammer)
untergebracht sein. Die Verwaltung der Pline ist einem
Amtsangehoérigen zu tibertragen.

Bei Ausgabe von Plénen ist ein Wahrzettel anzulegen,
aus dem der Tag der Ausgabe und der Name des Emp-
fBngers zu ersehen ist.

Aufbewahrung von Modellen

Wertvolle Modelle sind aufzubewahren; sie kénneh
auch vom NutznieBer ibernommen werden.

Personal
Einstellung und Verwendung von Personal

Vor Einstellung von Personal ist zu priifen, ob hierfiir
eine sachliche Notwendigkeit besteht. Die Auswahl ge-
eigneter Bewerber obliegt dem Dienststellenleiter, so-
weit die Bewerber der Dienststelle nicht durch die
Oberfinanzdirektion oder den Minister der Finanzen
zugewiesen werden.

Vor Ablauf der Probezeit priift der Dienststellenleiter,
ob der eingestellite Amtsangehotrige die Voraussetzun-
gen flir das vorgesehene Arbeitsgebiet erfiillt und £iir
eine Weiterbeschiftigung geeignet ist. Ist dies nicht der
Fall, ist die Klindigung oder die Eritlassung aus dem
Beamtenverhdlinis rechtzeitig zu veranlassen.

Die Oberfinanzdirektion oder der Minister der Finanzen
entscheiden, soweit der Dienststellenleiter nich{ allein
zustéindig ist, Giber:

— Einstellungen und Entlassungen, ]
— beabsichtigte Umsetzungen innerhalb des Geschifts-

bereiches der Dienststelle, sofern sie haushalts- oder
tarifrechtliche Auswirkungen haben,

*) hier nicht verdifentlicht

414

42

4.3
43.1

4.3.2

4.4

4.5

4.6

4.7
4.7.1

4.7.2

4.7.3

47.4

— die Ubertragung htherwertiger Titigkeiten.

Abordnungen und Versetzungen zu anderen Dienststel~-
len werden durch die Oberfinanzdirektion oder den Mi-
nister der Finanzen angeordnet.

Die Zuweisung eines Amisangehoérigen zu einem Teil
des Bauamtes an einem anderen Ort erfolgt durch den
Dienststellenleiter nach vorheriger Besprechung mit
dem Personalrat,

Bei Aufgabenminderung ist der Oberfinanzdirektion
freizustellendes Personal, unter Angabe der Eignung,
rechizeitig zu melden. Diese priift, ob eine anderweitige
Verwendung moglich ist.

Die Beendigung von Arbeitsverhéltnissen ist der Ober-
finanzdirektion anzuzeigen.

Vereidigung und GelGbnis

Den Diensteid der Beamten und das Geldbnis der An-
gestellten und Arbeiter nimmi der Dienststellenleiter
ab.

Verantwortung

Die Amtsangehérigen sind fiir die sachgemife Erledi-~
gung der ihnen lbertragenen Aufgaben verantwortlich;
sie sind an die Weisungen ihrer Vorgesetzten gebunden.

Von der Verantwortung sind sie fiir den Einzelfall ent-
bunden, wenn sie mit ihrer Meinung nicht durchgedrun-
gen sind und dies zu den Akten vermerkt haben. Dieser
Vermerk ist von dem Weisungsbefugten gegenzuzeich-
nen. Die Verantwortung beschrénkt sich in diesem Fall
auf die richtige Bearbeitung nach den gegebenen Wei-
sungen. ‘

Amtsverschwiegenheit und Schweigepflicht

Neueingestellte Verwaltungsangehorige sind tber die
geltenden Bestimmungen der Amtsverschwiegenheit
und Schweigepflicht zu belehren. Die Belehrung ist ak-
tenkundig zu machen.

Aussagegenehmigung

Verwaltungsangehorige, die in einem behdrdlichen Ver-
fahren Partej oder Beschuldigte sind oder als Zeugen,
Sachverstéindige oder Gutachter vernommen werden
oder Erklirungen abgeben sollen., bediirfen der Aus-
sagegenehmigung {iber die ihnen bei ihrer dienstlichen
Tétigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten. Dies
gilt auch fiir ausgeschiedene Verwaltungsangehorige in
dienstlichen Angelegenheiten.

Soll ein Verwaltungsangehoriger als Partei, Beschuldig-
ter oder Zeuge vor Gericht oder einer Behdrde gehort
werden, ist die Genehmigung durch das Gericht oder
die Behorde, in allen anderen Fillen durch den Verwal-
tungsangehotrigen selbst einzuholen. Aussagegenehmi-
gungen werden durch den Dienststellenleiter, fiir den
Dienststellenleiter durch die Oberfinanzdirektion er-
teilt.

Nebentatigkeit

Die Ubernahme oder Ausiibung einer Nebentitigkeit ist
nur im Rahmen der hierfiir geltenden Bestimmungen
zulédssig. Diese Bestimmungen sind den Verwaltungsan-
%gharigen gegen schriftliche Bestitigung bekanntzuge-

en. :

Urlaub und Dienstbefreiung

Die Gewidhrung von Urlaub (Erholungsurlaub, Urlaub
fur ein Kur- oder Heilverfahren, Genesungsurlaub, Zu-
satzurlaub, Sonderurlaub) und Dienstbefreiung richten
sich nach den beamten- und tarifrechtlichen Vorschrif-
ten.

Zu Beginn eines Kalenderjahres ist ein Urlaubsplan
aufzustellen.

Erholungsurlaub, Urlaub fiir ein Xur- oder Heilverfah-
ren und Zusatzurlaub gewidhrt der Dienststellenleiter,
Genesungsurlaub bis zu drei Wochen die Oberfinanz-
direktion.

Fiir die Gewdhrung von Genesungsurlaub von mehr als
drei Wochen und von Sonderurlaub ist der Minister der
Finanzen zustindig.

Dienstbefreiung kann der Dienststellenleiter bis zu

- sechs Werktagen, die Oberfinanzdirektion bis zu zwolf

Werktagen erteilen. Dariiber hinaus bedarf es der Zu-
stimmung des Ministers der Finanzen.
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475 Urlaub und Dienstbefreiung fiir den Dienststiellenleiter
gewdhrt die Oberfinanzdirektion. Der Dienststellenlei-
ter kann sich Erholungsurlaub bis zur Dauer von fiinf
Arbeitstagen selbst nchmen und in dringenden Féllen
Dienstbefreiung bis zur Dauer von sechs Werktagen
selbst erteilen. Er hat Beginn und Ende des sich selbst
erteilten Urlaubs und bei sich selbst erteilter Dienstbe-

freiung auch den Grund der Oberfinanzdirektion vor R

Antritt anzuzeigen.

Der Urlaubsantrag ist nach Mdglichkeit sphtestens drei
Tage vor Urlaubsantritt zu stellen. Rechtzeitig gestellte
Antrige auf Erholungsuriaub gelten als genehmigt,
wenn sie nicht abgelehnt worden sind.

Die Wiederaufnahme des Dienstes nach Urlaub oder
Dienstbefreiung ist der Geschiftsstelle anzuzeigen. Eine
durch Erkrankung oder Unfall bedingte Unterbrechung

47.8

477

des Urlaubs muB durch ein #rztliches Zeugnis nachge—

wiesen werden,

Urlaub und Dienstbefreiung sind in eine Kartei (vgl.
Muster 012) einzutragen. Die abgeschlossene Karte ist zu
den Personalakten zu nehmen.

4.8 Erkrankungen, Dienst- und Arbeitsunfille

4.8.1 Bleiben Verwaltungsangehorige wegen Erkrankung
dem Dienst fern, haben sie die Dienstunfihigkeit der
Geschéftsstelle unverziiglich anzuzeigen.

Bei Dienst- und Arbeitsunfillen sind .aulerdem Zeit-
punkt und Ort des Unfalles anzugeben und der Unfall-
hergang, unter Benennung etwaiger Zeugen, zu schil-
dern. Bei Erkrankungen, die ldnger als drei Arbeitstage
dauern, ist eine #rztliche Bescheinigung vorzulegen, die
die voraussichtliche Dauer der Erkrankung enthalten
soll. line Bescheinigung der Krankenkasse ersetzt die
drztliche Bescheinigung. Beruht die Dienstunfiéhigkeit
auf dem Verschulden eines Dritten, gegen den ein Scha-

4.7.8

denersatzanspruch geltend gemacht werden kann, ist

dies der Geschiftsstelle mitzuteilen.

Dariiber hinaus sind Arbeitsunfille von Angestellten
und Arbeitern der Hessischen Ausfithrungsbehsrde fiir
Unfallversicherung rechizeitig anzuzeigen.

Der Oberfinanzdirektion sind anzuzeigen:

~— Erkrankungen des Dienststellenleiters oder seines . _

Vertreters im Amt bei einer Dauer von mehr als
funf Arbeitstagen,

~— Erkrankungen von anderen Verwaltungsangehérigen
bei mehr als dreimonatiger Dauer, es sei denn, dal3
wegen der Gewidhrung von Krankenbezligen eine
frithere Mitteilung erforderlich ist.

~Die Anzeige nach Nr. 4.8.2 ist sofort zu erstatten, wenn
ein Vertreter bestellt werden muf3 oder wenn die vor-
aussichtliche Xrankheitsdauer die angegebenen Zeitab-
schnitte iiberschreiten wird.

Ist ein VerwaltungsangehOriger innerhalb der letzten
zwdlf Monate bereits wegen Krankheit dem Dienst
ferngeblieben, ist der Oberfinanzdirektion zu berichten,
wenn die Krankheitsdauer einschlieBlich der erneuten
Erkrankung drei Monate iiberschritten hat und eine
Anzeige nach Nrn. 4.8.2 oder 4.8.3 noch nicht erstattet
worden ist.

Die Beendigung der Krankheit haben die Verwaltungs-

4.8.3

48.4

485

angehérigen der Geschiftsstelle mitzuteilen. Der Ober-

finanzdirekiion ist die Wiederaufnahme des Dienstes
gnzuzmgen, wenn {iber die Erkrankung berlchtet wor-
en ist. S

Die Erkrankungen werden von der Geschaftsstelle in
die Krankheitskarte (vgl. Muster 012) *) eingetragen. Die

4.8.6

abgeschlossene Krankheitskarte ist zu den Personalak- ,

ten zu nehmen.,
49 Zeugnisse und Arbeitsbescheinigungen

4.9.1 Der Dienststellenleiter erteilt den Verwaltungsangehd-
rigen bei gegebenem Anlafi ein Zeugnis {iber Art und
Dauer ihrer Tétigkeit, das auf Verlangen auch Auskunft

i~

iiber Fithrung und Leistung geben muB. Die Ausstel-

lung von Arbeitsbescheinigungen richtet sich nach den
tarifrechtlichen Bestimmungen.

Uber Aniriige auf Abinderung eines Zeugnisses ent-
scheidet die Oberfinanzdirektion, wenn der Dienststel-
lenleiter dem Antrag nicht abhelfen kann.

4.9.2

*) hier nicht verdffentlicht

1493 FEine Abschrift des vom Dienststellenleiter erteilien

Zeugnissges ist zu den Personalakten zu nehmen.

5 Verwaliungseinnahmen und -ausgaben
5.1 Allgemeine Vorschriften

Bei der Veranschlagung und Bewirtschaftung der Haus-
haltsmittel flir Verwaltungseinnahmen und -ausgaben
“der Baufimter sind zu beachten:

— Landeshaushaltsordnung — LHO —
— Vorlidufige Verwaltungsvorschriften

zur Landeshaushaltsordnung — VV-LHO —
— Haushaltsgrundsiizegesetz, Teil II — HGrG —

—-— Gruppierungs- und Funktionenplan
— Haushalisgesetz einschlieBlich Landeshaushaltsplan.

5.2 Veranschlagung

5.2.1 Die Baudmter reichen der Oberfinanzdirektion {iber die
innerhalb ihres Geschéfisbereichs im n#chsten, ggf. auch
im tibernichsten Haushalisjahr zu erwartenden Verwal-
" tungseinnahmen und -ausgaben des Kap. 0608 fhren
Beitrag zum Voranschlag — getrennt nach Haushalts-
jahren — ein (§ 9 Abs. 2 LHO). Der Termin wird von
der Oberfinanzdirektion bestimmt.

5.2.2 Bei der Veranschlagung sind die voraussichtlichen Ein-
nahmen und Ausgaben unter Beriicksichtigung der bis-
herigen tatsichlichen Verhiltnisse und der etwa zu er-
wartenden Verdnderungen nach den Grunds#tzen einer
sparsamen Wirtschaftsfiihrung zu schitzen. Wesentliche
Abweichungen des Ansatzes gegenfiber dem Vorjahr
sind in den Erlduterungen zu begriinden.

Fiir die richtige Angabe der Buchungsstelle der Verwal-
tungseinnahmen und -~ausgaben sind mafigebend der
Gruppierungs- und Funktionenplan, die jeweiligen
_Richtlinien fiir die Aufstellung der Haushaltsvoran-
schldge und das Haushaltsgesetz mit Durchfithrungsbe-
stimmungen.

5.3 Bewirtschaflung

5.3.1 Haushaltsiiberwachungsliste fiir angeordnete Einnah-
men (HUL-E)

Bei der Bewirtschaftung von Einnahmemitieln ist eine
Haushaltsliberwachungsliste fiir angeordnete Finnah-
men zu fiihren (VV Nr. 7 zu § 34 LHO).

5.3.2 Haushaltsiiberwachungsliste fiir Ausgaben (HUL-A)
Die Haushaltstiberwachungsliste fir Ausgaben (VV Nr.
8 zu § 34 LHO) dient dem Zweck, jederzeit einen Ubcer-
blick tiber den Stand der verfiigten Ausgaben im Ver-
gleich zu den verfiigbaren Haushaltsmitteln zu ermdg-
lichen.

5.3.3 Haushaltstiberwachungsliste fGr Verpflichtungserméich-

tigungen (HUL-VE)

Hieraus ist sowohl die Zuteilung bzw. Riickzichung als

auch die jeweilige Inanspruchnahme der zugeteilten

Verpflichtungsermichtigungen ersichilich (VV Nr. § zu

§ 34 LHO).

5.3.4 Fiithrung der Listen

Die Haushaltsiiberwachungslisten sind mit besonderer
Sorgfalt zu fithren und stets auf dem laufendeh zu hal-

<o — ten. Alle in £6rmlichen Kassenanordnungen enthaltenen

Verwaltungseinnahmen und -ausgaben sind vor Uber-
sendung der Kassenanordnung an die Kasse in die ent-

--————gprechenden Listen einzutragen.

5.3.,5 Ubersicht iiber die verfiigten Ausgabemittel

Ubersichten iiber die verfiigten Ausgabemittel sind zum
5. 7., 5. 10, 5. 11., 5. 12. und 5. 1. eines jeden Jahres der
Oberfinanzdirektion vorzulegen. Der in Spalte 6 dieser
Ubersichten anzugebende J ahresbedari ist sorgféltig zu
schitzen.

5.3.6 Solange Bauimter den Kassenanschlag fiir das laufende
Haushaltsjahr noch nicht erhalten haben, diirfen sie
Verwaltungsausgaben nur auf Grund besonderer Er-
michtigung in dem dort vorgesehenen Umiange leisten.

5.3.7 Betriebsmittel

Die Betriebsmittel sind bei der Oberfinanzdirektion an-
zufordern (vgl. VV Nr. 1 zu § 43 LHO).

5.3.8 Reichen die zugewiesenen Haushaltémittel [tir Verwal-
tungsausgaben troiz sparsamer Bewirtschafltung nicht
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5.3.9

- 5.3.10

5.4
5.4.1

5.4.2

5.4.3

5.4.4

11.1
1.1.2

aus, diirfen Ausgaben erst geleistet und Verpflichtungen
erst eingegangen werden, wenn die Oberfinanzdirektion
einem Antrag auf Zuweisung weiterer Haushaltsmittel
entsprochen hat. Nicht benétigie Haushaltsmittel sind
unverziiglich zurlickzumelden.

Abgabe von Gegenstinden

Vermdgensgegenstinde diirfen nur zu ihrem vollen
‘Wert verduflert werden (§ 63 LHO). Die erzielten Erlése
sind bei Kap. 06 08 zu vereinnahmen.

Gegenstinde einer Verwaltung diirfen an eine andere
Verwaltung nur gegen Erstatiung des vollen Wertes ab-
gegeben werden (VV Nr. 3 letzter Satz zu § 61 LHO).

Hierbei sind die Bestimmungen tiber die Aussonderung
und Verwertung von landeseigenen beweglichen Sachen
zu beachten.

Wenn landeseigene Fernsprechanlagen verfiigbar wer-
den, ist der Oberfinanzdirektion zu berichten.
Postgebiihren

Es gelten die hierfiir erlassenen Landesrichtlinien.
RechnungsmiBiger Nachweis, Rechnungslegung

Feststellung der Rechnungsbelege

Bei der Priifung und Feststellung der Rechnungsbelege
sind die VV Nrn. 11 bis 19 zu § 70 LHO zu beachten
(vgl. Nr. 2.8).

Bestandteile der Rechnungsbelege

— Kassenanordnung (vgl. VV Nrn. 1 bis 26 zu § 70
LHO),

- Anlagen zur Kassenanordnung.

Der Kassenanordnung sind alle Anlagen beizufiigen, die
zur Erl&uterung der in der Rechnung enthaltenen Zah-
lenansitze notwendig sind (VV Nrn. 2.2 und 10 zu § 70
sowie 3.2.4 zu § 75 LHO). ’

Die Kassengeschifte erledigen die zustdndigen Kassen
des Landes.

Fiir kleinere und eilbediirftige s#ichliche Verwaltuhgs-
ausgaben kann bei der Oberfinanzdirektion ein Hand-
vorschuf3 beantragt werden,

-Kassenanordnungen diirfen Empfangsberechtigten bzw.

Zahlungspflichtigen zur Uberbringung an die Kasse
nicht {ibergeben werden.

Die Rechnungslegung ist von der zustédndigen Kasse des
Landes vorzunehmen (vgl. J Nr. 5). Das Verfahren der
Rechnungslegung wird jahrlich durch Erla des Mini-
sters der Finanzen (Rechnungslegungserlal) geregelt.

EINGLIEDERUNG DER BAUAUSGABEN IN DEN
LANDESHAUSHALTSPLAN TUND BEWIRTSCHAF-
TUNG DER BAUAUSGABEN

Eingliederung in den Landeshaushaltsplan

In den Landeshaushaltsplan werden die Ausgaben (Ko-
stengruppen 1.4 bis 7 DIN 276) fiir Grofe Neu-, Um-
und Erweiterungsbaufen fiir alle Ressorts im Einzel-
plan 18, die Ausgaben flir Kleine Neu-, Um- und Erwei-
terungsbauten und fiir den Bauunterhalt in den Einzel-
pldnen der Ressorts nach dem Gruppierungsplan ver-
anschlagt. Die Ausgaben fiir Grunderwerb (Kostengrup-
pen 1.1 bis 1.3 DIN 276) werden gesondert veranschlagt.
Die nachstehend aufgefiihrten, in allen fiinf Stellen
festgelegten Titel sind Festtitel.

Hauptgruppe 5 -— Sichliche Verwaltungsausga-
ben, Ausgaben fiir den Schuldendienst —:

Bei Titel 517 ..

die Ausgaben fiir die amtliche Vermessung von Grund-
stiicken und die -amtliche Einmessung von Gebiuden
und Anlagen, jedoch nur, wenn die Kosten dafiir weder
bei der Baumafinahme veranschlagt noch mit der Bau-~
rechnung abgerechnet werden kénnen.

Ist ein Bautitel vorhanden, sind die Kosten der Vermes-
sung bei dem jeweiligen Bautitel nachzuweisen. Die Ko-
sten flir die amtliche Einmessung nach Abschluf3 der
Baurechnung sind bei Titel 517 .. zu buchen.

Bei Titel 519 ..

— die Ausgaben fiir die Unterhaltung der Grundstiicke
und baulichen Anlagen unabhingig von der Kosten-

1.1.5
1.1.6

.17

. hohe; d. h. die Unterhaltung der verwaltungseigenen
sowie der gemieteten und gepachteten Gebiude,
Grundstiicke, AuBlenanlagen und sonstigen Anlagen
einschl. Zubehor sowie der Gebiude, Grundstiicke
usw. des allgemeinen Kapital- und Sachvermdgens ;

‘hierzu gehdren auch StraSen und Wege auf diesen
" Grundstiicken,

— die Ausgaben fiir die Wartung technischer Anlagen
(vgl. K 19) durch Auftragnehmer (Wartungsvertrige).
Bei Titel 521 ..

die Ausgaben fiir die Unterhaltung von StraBen und
Wegen auflerhalb der in Nr. 1.1.3 genannten Grund-
stiicke, zu der das Land verpflichtet ist, unabhéingig von
der Kostenhhe.

e

Hauptgruppe 7 — Bauausgaben — (Kostengrup-
pen 1.4 bis 7 ausgenommen 4.2, 4.3, 4.4, 4.9 DIN 276):

Bei Kap. 1839 — 715 01

1.1.7.1 die Ausgaben fiir Vorérbeitskosten, die erforderlich

werden, bevor die BaumaBnahme im Haushaltsplan

ausgebracht ist, wie:

—- Personal- und Sachausgaben des Bauamtes (Baulei-
tungsmittel)

— Ausgaben fiir Baugrunduntersuchungen zur Fest-
‘stellung geeigneter Baugrundstiicke oder im Zusam-~
menhang mit der Planung baulicher MaBnahmen

— Ausgaben fiir das Vermessen von Baugrundstiicken
-zur Feststellung der Kosten von BaumaBnahmen

— Ausgaben fiir Wettbewerbe

- — Ausgaben fir Architekten- und Ingenieurleistungen.

Nach Zuweisung der Ausgabemittel fiir die betreffende
Baumafinahme sind diese Ausgaben zugunsten des Kap.
18 39 — 715 01 umzubuchen.

(Umsetzungen vgl. Nr. 2.6).

1.1.7.2 Ausgaben fiir die Anfertigung von Baubestandsunter-

1.1.8

1.1.10

1.1.11

1.2
1.3

14

lagen, soweit sie nicht aus den Ausgabemitteln der je-
weiligen BaumaBnahme (Nr. 1.1.9) zu bestreiten sind.

Bei Titel 711 01 bis 711..

die Ausgaben fiir Kleine Neu-, Um- und Erweiterungs-
bauten. Mehrere gleichartige oder aus gleichem AnlaB
oder aus technischen Griinden gleichzeitig auszufiih-
rende BaumafBnahmen auf denselben oder benachbarten
Grundstiicken gelten als eine BaumaBnahme.

Bei Titel 712.. bis 759..
nur im Einzelplan 18:

— die Ausgaben fiir GroBfe Neu-, Um~- und Erweite-
rungsbauten

~-die Ausgaben fiir Baugrunduntersuchungen und fiir
Vermessungen (vgl. Nr. 1.1.7.1)

Eine BaumaBnahme kann auch mehrere Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten und auBerdem die Herrichtung
vorhandener Gebdude und Anlagen auf denselben oder
benachbarten Grundstiicken umfassen; sie ist dann stets
einheitlich zu bezeichnen.

Hauptgruppe 8
ben —: - '
Bei Titel 812..

die Ausgaben fir die Erstausstattung der Bauten mit
Gerat (Kostengruppen 4.2, 4.3, 4.4, 4.9 DIN 276).

Bei Titel 821.. '
die Ausgaben fiir den Erwerb von Grundstiicken ein-
schlieBlich aller Nebenkosten, soweit der Erwerb nicht

bei der BaumaBnahme veranschlagt wird (Kostengrup-
pen 1.1 bis 1.3 DIN 276).

Sonstige Investitionsausga-

vee

MuB eine Liegenschaft infolge neuer Zweckbestimmung
erstmalig hergerichtet werden, ist dies wie eine Kleine
oder Grofie Neu-, Um-~ oder Erweiterungsbaumafnahme
zu veranschlagen.
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Bewirtschaftung der Bauausgaben
Zuweisung der Ausgabemitiel

Die Ausgabemittel fiir den Bauunterhalt (vgl Nr 1. 1 3)
werden von der obersten Landesbehsrde, sofern diese
nicht selbst die Verteilung der Mittel vornimmt, den
nachgeordneten Landesober- oder Landesmitielbehdr-
den zugewiesen. Diese verteilen die Ausgabemittel an
die mit der Ausfithrung der Bauunterhaliungsarbeiten
beauftragten Dienststellen zur Bewirtschafiung. Die
hausverwaltende Dienststelle bewirtschaftet die Mittel
filr die in ihre Zustindigkeit fallenden Bauunterhal-
tungsarbeiten. Soweit die Ausfithrung dem Bauamt ob-
liegt, werden ihm die Ausgabemittel zur Bewirtschaf-
tung zugewiesen. o

2.3.2 Bei Bauunterhalt

Aus den Ausgabemitteln fir Bauunterhalt wird von der
obersten Landesbehdrde oder von der Landesober- oder
Landesmittelbehdrde zunidchst — ohne Riicksicht, ob die
beantragten Mittel voll oder nur zum Teil zugewiesen
sind - eine angemessene Riicklage gebildet. Aus ihr
werden die Kosten flir die im Laufe des Haushaltsjah-
res erfahrungsgemif eintretenden und unabwendbaren
baulichen MaBnahmen gedeckt. Die Riicklage ist nur so
lange verfligbar zu halten, bis {ibersehen werden kann,
daB sie flir den gedachien Zweck nicht mehr in An-
spruch genommen wird.

Die oberste Landesbehtrde oder die Landesober- oder
Landesmittelbehérde weist den gréBien Teil der von

Die technische Aufsichtsbehérde in der Mlttelmstanz
wird von der Behdrde, die die Mittel verteilt, {iber die
Zuweisung der Mittel unterrichtet.

Um den wirtschaftlichen Einsatz der Mittel sowie dle
rechizeitige Ausfilhrung und Abrechnung der Arbeiten
bis HaushaltsjahresschluB zu gewd&hrleisten, soll die
Mittelzuweisung an das Bauamt am Anfang des Haus-
haltsjahres erfolgen. Ist dies nicht mdoglich, ist das Bau-~
amt Uber die voraussichtlich zur Verfiigung stehenden
Ausgabemittel friihzeitig zu verstindigen (Ricklage
siehe Nr. 2.3.2).

Die Zustandigkeit {iir die Ausfiihrung von Bauunferhal-

tungsarbeiten und damit die Zusténdigkeit fiir die Be-~
wirtschaftung der entsprechenden Mittel ist geregelt in
C Nr.3.1.4.

Die Ausgabemitiel fiir Kleine Neu~, Um~ und Erweite-
rungsbauten (vgl. Nr. 1.1.8) werden von der obersten
Landesbehtrde, sofern diese nicht selbst die Verteilung
der Mittel vornimmt, den nachgeordneten Landesober-
oder Landesmittelbehdrden zugewiesen. Diese leiten die
Ausgabemittel den mit der Austiihrung der BaumafB-
nahmen beauftragten Bauimtern zur Bewirtschaftung
zu. Die technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz

wird von der Behorde, die die Mittel verteilt, tiber dle

Zuweisung der Mittel unterrichtet.

Die Ausgabemittel fiir Grofie Neu-, Um- und Erweite-
rungsbauten (vgl. Nr. 1.1.9) werden vom Minister der
Finanzen der Oberfinanzdirektion zugewiesen. Diese
verteilt die Ausgabemitiel an die mit der Ausfithrung
der Baumafnahmen beauftragten Bauamter zur Be-
wirtschaftung.

Die Ausgabemittel fiir die Erstausstattung mit Gerét
bewirtschaftet der Fachminister oder die von ihm be-
stimmte nachgeordnete Behorde, Fithrt das Bauamt die
Veranschlagung und Beschaffung des Gerites durch

der Riicklage verbliebenen und zur Bewirtschaltung
durch die Bauidmtier vorgesehenen Ausgabemittel die-
sert bis zum 1. September jeden Jahres zu. Die dann
noch verbleibenden und zur Bewirtschaftung durch die
Bauamter vorgesehenen Ausgabemittel sind diesen so

. rechizeitig zuzuweisen, daB dife damit durchzufiihren-

den Arbeiten noch vor Jahresabschluf3 ausgefithrt und
abgerechnet werden konnen. Die technische Aufsichts-

behdrde in der Mittelinstanz wird von der Behorde, die

die Mittel verteill, (iber die Zuweisung der Mittel un-
terrichtet.

Mit einer nachtriglichen Erhdéhung der Ausgabemittel
kann nicht gerechnet werden.

Uber Minderbedarf oder Einsparungen bel einmaligen
Instandsetzungen nach C Nr. 2.5 berichtet das Bauarmt
formlos der fiir die Mittelverteilung zustindigen Lan-
desbehdérde (vgl. Nr. 2.1.1) und der technischen Auf-
sichtsbehorde in der Mittelinstanz; hinsichtlich der Ter-
mine gilt Nr. 2.3.4 Abs. 2 entsprechend. Dies gilt nicht
fiir die normale Bauunterhaltung nach C Nr. 2.2

2 3 3 Bei Kleinen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten
" Ergeben sich bei einer BaumaBnahme unabwendbare

Mehrkosten, sind sie aus Einsparungen im Rahmen der
Zuweisung fﬁr ihren Titel zu decken; den Nachtrag da-~
fiir legt das Bauamt der Behorde vor, die die Ausgabe-~
mittel zugewiesen hat.

Bei Minderbedarf oder Einsparungen gelten Nr. 2.3.4
Abs. 2 und Abs. 3 entsprechend.

2.3.4 Bei Groflen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

(vgl. E Nr. 2.3), werden ihm die entsprechenden Aus-
gabemittel zur Bewirtschaftung zugewiesen.

Die Befriebsmittel aus den Ausgabemitteln nach Nrn.
2.1.1 bis 2.1.4 fordert das Bauamt von der Behdrde an,
die ihm die Ausgabemittel zugewiesen hat (vgl. auch
VV zu § 43 LHO).

Anordnungsbefugnis {iber Ausgabemittel
Mit der Mittelzuweisung hat das Bauamt die Anord-

nungsbefugnis unmittelbar erhalien, Fiir die Anord-

nungsbefugnis liber Ausgabemittel gilt A Nr. 2.8.1.

Uberwachung der Ausgabemittel
Allgemein

Bei der Verwaltung der Ausgabemitiel ist wntschafthch ‘

und sparsam zu verfahren. Jede unnétige Belastung des
Landeshaushalts ist zu vermeiden. -

Uber die zugewiesenen Ausgabemittel hinaus diirfen
weder Zahlungsverpfhch;ungen eingegangen noch Zah-
lungen geleistet werden.

Den rechnungsmiBigen Nachweis {iber die Ausgaben
fithren ausschlieflich die von der Landesober- oder
Landesmittelbehiirdev zu bestimmenden Kassen des Lan-
des. Die Kassen sind nicht berechtigt, von sich aus Zah-

lungen ohne Anweisung des Bauamfes oder der Landes-

behorde, denen die Bewirtschaftung der Ausgabemittel
obliegt, zu leisten. Das Bauamt hat fiir alle BaumaB-
nahmen (einschl. Bauunterhaltung) die in Abschnitt J
Nr. 3 bezeichneten Rechnungslegungsbiicher zu fiithren,
soweit ihm Ausgabemittel (Kostengruppen 1 bis 7 DIN
276) zur Bewirtschaftung zugewiesen sind.

2.4

Sind Mehrkosten zu erwarten, berichtet das Bauamt auf
dem Dienstwege sofort der obersten technischen Instanz
formlos und teilt dabei die geschiitzte Hhe der zu er-
wartenden Uberschreitung mit. Ein begrliindeter Antrag
in Form eines Nachirages zur genehmigten Haushalts-
unterlage — Bau - ist der zustindigen obersten tech-

“nischen Instanz unverziiglich vorzulegen (vgl. E Nr.

3.2.7).

Ist erkennbar, daB der flir ein Haushaltsjahr veran-
schlagte Haushaltsansatz nicht voll ausgeschdpft wird
Minderbedarf) oder da die veranschlagten Ko-
sten unterschritten werden (Einsparung), berichtet
das Bauamt hieriiber formlos der Oberfinanzdirekiion
unverziiglich.

Einsparungen diirfen nicht zu Abwelchungen von der
genehmigien Haushalisunterlage — Bau — verwendet
werden.

.....2.3.5 Bei Erstausstattung mit Ger#t (vgl. E Nr. 2.3)

Nr. 2.3.4 gilt sinngem#8. Der Fachminister entscheidet
itber die Aufstellung eines Nachtrages im Einvernch-
meén mit dem Minister der Finanzen.

Ubertragbarkeit von Ausgabemitieln

2.4.1 Bei Bauunterhalt

Die Ausgabemitiel sind nur {bertragbar, wenn der
Haushaltsplan einen Ubertragungsvermerk nach § 19
LHO, enthilt.

Fiir die Ubertragbarkeit der bei Titel 519.. veran-
schlagten Ausgabemitiel vgl VV Nr. 3 zu § 45 LHO.

2.4.2 Bei Kleinen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten

Die Ausgaben sind iibertragbar (§ 19 LHO). Die Inan-
spruchnahme der Ausgabereste bedarf der Einwilligung
des Ministers der Finanzen (§ 45 Abs. 3 LHO); sle ist
von der mittelbewirtschafienden Stelle bel der zustéin-
digen Landesbehorde, die die Ausgabemitiel zugewie-~
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2.4.4

25

2.6

2.7

1.2

sen hat, z(i beantragen. Die Ausgabereste werden
grundsitzlich nur fiir das der Bewilligung nachfolgende
Haushaltsjahr verfiigbar gehalten.

Bei GroBen Neu-, Um-~ und Erweiterungsbauten

Die Ausgaben sind libertragbar (§ 19 LHO). Die zeitliche
Bindung regelt sich nach § 45 Abs. 2 LHO. Die Inan-
spruchnahme der Ausgabereste bedarf der Einwilligung
des Ministers der Finanzen (§ 45 Abs. 3 LHO).

Bei Erstausstattung mit Gerit (vgl. E Nr. 2.3)

Die Ausgaben sind tbertragbar. Nr. 2.4.3 gilt sinnge-
mis.

Verpflichtungsermichtigungen

Verpflichiungserméchtigungen geben die Moglichkeit,
Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben in kiinfti-
gen Jahren einzugehen; sie sind im Haushaltsplan bei
den jeweiligen Ausgabetiteln gesondert veranschlagt
(§ 38 Abs. 1 Satz 1 LHO).

Die Inanspruchnahme von‘ Verpflichtungsermiichtigun-
gen bedarf der vorherigen Zustimmung (Einwilligung)
des Ministers der Finanze}a (§ 38 Abs. 2 LHO).

Verpflichtungsermichtigungen, die im Haushaltsjahr
der Veranschlagung nicht voll in Anspruch genommen
wurden, verfallen mit dessen Ablauf (vgl. § 45 Abs. 1
‘Satz 1 LHO). Nicht in Anspruch genommene Verpflich-
tungsermichtigungen gelten, wenn das Haushaltsgesetz
fiir das nichste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkiin-
det wird, bis zur Verkiindigung dieses Haushaltsgeset-
zes (§ 45 ‘Abs. 1 Satz 2 LHO).

Umsetzungen

Im Rahmen der genehmigten Kostenunterlagen kdnnen
die Haushaltsans#itze der einzelnen Titel im Einzelplan
18 als gegenseitig deckungsfihig behandelt werden, so-
weit im Haushaltsgesetz, den Durchflihrungsbestim-
mungen hierzu oder im Haushaltsplan nichts anderes

bestimmt ist. Entsteht bei einer MaBnahme iiber den °

Haushaltsansatz hinaus ein unvorhergesehener und un-
abweisbarer Mehrbedarf, kdénnen nicht ausgeschipfte
Haushaltsansiize anderer MafBnahmen zur Deckung
dieses Mehrbedarfes herangezogen werden (Umsetzung
von Haushaltsmitteln).

Umsetzungen von Haushaltsmitieln bediirfen der vor-
herigen Zustimmung des Ministers der Finanzen, soweit
er nicht fiir einzelne Bereiche darauf verzichtet (vgl. E
Nr. 3.2.6 Abs. 3).

Uberschreitungen

Soweit unvorhergesehene und unabweisbare Mehraus-
gaben nicht durch Umsetzung innerhalb des Bauhaus-
haltes (vgl. Nr. 2.6) gedeckt werden kdnnen, sind diese
bei den im Haushaltsplan veranschlagten Baumafnah-
men als {iber planmiBige Ausgaben (Vorgriff), bei den
nicht im Haushaltsplan veranschlagten BaumaBnahmen
als auBerplanmiBige Ausgaben zu beantragen (vgl.
§ 37 LHO und die VV hierzu).

Entsprechendes gilt fiir Verpflichtungsermichtigungen
(vgl. § 38 Abs. 1 Satz 2 LHO und die VV hierzu).

UNTERHALTUNG DER GRUNDSTUCKE UND BAU-
LICHEN ANLAGEN

Allgemeines

Die Bauunterhaltung umfaBt alle MafBnahmen, die
keine Verinderung der Liegenschafien in ihrem Be-
stand zur Folge haben. Zur Bauunierhaltung gehdren
insbesondere alle MafBnahmen, die der Erhaltung der
Baukonstruktionen, der Installationen und betriebs-~
technischen Anlagen (vgl. K 19), der betrieblichen Ein-
bauten und der AuBlenanlagen dienen,

Der Ablauf des Verfahrens ist schematisch in Anhang
101 dargestellt.

Zur Bauunterhaltung in Liegenschaften des Landes ist
die hausverwaltende Diensistelle verpflichtet, soweit
nicht diese Pflichl einem Dritten auferlegt ist oder eine
Sonderregelung besteht. Die hausverwaltende Dienst~
stelle ist ferner fiir den Bauunterhalt derjenigen gemie~
teten oder gepachteten Liegenschaften zustéindig, zu de-
ren Unterhaltung sich das Land verpflichtet hat.

Die Bauunterhaltungspflicht beginnt -mit dem Tag der
Ubernahme bzw. Teillibernahme von baulichen An-
lagen (vgl. H Nr. 1),
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2.2

2,21

2.2.2

2.3
2.4
2.5

3.1
3.1L1

Bauunterhaltungsarbeiten, die technische oder kiinstle-
rische Kenntnisse erfordern, diirfen nur vom Bauamt
durchgefiihrt werden (vgl. A Nr. 1.2); die hausverwal~-
tende Diensistelle kann Bauunterhaltungsarbeiten, die
sich ohne technische und kiinstlerische Sachkundv be-
urteilen lassen, in eigener Verantwortung durchfiihren.

Fiir die Bauunterhaltung in Liegenschaften, fiir die das
Land das Patronat tibernommen hat, wird das Bauamt
entsprechend den abgeschlossenen Vertrigen titig.

Der Abschlufl von Warturigsvertriigen obliegt der haus~
verwaltenden Dienststelle (vgl. K 19 Nr. 2.2.3).

Im Zuge der Bauunterhaltungsarbeiten konnen kleine
bauliche Anderungen oder Erganzungen durchgefiihrt
werden, wenn dadurch die Anlage in ihrer Substanz
nhicht wesentlich verindert wird (vgl. Richtlinien iiber
die Aufstellung der Voranschlidge zum Haushaltsplan).

Veranschlagung der voraussichtlich zu leistenden Aus-
gaben

Die Ausgaben fiir die Bauunterhaltung sind im Einzel-
plan der Verwaltung veranschlagt, der die Bauunterhal«
tung obliegt (vgl. C Nr. 1.2).

Grundlagen fiir die Veranschlagung der Ausgaben
durch die oberste Landesbehoérde sind

fiir die Bauunterhaltung landeseigener Liegenschaften
Prozentsédtze des Friedensneubauwertes von 1913, ge-
staffelt fiir Gebidude im Alter bis zu 10 Jahren bzw.
iiber 10 Jahren (vgl. Richtlinien iiber die Aufstellung
der Voranschlige zum Haushaltsplan und K 108),

fiir die Bauunterhaltung gemieteter oder gepachteter
baulicher Anlagen und Grundstiicke die geschitzten
Kosten im Rahmen der vom Land {ibernommenen Ver-
pflichtung.

Einmalige Instandsetzungen

Wird bei der Baubegehung (vgl. C Nr. 3.1.4) festgestellt,
dafl der unter Nr. 2.2.1 genannte Pauschbetrag fir den
Bauunterhalt nicht ausreicht, um gréBere, einmalige In-
standsetzungsarbeiten (z. B. Dachdeckung, AufBlenputz)
auszuflihren, sind an Stelle der Pauschalierung die fiir
die Unterhaltung der Gebdude, einschliefllich der ein-
maligen Instandsetzungsarbeiten anfallenden unab-
weisbaren Kosten, gesondert in Form einer vereinfach-
ten Haushaltsunterlage — Bau — (vgl. F Nr. 2) vom
Bauamt zu veranschlagen (vgl. Richtlinien uber die
Aufstellung des Haushaltsvoranschlages). Die dem Bau-
amt enistehenden Personal- und Sachausgaben (Bau-
leitungsmittel) sind mit zu veranschlagen (vgl. K 1%).
Die hausverwaltende Dienststelle legt der Landesober~
oder Landesmittelbehorde die vereinfachte Haushalts-
unterlage — Bau — spitestens bis zum 1. Februar zur
Einstellung in den Haushaltsplan des folgenden Haus-
haltsjahres vor.

Feststellung des Baubedarfes — Baubegehung —
Baubegehung

Zur Feststellung der notwendigen Bauunterhaltungs-
arbeiten sind alle Liegenschaften in der Regel alle
2 Jahre — rechtzeitig vor Beginn des Haushaltsjahres —
zu begehen (vgl. C Nr. 4.2). In Sonderfillen kénnen auch
andere zeitliche Abstiinde zwischen den Baubegehungen
sinnvoll oder notwendig sein. Die Entscheidung hier-
{iber treffen die hausverwaltende Dienststelle und das
Bauamt im Einvernehmen miteinander.

An der Baubegehung zur Feststellung der Bauunterhal-
tungsarbeiten mehmen teil: ”

— die hausverwaltende Dienststelle

— die nutzende Dienststelle

— das Bauamt und - soweit notwendig — ein Verire- -
ter der Srtlichen Brandschutzbehdrde

— die technische Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz
auf Ersuchen des Bauamtes in Fillen von besonde-
rer finanzieller und/oder technischer Bedeutung.

_Tm iibrigen kann die technische Aufsichtsbehérde in der

Mittelinstanz nach ihrem Ermessen an den Baubege-
hungen teilnehmen.
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3.1.3 Die hausverwaltende Dienststelle vereinbart im Ein- — Dringlichkeitsstufe B
vernehmen mit dem Bauamt rechtzeitig den Termin zur . s « . .
ahong i o polagbmden Sihen  DipmituB; beselmeten actetten sind wichitg,

3.1.4 Bei der Begehung ist festzulegen, welche Arbeiten von das sle beantragt werden, ausgefiihrt werden. ’
dem Bauamt oder der hausverwaltenden Dienststelle e TYrinoli :
durchzufiihren sind. Wenn Zweifel dariiber bestehen, D‘I—mgl‘mhke‘l‘tssmf? c
wer bestimmte Arbeiten durchfilhren lassen soll, ent- Die mit ,,C“ bezeichneten Arbeiten kinnen notfalls
scheidet das Bauamt nach den technischen oder kiinst- bis zum nichsten Haushalisjahr aufgeschoben wer-
lerischen Notwendigkeiten (vgl. C Nr. 1.2 Abs, 3). ‘;iﬁn} %e_ sind dann im folgenden Haushalisjahr in
Bei der Begehung ist ebenfalls festzulegen, fiir welche ibrer Dringlichkeit neu einzustufen.
einmaligen Instandsetzungsarbeiten nach C Nr. 2.5 be-
sondere Bauunterlagen aufzustellen sind. ) :1 lcv;litte:;ntorgerung (Bauunterhaltung nach Nr.2.2)

s PV 8 rundlage fiir die Mittelanforderung sind die von bei-
fviﬁngﬁﬁgﬁﬁgiﬁniﬁie?uﬁ?efﬁ?ﬁiﬁﬂ“&é’fﬁ;gyﬁs den Ortsinstanzen aufgestellien Baubedarfsnachwei-
durchfiihren 188t, die ihm auf Grund des Mietvertrages sungen.
obliegen. . 42 Ige hius,verwaltende Dienststelle legt der Landesober-

. . oder Landesmittelbehérde die Baubedarfsnachweisun-
Wegen der Bewirtschaftung der Mittel vgl. B Nr. 2.1,1, gen spatestens bis zum 1. Oktober zur Bemessung der
Wegen der Feststellung von Kostenrechnungen vgl. J Ausgabemittel fiir das folgende Haushaltsjahr vor.
Nr. 4.1 Abs. 2. 43 )

3.2 Baubedarfsnachweisung — BBN — C el T .

321 AnliSlich der Baubegehung fertigen sowohl das Bau- ° A.“Sf“h'“ng der Arbeiten
amt als auch die hausverwaltende Dienststelle je eine 5.1  Die Arbeiten sind der Dringlichkeit nach auszufithren,
Baubedarfsnachweisung nach Muster 8 C im Entwurf soweil Ausgabemittel nach B Nr. 2.1.1 bereitgestellt
an; in diese Entwiirfe nehmen die Dienststellen jeweils sind. Uber ihre Reihenfolge entscheidet jede Orstin-
nur die Bauunterhaltungsarbeiten auf, die sie selbst stanz Selbstf‘cimt.'liglrmt Hand delr in den Baubedarfsnach-
durchfiihren (vgl. C Nr. 3.1.4). weisungen festgelegien Dringlichkeit.

3.2.2 Es ist zweckmiBig, die Baubedarfsnachweisung fiir jede Die Ausfiihrungszeit der Arbeiten ist im gegenseitigen
einzelne Liegenschaft aufzustellen. Die beabsichtigten . Einvernehmen zwischen den Ortsinstanzen zu bestim-
Bauunterhaltungsarbeiten sind getrennt nach baulichen men.

Anlagen, die AuBenanlagen am Schluf der Aufstellung 52 Die Bauunterhaltungsarbeiten sind so rechizeitig 2u
aufzufiihren. vergeben, dal sie vor Ablauf des Haushaltsjahres ab-
Soll fiir einmalige Instandsetzungsarbeiten eine Haus- gerechnet werden konnen (vgl. B Nr, 2.1.1 Abs. 3). Die
haltsunterlage — Bau — aufgestellt werden (vgl. C Nr. Ortsinstanzen rechnen die Arbeiten selbsténdig nach
2.5), ist dies in der Baubedarfsnachweisung einschlie3- der in Abschnitt J getroffenen Regelung ab (vgl. J Nr.
lich der voraussichtlichen Kostenhthe nachrichtlich zu 4.1 Abs. 2).

vermerken. o 53  Fir Arbeiten, die zweckmiBigerweise in den Winter-

3.2.3 Bei dér Schitzung der Kosten fiir die Bauunterhal- _ . monaten auszufiibren sind, diirfen Auftrige nach MaB-
tungsarbeiten, die von der hausverwaltenden Dienst- . gabe der VV Nrn. 4.1 bis 4.3 zu § 38 LHO ab November
stelle durchgefiihrt werden sollen, leistet im Bedarfs- zu Lasten des neuen Haushaltsjahres erteilt, Auszah-
fall das Bauamt — zweckmiBig schon bei der Baubege- lungen jedoch erst fiir das neue Haushaltsjahr verein-
hung — Amtshilfe. - : —--—————Dart werden. Auf VV Nr. 3 zu § 45 LHO wird hingewle-

324 . sen.

325 Von jeder Dienststelle ist die Baubedarfsnachweisung ¢ Unvorhergesehene Bauunterhaltungsarbeifen
dreifach zu fertigen. Je eine Fertigung tauschen beide (Sofortmanahmen)

Ortsinstanzen aus und erkennen sie gegenseitig an. Die B .

dritte Fertigung legt die hausverwaltende Dienststelle Srgeben sich SofortmaBnahmen, deren Kosten nicht aus

der Landesober- oder Landesmittelbehsrde zur Bemes- en verfiigbaren Mitteln gedeckt werden kdnnen, bean-

sung der Ausgabemittel vor (vel. C Nr. 4.2) tragt die hausverwaltende Dienststelle die erforderliche
: T ’ Mittelverstirkung (vgl. B Nr. 2.7 sinngem#8). Bel der

Fir Dienststellen, die einer obersten Landesbehdrde Veranschlagung ﬁef. %(osten leistet dasgBauaZnt Amts~

unmittelbar unterstehen und denen durch Kassenan- hilfe. Beziiglich der Durchfithrung solcher MafBnahmen

schlag alle Bauunterhaltungsmittel zugewiesen werden, gilt C Nr. 3.1.4.

entféllt in der Regel eine Vorlage der Baubedarfsnach- | )

weisungen. Die Baubedarfsnachweisungen sind in die- .

sem Fall nur bei Bedarf der obersten Landesbehérde 7 Ba-mi:bergahe, Baubestandszeichnungen

zur Aufstellung des Haushaltsvoranschlages als be- Fiir die Ubergabe der Bauten nach Abschlu der Bau-

grindende Unterlage fiir die Hohe der anzufordernden unterhaltungsarbeiten und fiir die Berichtigung von

Bauunterhaltungsmittel vorzulegen. o Baubestandsplénen gilt H Nr. 1 und 2 sinngemi8,

3.2.6 Werden vom Bauamt fiir einmalige Instandsetzungs-
arbeiten besondere Bauunterlagen in Form von verein- D KLEINE NEU-, UM- UND ERWEITERUNGSBAUTEN
fachten Haushaltsunterlagen — Bau — aufgestellt (vgl. 1 Allgemeines
C Nr. 2.5), sind diese dreifach mit Einverstindniserklé- i X
rung des NutznieBers (vgl. ¥ Nr. 4) zu fertigen und der 1.1  Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sind bau-
hausverwaltenden Dienststelle in zweifacher Ausferti- liche MaBnahmen, durch die neue Anlagen geschalfen
gung zur Vorlage bei der Landesober- oder Landesmit- . = _ und bestehende Liegenschaften in ihrer baulichen Sub-

¢ p r. 4.9). Ein er- stanz wesentlich verfindert werden. Die kostenmiBige

telbehérde zu tibergeben (vgl. C Nr. 4.2). Eine Ausfer A
tigung verbleibt beim Bauamt. T ~~Abgrenzung zwischen Groflen und Kleinen Neu-, Um-
‘ T und Erweiterungsbauten richiet sich nach der in den

3.3  Dringlichkeitsstufen . Richtlinien des Ministers der Finanzen {liber die Auf-

33.1 Bel der Baubegehung sind die Dringlichkeitsstufen fiir stelling der Voranschlige zum Haushaltsplan festge-
die Bauunterhaltungsarbeiten von den Vertretern der legten Wertgrenze.
beteiligten Dienststellen gemeinsam festzulegen und in Der Ablauf des Verfahrens ist schematisch in Anhang
der Baubedarfsnachweisung zu vermerken. 102 dargestellt.

3.3.2 Die Dringlichkeit der Arbeiten ist wie folgt zu stufen: Hingichtlich Mafinahmen an technischen Anlagen wvgl.

~— Dringlichkeitsstufe A

Die mit ,A“ bezeichneten Arbeiten sind unab- 12
weisbar, d h. so dringend, da3 fiir das Land we-~
sentliche Nachteile entstehen, wenn sie nicht ausge- 1.3

fiihrt werden,

K 19.

Eine Teilung groBer Baumafinahmen in mehrere kleine
Baumafnahmen ist unzuléssig.

Miissen mehrere Kleine Neu~-, Um- und Erweiterungs-~
bauten innerhalb einer Liegenschaft (bei groBen Lle-
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genschaften innerhalb einer Teilanlage) durchgefiihri l_iur.aus zwingenden Griinden zul#ssig. Sie bediirfen
werden, sind sie als ,Grofle B_aunannahme“ nach Ab- der Genehmigung der obersten Landesbehérde.
ff:mfﬁt gbzgsgf?:i?gilm wenn sie die Kostengrenze nach Fiir Nachtrige gilt B Nr. 2.3.3 (vgl. auch E Nr. 3.2.7).

14 ... 4 Ausfiihrungsunterlage — Bau — (AFU-Bau-) .

4.1 Die technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz

2 'Bauantrag/ Haushaltsunterlage — Bau — (HU-Bau-) " erteilt dem Bauamt den Auftrag zur Aufstellung der

2.1 Fiir die Veranschlagung der Ausgaben und ihre Einstel- Ausfithrungsunterlagen. Sie bestimmt gleichzeitig Art
lung in den Landeshaushalt gilt folgendes: und Umifang der Ausfiihrungsunterlagen.

9.1.1 Die hausverwaltende Dienststelle stellt — zweckmaBig Das Bauamt stellt die Ausfiihrungsunferlagen in Zu-
bei der Baubegehung zur Feststellung des Baubedarfe; sammenarbeit mit dem NutznieBer auf.
nach C Nr. 3 — den Bedarf an Kleinen Neu-, Um- un : ¢ g1 e -
Erweiterungsbauten unter Beteiligung von Nutzniefier 42 In der Regel 'erd auf c_iie Vorlag,e' der Au.':sfuhl‘ungs

N y - unterlagen bei der technischen Aufsichtsbehorde in der

und Bauamt fest. Ergibt sich hierbei, da SofortmafG- NP s

. : : Mittelinstanz verzichtet.
nahmen erforderlich sind, ist nach Nr. § zu verfahren. , R X . N .
Fiir die einzelnen MaBnahmen sind die quantitative Be- Die technische Aufsichisbehdrde in der Mittelinstanz
darfsanforderung nach Muster 13 DABau bzw. 13 A entscheidet mit dem Auftrag zur Aufstellung der Aus-
DABau und, wenn erforderlich, die qualitative Bedarfs- tiihrungsunterlagen dariiber, ob ihr in besonderen Ein-
anforderung nach Muster 13 B DABau von der haus- zeliallen die Ausfuhr}mgsunterlagen zur baufachlichen
verwaltenden Dienststelle in vierfacher Ausfertigung Priifung vorzulegen sind.
aufzustellen (Bauantrag) und dem Bauamt einfach zu Entfillt die Vorlage der Ausfithrungsunterlagen, zeigi
{ibergeben. N .das Bauamt den Tag der Aufstellung der Ausfiihrungs-
Um unndtige Verwaltungsarbeit und finanzielle Bela- unterlagen der technischen Aufsichisbehdrde in der
stungen des Bauamtes zu vermeiden, soll die hausver- Mittelinstanz formlos an.
waltende Dienststelle Bauantrige dem Bauvamt erst zu~- 43 ...
leiten, wenn nach Vorklirung mit der obersten Landes- , ,
behdrde bzw. der Landesober- oder Landesmittelbe- y T
horde angenommen werden kann, daB fir die ge- 45 Fiir das bauaufsichtliche Zustimmungs~ oder Genehmi-
wiinschten MaBnahmen Aussicht auf Aufnahme in den gungsverfahren gelten E Nr. 3.22 entsprechend und
Haushaltsplan besteht. K 24,
Hierbei soll bei MaBnahmen in Mietwohnungen die B fiih
hausverwaltende Dienststelle dem Bauamt auch mittei- 0 auausiuhrung
len, ob und in welchern Umfang es sich um Verbesse- 51  Die zusiéndige Landesbehorde stellt im Rahmen der zu-
rungs- und ModernisierungsmafBnahmen im Sinne der gewiesenen Mittel die Ausgabemittel bereit (vgl. B Nr.
Richtlinien zu Nr. 13.2 der Landesmietwohnungsvor- 2.1.2). ] .
schriften (LMWYV) handelt (vgl. H Nr. 1.3.7). 5.2 Beginn und voraussichtliche Ausfithrungszeit der Bau-

2.1.2 Auf Grund der Bedarfsanforderung stellt das Bauamt . maBnahmen sind im Einvernehmen mit der hausver-
fiir die einzelnem MaBnahmen die Bauunterlagen in waltenden Dienststelle und dem Nutzniefler festzulegen.
Form von vereinfachten Haushaltsunterlagen — Bau — ' : . : ‘ ,
in vierfacher Ausfertigung auf (vgl. F Nr. 2); hierbei 53 Mit flen Bauarbeiten darf erst begonnen werden, wenn
sind die dem Bauamt enistehenden Personal- und —_ d}g Vqraussetzungen nach G Nrn. 1.1.1 und 1.1.2 er-
Sachausgaben (Bauleitungsmittel) mit zu veranschlagen fullt sind,

(vgl. K 17). — die zustﬁndigg oberste Landesbehérde die Ausgabe-~
Da noch nicht endgiiltig' feststeht, welche MaBnahmen mittel zugewiesen und/oder der Inanspruchnahme
durchgefiihrt werden, sind die Bauunterlagen mit dem von Verpflichtungserméchtigungen zugestimmt hat
geringstmédglichen Aufwand zu erstellen, sie miissen (vgl. B Nr. 2.5),

jedoch den Anforderungen des § 24 Abs. 1 LHO genii- — die technische Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz
gen. _ © die Ausfithrungsunterlagen gepriift hat, sofern sie
Die Bauunterlagen {ibergibt das Bauamt mit Einver- nach Nr.4.2 Abs. 2 deren Vorlage forderte. -
stindniserkldrung des NutznieBers (vgl. F Nr. 4) drei- Fiir den Baubeginn gilt G Nr. 3 mit Ausnahme von G
fach unmittelbar der hausverwaltenden Dienststelle. Nr. 3.2 Abs. 1 sinngema8s.

Die hausverwaltende Dienststelle legt die Bauantrége Fiir die Baubeendigung gilt G Nr. 4 sinngemiB, jedoch
einschlieBlich Bauunterldgen zweifach der zustindigen entfallt die Mitteilung an die oberste technische Instanz.
Landesober- oder Landesmittelbehérde zu dem von 5.4 : .
dieser zu bestimmenden Termin vor. ’ R

2.2 e 6 Unvorhergesehene BaumaBnahmen (Sofortmafinahmen)

2.3  Die Landesober- oder Landesmittelbehtrde legt fiir die Werden SofortmaBnahmen erforderlich, deren Kosten
von ihr zur Ausfithrung ausgewdhlien Baumafnahmen nicht durch die bereitgestellten Ausgabemittel gedeckt
die Bauantrige einschlieflich Bauunterlagen einfach ~ werden konnen, beantragt die hausverwaltende Dienst-
der obersten Land_esbehorde zu dem von dieser zu be- stelle die Zuweisung weiterer Mittel auf dem Dienst-
stimmenden Termin vor. wege. Fiir das Verfahren gelten Nrn. 2 bis 5 entspre-

' chend. : : '
3 Festlegung des Baubedarfes
a1 C : 7 Bauiibergabe, Baubestandszeichnungen
- . : . : ’ ' Fiir die Ubergabe von Bauten und fiir die Anfertigung

3.2 Die oberste Landesbehdrde teilt unter Beifigung der : ! gy
von ihr genehmigien Bauanfrige und der zugehorigen inIZ‘I;: B‘ir]i:hhg;n.g von ?Subestandszelchnungen gelten
Bauunterlagen ihren nachgeordneten Behdrden recht- rn. 1 bzw. 2 sinngemaly.
zeitlg mit, welche BaumaBnahmen voraussichtlich
durchzufiihren sind. . B ) E GROSSE NEU-, UM- UND EK‘VEITERUNGSBATJTEN
Zur Vermeidung von Fehlplanur;gen veranlaBBt die 1 Allgemeines’ ‘ -
Landesober- oder Landesmittelbehdrde erst nach Vor- ;7  groge Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sind bau-

liegen dieser Mitteilung bei der technischen Aufsichts-
behdrde in der Mittelinstanz die Aufstellung der Aus-
fithrungsunterlagen — Bau — durch das Bauamf. Hier-
bei {ibergibt sie der technischen Aufsichisbehdrde in
der Miltelinstanz die genehmigten Bauantréige ein-
schlieBlich Bauunterlagen.

Der genehmigte Bauantrag ist fiir Nutzniefer und Bau-
verwaltung bindend. Nachtrigliche Anderungen sind

tiche MafSnahmen, durch die neue Anlagen geschaffen
und bestehende Liegenschaften in ihrer baulichen Sub-
stanz wesentlich veriindert werden. Die kostenmiBige
Abgrenzung zwischen Grofen und Kleinen Neu-, Um-
und Erweiterungsbauten richtet sich nach der in den
Richtlinien des Ministers der Finanzen iiber die Auf-
stellung der Voranschlige zum Haushalisplan festge-
legten Wertgrenze.
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Nr. 1

2.2

2.3

24

2.5

3.1.2

Der Ablauf des Verfahrens ist schematisch in Anhang
103 dargestellt.

Bauanirag
Fiir Grofie BaumaBnahmen stellt der Nutznieler recht-

. zeitig einen Bauantrag. Muster 13 DABau ist zu ver-

wenden. Der NutfznieBer kann auf dem Dienstwege die
Bauverwaltung beauftragen, zur Vorbereitung und bei
der Aufstellung des Bauantrages beratend mitzuwirken.
Zum Bauantrag gehoren:

— die Ermittlung der Nutzeinheiten

— die quantitative Bedarfsanforderung nach Muster 13
DABau bzw. 13 A DABau

— Angaben {Uber qualitative Bedarfsanforderungen _

nach Muster 13 B DABau, soweit diese zur Beurtel-
lung der Baumafinahme erforderlich sind

~— eine grobe Kostenaussage nur als Grundlage fiir die
Abstimmung zwischen Bedarfs- und Finanzplanung
nach Nr, 2.3 Abs. 1.

Der Bauantrag ist dem Fachminister — vierfach — vor-
zulegen. Dieser priift und genehmigt den Bauantrag
zwecks Abstimmung zwischen Bedarfs- und Finanzpla-
nung im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen
— auch als oberster technischer Instanz —.

Dabei ist festzulegen, ob die nutzende Verwaltung oder
das Bauamt die Veranschlagung und Beschaffung der
Erstausstattung mit Gerét (Kostengruppen 4.2, 4.3, 4.4,
4.9 DIN 276) und die Bewirtschafiung der entsprechen-
den Haushalismittel durchfiihren soll. Bei BaumafBnah-
men der Hochschulen, Fachhochschulen und Fachschulen
sind grundsétzlich die Baudmter zustindig (vgl. K 104).

Der genehmigte Bauantrag ist der obersten technischen
Instanz — dreifach — zuzuleiten. Dabei ist mitzuteilen,
ob, ggf. welches fiir den vorgesehenen Zweck geeignete
Grundlstiick zur Verfiigung steht.

Der genehmigte Bauantrag ist fiir NutznieBer und Bau-
verwaltung bindend. Nachtrigliche Anderungen sind
nur aus zwingenden Griinden zuldssig. Sie bediirfen
der Genehmigung nach Nr. 2.3.

313

3.2

321

Grundsatzbesprechung

In der Grundsatzbesprechung erdrtern dle zu beteiligen-
den Stellen auf der Grundlage der vom Bauamt aufge-
stellten Kostenvoranmeldung -— Bau — das Bauvorha-
ben und legen dabei die wesentlichen Planungs- und
Kostendaten bindend fest.

Die oberste technische Instanz 18dt zur Teilnahme an
der Grundsatzbesprechung den Fachminister, die tech-
nische Aufsichtsbehtrde in der Mittelinstanz, das Bau-
am{ und, soweil erforderlich, weitere zu beteiligende
Stellen ein.

Die oberste technische Instanz kann in besonderen Fil-
Ien auf die Grundsatzbesprechung verzichten und 148t,
soweit erforderlich, stattdessen die zu betemgenden
Stellen schriftlich Stellung nehmen.

Auf Grund des Ergebnisses der Grundsatzbesprechung
oder der Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen
genehmigt die oberste technische Instanz die Kosten-
voranmeldung — Bau —, Sie ist bindende Planungs-
grundlage.

Die der Kostenvoranmeldung — Bau — beigefiigte Ko~
stenvoranmeldung — Gerdt — (vgl. F Nr. 1.2 und K 104
Nr. 3.1) genehmigt der Fachminister im Einvernehmen
mit dem Minister der Finanzen — auch als oberster
technischer Instanz —.

Nach Genehmigung der Kostenvoranmeldung — Bau —
und der Kostenvoranmeldung — Ger#t — ist die Vor-
aussetzung fiir die Behandlung der BaumafBnahme in
der Haushaltsvorbesprechung gegeben.

Haushaltsunterlage — Bau — (HU — Bau —)

Die Haushaltsunterlage — Bau — soll die Art der Aus-
fiihrung sowie die erforderlichen Ausgaben darstellen.
Sie ist Grundlage fiir die Einstellung der BaumaB-
nahme in den Haushaltsplen (vgl. § 24 Abs. 1 LHO).

Ist in der Haushaltsvorbesprechung entschieden, dafB
die Baumafinahme zur Einstellung in den Haushalt vor-
geschlagen werden soll, und sind die Grundstiicksfragen

" geklidrt, beauftragt die oberste technische Instanz {iber

die technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz das

Unterlagen fiir Veranschlagung und Ausfiihrung
Kostenvoranmeldung — Bau — (KVM — Bau —)
Die Kostenvoranmeldung — Bau — soll als bindende

sichtlich entstehenden Kosten geben. Sie ist Grundlage
fiir die Haushaltsvorbesprechung.

Die oberste technische Instanz beauftragt das Bauamt
mit der Aufstellung der Kostenvoranmeldung — Bau —
und iibersendet diesem und der technischen Aufsichts-
behorde in der Mittelinstanz den genehm1gten Bauan-
trag — je einfach ~,

Die oberste technische Instanz legt hierbei den Termin
fest, bis zu dem die Kostenvoranmeldung — Bau —
spétestens vorgelegt werden muB, damit die BaumaB-
nahme in der Haushaltsvorbesprechung behandelt wer-
den kann.

Die Kostenvoranmeldung — Bau ~— wird vom Bauamt
aufgestellt.

Das Bauamt fiihrt die Vorklarung bei der zustandlgen
Bauaufsichisbehérde und anderen in Frage kommenden
Stellen durch (vgl. K 24).

Falls erforderlich, stimmen auf Veranlassung der ober-

sten technischen Instanz das Bauamt, die technische.

Aufsichisbehérde in der Mittelinstanz und die oberste
technische Instanz die vom Bauamt im Entwurf aufge-
stellte Kostenvoranmeldung — Bau — miteinander ab.

Das Bauamt legt die Kostenvoranmeldung — Bau —
mit dem genehmigten Bauanirag der technischen Auf-
sichtsbehdrde in der Mittelinstanz zur Information fiir
die von der obersien technischen Instanz durchzufiih-
rende Grundsatzbesprechung — einfach — und der
obersten technischen Instanz — dreifach — vor. Die
oberste technische Instanz iibersendet eine Ausferti-
gung der Kostenvoranmeldung — Bau — dem Fach-
minister. Eine Ausfertigung libergibt das Bauamt dem
Nutznieler unmittelbar.

Die Bezeichnung der BaumaBnahme wird im Einver-

nehmen mit dem Fachminister durch die oberste tech-
nische Instanz endgiiltig festgelegt.

323

Planungsgrundlage einen Uberblick tiber die voraus- ‘3_'2'2_

Bauam{ mif der Aufstellung der Haushaltsunterlage —
Bau — (Planungsauftrag) unier Beifligung der Erstaus-
fertigung der genehmigten Xostenvoranmeldung -
Bau ~—.

Die oberste technische Instanz legt bel Erteilung des

- Planungsauftrages den Termin fest, bis zu dem ihr die

Haushaltsunterlage -— Bau — sp#tesiens vorgelegt wer-
den muB, damit die BaumaBnahme noc¢h in den Eni-
wurf des Haushaltsplanes aufgenommen werden kann.
Sie legt gleichzeitig den Termin fiir die Vorlage bei der
technischen Aufsichisbehérde in der Mittelinstanz, nach
Absprache mit dieser, fest.

Die Haushaltsunterlage — Bau — wird vom Bauamt in
Zusammenarbeit mit dem NutznieBer aufgestellt.

Die technische Aufsichisbehérde in der Mittelinstanz
wirkt bei der Aufstellung der Haushalisunterlagen -—
Bau — auf eine fachtechnisch zweckmiiBige und wirt-
schaftliche Entwurfsplanung hin und sorgt {iir den Er-
fahrungsaustausch zwischen den Bau#imtern.

- Damit zeitraubende und kostspielige Planungsinderun-
. gen vermieden werden, beteiligt das Bauamt die fiir die

Genehmigung oder Zustimmung zusiindige Bauauf-
sichtbehérde und sonstige in Frage kommende Stellen
frithzeitig.

Das Bauamt leitet das bauaufsichtliche Zustimmungs-

_ oder Genehmigungsverfahren ein (vgl. K 24).

Das Bauamt legt die Haushaltsunterlage — Bau — mit
Einverstiindniserkléirung des NutznieBers (vgl. F Nr. 5.4)
der technischen Aufsichisbehdrde in der Mittelinstanz
— vierfach — zur Prifung vor. Die oberste technische
Instanz erhdlt eine Durchschrift des Vorlageberichtes.
Die technische Aufsichtsbehfrde in der Mittelinstanz
legt die gepriifte Haushalisunterlage — Bau — der
obersten technischen Instanz ~— dreifach — vor und un-~
terrichtet das Bauamt liber das Ergebnis der Priifung.
Die oberste technische Instanz ibersendet dle IHaus-
haltsunterlage ~— Bau ~— dem Fachminister — einfach —.
Der Fachminister genehmigt die der Haushaltsunterlage
— Bau — beigefiigte Haushaltsunterlage — Ger8it —
(vgl. F Nr. 2.2) im Einvernehmen mit dem Minister der
Finanzen — auch als oberster technischer Instanz —,
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8.2.4
3.2.5

3.2.6

3.2.7

Die oberste technische Instanz genehmigt die Haus-
haltsunterlage — Bau —.

Nach Genehmigung der Haushaltsunterlage — Bau —
und der Haushaltsunterlage — Gerat — ist die Voraus-~
setzung flir die Aufnahme der BaumalBnahme in den
Entwurf des Haushaltsplanes gegeben (vgl. § 27 LHO).

Auf die Haushaltsunterlage — Bau — als Grundlage
fir die Einstellung der BaumaBnahme in den Haushalt
darf nur im Rahmen des § 24 Abs. 3 LHO verzichtet
werden. Grundlage fiir die Einstellung in den Landes-
haushalt ist dann die Kostenvoranmeldung — Bau —
nach Nr. 3.1 und F Nr. 1. Die Haushaltsunterlage —
Bau — ist in diesen Féllen unverziiglich nachzureichen.

Bindung an die genehmigte Haushaltsunterlage —
Bau —. :
Die genehmigte Haushaltsunterlage — Bau —
grundsiitzlich bindend.

Jede erhebliche Abweichung setzt die Genehmigung ei-
nes Nachtrages voraus (vgl. Nr. 3.2.7). Nicht erhebliche
Abwelchungen bediirfen keiner Genehmigung, wenn sie
erforderlich sind, damit die geplante BaumaBnahme
wirtschaftlich und technisch zweckm#Big vollstindig
hergestellt werden kann, ohne daB Mehrkosten entste-
hen,

Die in den Haushaltsunterlagen bei den einzelnen Ko-
stengruppen DIN 276 genehmigten Mittel sind gegen-
seitig deckungsfihig. Ausgenommen sind folgende Ko-
stengruppen DIN 276:

— KG 1.1, 1.2, 1.3 (unter sich gegenseitig deckungsfshig)
— KG 2.1, 2.3 (unter sich gegenseitig deckungsfihig)
— KG 3.5.5, 5.5, 7.5 (siehe im einzelnen K 7 Nr. 3.2)

— KRG 4.2, 4.3, 4.4, 4.9 (unter sich gegenseitig deckungs-
£8hig)

— KG 7 (siehe im einzelnen K 17 Nr. 2.5). ,

Dje Mittel fiir diese Kostengruppen sind zweckgebun-
den. Ausnahmen koénnen zugelassen werden; sie bediir~
fen der Genehmigung durch den Minister der Finanzen
(vgl. B Nrt. 2.8).

Nachtragshaushaltsunterlage — Bau — (NHU — Bau —)

3.2.7.1 Die Aufstellung eines Nachtrages wird erforderlich,

wenn zusdtzliche Ausgaben zu veranschlagen sind oder
erheblich von der genehmigten Haushaltsunterlage —
Bau — abgewichen werden soll. Derartige Abweichun-
gen sind nur bei unabweisbarem Bedarf zulissig. Ab-
weichungen sind erheblich, wenn die Grundlagen des
Entwurfs, der konstruktive Aufbau, die Gestaltung, die
betriebstechnischen Anlagen geiindert werden sollen
oder grundlegend von dem vorgesehenen Material ab-
gewichen werden soll.

Vor Aufstellung eines Nachtrages unterrichtet das Bau-
amt auf dem Dienstwege die oberste technische Instanz.

Gehen erhebliche Abweichungen von der Haushaltsun-
terlage — Bau — auf nachtrigliche Forderungen des
NutznieBers zuriick, mu3 dieser sie bei dem Fachmini~
ster anmelden; das Bauamt wirkt auf Bitten des Nutz-
nieBers hierbei nur beratend mit. Der Fachminister be-
anfragt gegebenenfalls bei dem Minister der Finanzen
— auch als oberster technischer Instanz — die Aufstel-
lung eines Nachtrages.

3.2.7.2 Hat die oberste technische Instanz der Aufstellung ei-

nes Nachtrages zugestimmt, ist dieser unverziiglich auf
dem Dienstwege vorzulegen.

Dabei sind in den einzelnen Abschnitien der Kostenbe-
rechnung nach Muster 6 DABau und 6 A DABau jeweils
zu erwartende Mehr- und Minderbetrige anzugeben.
BEine eingehende Begriindung ist der Kostenberechnung
als Anlage beizufiigen. Auf etwaige zusitzliche Einspa-
rungsméglichkeiten ist hinzuweisen.

Soweit ausschlieflich Lohn- oder Stoffpreissteigerun-
gen die Kosteniiberschreitung verursachen, geniigt als
Nachtrag ein vereinfachter Nachweis (Muster 11)*).

Fiir das Priifungs- und Genehmigungsverfahren gilt
Nr. 3.2.3.

“*) hier nicht verdffentlicht

ist .

3.2.7.3 Die oberste technische Instanz, bei Nachtrigen zur

3.3

3.3.1

3.3.2

3.3.3
3.34
3.3.5

3.3.6

1.1
111

Haushaltsunterlage — Ger#t — der Fachminister, ver-
anlaBt die Bereitstellung der Ausgabemittel oder Ver-
pilichtungsermichtigungen und die nach §§ 37, 38 Abs. 1
Satz 2 und § 54 LHO etwa erforderliche haushaltsrecht-
liche Zustimmung,

Ausfiihrungsunterlage — Bau — (AFU — Bau —)

Mit der Ausfithrungsunterlage — Bau — wird die Pla-
nung im einzelnen festgelegt, Sie ist ferner Grundilage
fiir Vergabe und Ausfithrung (vgl. § 54 Abs. 1 LHO).

Die oberste technische Instanz beauftragt iiber die tech-
nische Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz das Bau~
amt mit der Aufstellung der Ausfiihrungsunterlage —
Bau — unter Beifligung der Erstausfertigung der ge-
nehmigten Haushaltsunterlage — Bau —. -

Die rechtzeitige Veranlassung ist Voraussetzung fiir
den Beginn der BaumaBnahme in dem Haushaltsjahr,
fiir das Verpflichtungsermichtigung erteilt oder Aus-
gabemittel im Haushaltsplan erstmalig ausgebracht
werden sollen.

Die Ausfiihrungsunteriage — Bau — wird vom Bauamt
nach der genehmigten Haushaltsunterlage — Bau —
aufgestellt.

Die technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz
wirkt bei der Aufstellung der Ausfithrungsunterlagen
— Bau — auf eine fachtechnisch zweckmiBige und wirt-
schaftliche Ausfiihrungsplanung hin und sorgt fiir den
Erfahrungsaustausch zwischen den Baudmtern.

In der Regel wird auf die Vorlage der Ausfiihrungsun-
terlage — Bau — verzichtet. Die technische Aufsichts-
behorde in der Mittelinstanz bestimmt in besonderen
Einzelfdllen den Umfang der ihr zur Priifung und Ge-
nehmigung vorzulegenden Teile der Ausfiihrungsunter-
lage — Bau —. :

Die von der technischen Aufsichtsbehorde in der Mittel~
instanz genehmigten Teile der Ausfiihrungsunterlage —
Bau — sind vom Bauamt mit den nicht zu genehmigen-~
den Teilen zusammenzufassen. Die zusammengefaBte
Ausfihrungsunterlage — Bau — ist mit dem nach G
Nr. 2.1 geforderten Kostenvergleich im Original den
Unterlagen fiir die Rechnungslegung beizufiigen.

Gleichzeitig mit der Ausfithrungsunterlage — Bau —
ist die Ausfiihrungsunterlage — Geridt — aufzustellen
(vgl. K 104 Nr. 3.3).

_BAUUNTERLAGEN (Grofie Neu-, Um~ und Erweite-

rungsbauten)

Kostenvoranmeldung — Bau — (KVM — Bau —)
— Verfahren vgl. E Nr. 3.1 —

Die Kostenvoranmeldung — Bau — besteht aus:

der Kostenschédtzung nach Muster 6 DABau
(Kostengruppen 1.4 bis 7 ausgenommen 4.2, 4.3, 4.4, 4.9
DIN 276).

Werden mehrere Bauwerke/Baukdrper, die verschiede~
nen Bauwerksgruppen (vgl. Anhang 106) zuzuordnen
sind, als eine BaumafBnahme veranschlagt, sind die Ko-
sten fiir die Bauwerke/Baukérper in der Regel getrennt
zu ermitteln (vgl. J Nrn. 2.5 und 3.10).

‘Bei der Schitzung der Kosten ist von Erfahrungssétzen

(Kostenkennwerten, ggf. Kostenrichtwerten, nach An-
hang 109) auszugehen. Die Kosten sind je qm Haupt-
nutzfliche (HNF) zu ermitteln, wenn nicht eine andere
Berechnungsart erforderlich ist.

Der Kostenschitzung sind beizufligen:

~— eventuell erforderliche Berechnung der Grundflichen

und Bruttorauminhalte nach Muster 6 C DABau und
6 D DABau .

— eventuell erforderliche Berechnungsnachweise fiir
die Kosten.

Fiir die Kostenschitzung sind anzufordern:

— von der fiir den Grunderwerb zustindigen Stelle

der Wert des vorhandenen oder noch zu erwerbenden _

. Baugrundstiickes sowie Angaben iiber die auf dem
Grundstiick ruhenden Rechte, Verpflichtungen und
Lasten .
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Nr. 1

114

1.2

21

2.1.1

2.1.2

2.1.3

— vom NuiznieBer die iliberschligige Ermittlung der
nach Fertigstellung der Baumafinahme zu erwarten-
den jéhrlichen Baunutzungskosien nach Muster 6 B
DABau. Das Bauamt wirkt bei der Ermittlung, so-
weit erforderlich, mit,

dem Erliuterungsbericht
DABau.

dem baufachlichen Gutachten {iber das
Baugrundstiick nach K 1 mit dem Ergebnis der Vorkla-
rung bei der zustindigen Bauaufsichisbehérde und an-
deren in Frage kommenden Stellen.

nach Muster 7

Soweit noch keine Enischeidung iiber das Baugrund-
stiick getroffen ist, soll sich das Bauamt nach Anhoérung .

der fiir den Grunderwerb zustindigen Stelle dazu
duBlern, auf welchem Grundstiick die BaumafBnahme
am zweckmé@Bigsten durchgefithrt werden kann. Dabei

ist anzugeben, ob eine landeseigene Liegenschait zur

Verfiigung steht. :

dem Ubersichtsplan (Stadiplan, topographische
Karte M 1:25000 [Meftischblatt]) mit Eintragung des
Grundstiickes und Einverstindniserkldrung des Nutz-
nieBers nach Nr. 5.1 mit einem L&sungsvorschlag fiir die
Bauaufgabe in Skizzen, gegebenenfalls mit Alternati-
ven. Die Ausarbeitung von weiteren Plinen ist in der
Regel nicht erforderlich.

Der ¥Kostenvoranmeldung — Bau — sind beizufiigen:

— Erlasse und Verfiigungen, mit denen die'Aufstellung
ger Kostenvoranmeldung — Bau — gefordert wor-
en ist

— sonstiger Schriftverkehr, soweit er fiir die Beurtei-
lung der BaumafBnahme im Rahmen der Genehmi-
gung der Kostenvoranmeldung — Bau — von Be-
deutung ist . .

— der genehmigte Bauantrag

— die Kostenvoranmeldung -— Gerit — (Kostengrup-
pen 4.2, 4.3, 4.4, 49 DIN 276), Siehe hierzu K 104
Nrn. 2 und 3.1.

Haushalisunterlage — Bau — (HU — Bau—)
— Verfahren vgl. E Nr. 8.2 —

Die Haushaltsunterlage — Bau — besteht aus:
den Plinen ‘

~— Ubersichtsplan (z. B. Stadtplan, tdpographische Karte

M 1 : 25000 [MefBtischblatt])
— Katasterplan
— Lageplan .

— Baupline (Grundrisse, Schnitte, Ansichten), MaBstab
in der Regel 1:100.

dem Erlduterungsbericht nach Muster 7
DABau einschliefflich Muster 7 A (vgl. K. 23)

der Kostenberechnung nach Muster 6 DABau
und Muster 6 A DABau (Kostengruppen 1.4 bis 7 aus~
genommen 4.2, 4.3, 4.4, 4.9 DIN 276).

Werden mehrere Bauwerke/Baukdrper, die verschiede~
nen Bauwerksgruppen (vgl. Anhang 106) zuzuordnen
sind, als eine Baumafinahme veranschlagt, sind die Ko-
sten fiir die Bauwerke/Baukérper in der Regel getrennt
zu ermitteln (vgl. J Nrn. 2.5 und 3.10).

Bei der Berechnung der Kosten ist von Erfahrungssit-
zen (Kostenkennwerten, ggf. Kostenrichtwerten, nach
Anhang 109) auszugehen. Die Kosten sind je gm Haupt-
nutzfliche (HNF) zu ermitteln, wenn nicht eine andere
Berechnungsart erforderlich ist.

Einnahmen aus Verkaufserlgsen fiir Altmaterial, Ab-

félle, Schrott, Bergungsgut usw. sind in der Kostenbe- _

rechnung nicht zu veranschlagen. Die Erlése sind dem

214 dem baufachlichen Gutachten fiber

2.2

23

3

3.1

Fiir die Kostenberechnung sind anzufordern:

— von der fiir den Grunderwerb zustéindigen Stelle
Kostenangaben liber den Wert des Baugrundstlickes
nur dann, wenn sich gegeniiber den Angaben in der

Kostenvoranmeldung — Bau — Anderungen hin-
iichtlich des vorgesehenen Grundstiickes ergeben ha-
en

— vom Nutzniefler die iiberschligige Ermiitlung der
nach Fertigsiellung der BaumaBnahme zu erwarten-
-“den Baunutzungskosten (vgl. § 24 Abs. 1 Satz 2 LHO)
nach Muster 8 B DABau, Das Bauami wirkt bei der
“Ermit{lung, soweil erforderlich, mit.

das
Baugrundstiick nach K 1.

Der Haushaltsunterlage — Bau — sind beizufiigen:

— Erlasse und Verfiigungen, mit denen die Aufstellung
ggcr Haushaltsunterlage — Bau — gefordert worden
is

— sonstiger Schriftverkehr, soweit er flir dle Beurtel-
lung der Baumafinahme im Rahmen der Priifung
und Genehmigung der Haushaltsunterlage — Bau —
von Bedeutung ist

— die Haushaltsunterlage — Ger&t — (Kostengruppen
4.2a4g3z, 4.4, 49 DIN 276). Siehe hierzu X 104 Nrn. 2
und 3.2.

Ausfiihrungsunterlage — Bau — (AFU — Bau —)
— Verfahren vgl. E Nr. 3.3 —

Die Ausfithrungsunterlage — Bau — umfaft diejenigen
Pline, Angaben und Berechnungen, die fiir die Ver-
gabe und Ausfiihrung der Leistungen erforderlich sind.

-+ Dies sind im einzelnen:
- - 3.1.1 die Entwurfszeichnungen

— Lageplan (ggf. Teile des Lageplanes), MaBstab 1:500
oder 1:1000

© — Baupldne (Grundrisse, Dachaufsichten, Schnitte, An-

sichien), Mafistab in der Regel 1:100 ggf 1:50

—"Hiihenplan' (nur wenn erforderlich), er gili als Ur-
kunde fiir die Massenabrechnung,

. 8.1.2 die Ausfihrungszeichnungen (Detailpléne),
313 die Leistungsverzeichnisse mit Massenberechnungen,
. 8.14 der gepriifte Standsicherheitsnachweis mit statischer

Berechnung und zugehdérigen Zeichnungen,

3.1.5 die Nachweise {iber Wirme-, Schall- und Brandschuiz,
3.1.6 sonstige Berechnungen.

3.2

4

4.1

5.1

52

Bautitel zuzufihren (vgl. VV Nr. 4.2,5 zu § 35 LHO), Die

veranschlagten Gesamtkosten vermindern sich um diese
Einnahmen.

Der Kostenberechnung sind befzufiigen:

~ die Berechnung der Grundflichen und Bruttoraum-
inhalte nach Muster 6 C DABau und 6 D DABau

— erforderliche Berechnungsnachweise fiir die Kosten;
die Kosten fiir Betriebliche Einbauten (Kostengruppe
3.4 DIN 276) sind, wenn erforderlich, einzeln aufzu-
fiihren; dariiber hinaus ist zu erldutern, ob und in
welchem Umfang vorhandene Betriebliche Einbauten
{ibernommen werden kénnen,

53

. 5.4

Ausﬂihrungsunterlage — QGerlit — (Kostengruppe 4.2,
4.3, 4.4, 4.9 DIN 276), Siehe hierzu K 104 Nrn. 2 und 3.3.

‘ Bauunferlagen fiir Um- und Erweiterungsbauten

Bei der Aufstellung von Bauunterlagen fiir Um- und
Erweiterungsbauten ist sinngem#iB nach Nrn. 1 bis 3 zu
verfahren.

 Soweit die Kosten nicht nach qm Fliéche oder cbm
Rauminhalt veranschlagt werden kénnen, sind sie nach
Einzelleistungen zu berechnen,

Mitwirkung des NuiznieBers
Der NutznieBBer

bestsitigt auf dem Ubersichisplan zur Kostenvoranmel-
dung — Bau — nach Nr. 1.1.4 die Wahl des Grundstitk-
kes,

“{ibermittelt dem Bauamt wihrend der Aufstellung der

__ Haushaltsunterlage — Bau — alle fiir die Entwurfz-

planung und Kostenberechnung und fiir die Ausfith-
rungsunterlagen notwendigen qualitativen Bedarfsan-
forderungen und die erforderlichen Angaben {iber Be-
{riebsabliufe und funktionelle Zusammenhéinge,

mup Fordertungen nach E Nr. 2.5 wihrend der Aufstel-
lung der Haushaltsunterlage — Bau — vorbringen; mit
seiner Binverstindniserklirung zur Haushaltsunterlage
— Bau — sind weitere Forderungen ausgeschlossen,

gibt seine Rinverstindniserklirung auf dem ZErl#ute-
rungsbericht sowie auf simtlichen GrundriSplénen und
demn Lageplan zur Haushaltsunterlage — Bau — ab;
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5.5

5,6

5.7

5.8

1.1.3

etwaige Einwinde sind gesondert bekanntzugeben, An-
derungen oder Zusitze des NutznieSers im Erliute-
rungshericht und den Baupldnen sind unzuldssig (vgl. E
Nr, 3.2.3),

stellt die Schitzung der nach Fertigstellung der Bau-
mafnahme zu erwartenden jihrlichen Baunutzungs-
kosten (vgl. § 24 Abs. 1 Satz 2 LHO) unter Mitarbeit
des Bauamtes nach Nrn, 1.1.1 bzw. 2.1.3 auf (vgl. K 19
Nr. 3.3.1 Abs. 2),

veranschlagt, wenn nicht das Bauamt zustindig oder
beaufiragt ist, die Kosten fiir das Gerit nach Nrn. 1.2
bzw. 2.2 (vgl. K 104 und E Nr. 2.3),

beschafft, wenn nicht das Bauamt zustindig oder be-
auftragt ist, das Gerit (vgl. K 104 und E Nr. 2.3),

muB, wenn er selbst das Gerit veranschlagt oder be-
schafft, das Bauamt in Féllen besonderer kiinstlerischer,
gestalterischer und technischer Bedeutung beteiligen
(vgl. K 104).

BAUAUSFUHRUNG (GroBie Neu-, Um- und Erweite-
rungsbauien)

Bauauftrag

Die technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz
erteilt den Bauauftrag (siche auch J Nr. 2.5), wenn

die verbindliche Mitteilung der fiir den Grunderwerb
zustdndigen Stelle vorliegt, da der Bebauung keine
rechtlichen Hindernisse entgegenstehen (vgl. E Nr. 3.2.1),

notwendige &ffentlich-rechtliche Anforderungen erfiillt,
nach dem &ffentlichen Recht erforderliche Anzeigen er-
stattet und erforderliche Genehmigungen/Zustimmun-
gen (z. B, bauaufsichtliche Zustimmung, wasserrechtli-
che Erlaubnis und Bewilligungsbescheid) erteilt worden
sind,

die nach E Nr. 3.3.2 vorzulegenden Teile der Ausfiih-
rungsunterlage — Bau — genehmigt sind, sofern nicht
vollstindig auf ihre Vorlage verzichtet wurde,

das Bauamt mitgeteilt hat, da die fiir die Ausschrei-
bung der ersten Leistungen nach Nr. 2.1 erforderlichen
Ausfithrungsunterlagen erstellt sind,

der Minister der Finanzen die Ausgabemittel zugewie~-
sen und/oder Verpflichtungsermichtigungen erteilt (vgl.
B Nr. 25) und der Erteilung des Bauauftrages zuge-
stimmt hat. )

Voraussetzungen fiir den Beginn der BaumaBnahmen
Kostenvergleich

Nach Erteilung des Bauauftrages schreibt das Bauamt
die ersten Leistungen aus und stellt das Ergebnis der
Ausschreibung den in der Kostenberechnung zur Haus-
haltsunterlage — Bau -— ausgewiesenen Betriigen ge-~
geniiber. Je eine Ausfertigung dieses Kostenvergleichs
ist der Haushaltsunterlage — Bau — und der Ausfiih-
rungsunterlage — Bau — beizufiigen. Der Kostenver-
gleich ist nach K 103 aufzustellen.

Die erste Ausschreibung soll grundsitzlich Leistungen
umfassen, die iiblicherweise im Zusammenhang ausge-
fihrt werden und deren Wert so erheblich ist, daB
durch den Vergleich der in der Kostenberechnung ver-
anschlagten mit den durch die Ausschreibung ermittel-
ten Kosten beurteilt werden kann, ob die veranschlag-
teg). Gesamtkosten voraussichtlich eingehalten werden
kénnen.

Die technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz
kann in Ausnahmeféllen zulassen, daB zunichst nur
Leistungen geringeren Umfanges und Wertes ausge-
schrieben und ausgefiihrt werden. In diesen Fillen ist
der Kostenvergleich nach der ersten groSeren Aus-
schreibung anzustellen,

Ergibt der Vergleich, daB die veranschlagten Kosten
eingehalten werden oder die Uberschreitung nicht mehr
als 10% der veranschlagten Kosten der ausgeschriebe-
nen Leistungen — hdchstens jedoch 3% der genehmig-
ten Gesamtkosten -—— ausmacht, darf das Bauamt mit
der Bauausfiihrung beginnen. Ist die Uberschreitung
grofer, berichtet es der technischen Aufsichtsbehérde in
der Mittelinstanz und wartet deren Entscheidung ab.

Die technische Aufsichtsbehorde in der Mittelinstanz
entscheidet, soweit die Uberschreitung nicht mehr als
20%/s der veranschlagten Kosten fiir die ausgeschriebe-

2.2

3.2

3.3

4.2

4.3

nen Leistungen, hochstens jedoch 6% der genehmigten

- Gesamtkosten, ausmacht.

Bevor jedoch veranschlagte Kosten i, S. v. Abs. 4 und 5
liberschritten werden, sind alle gegebenen Mbéglichkei-
ten auszuschopfen, die Uberschreitung zu vermeiden.
In allen anderen Fillen trifft die oberste technische In-
stanz die Entscheidung.

Wegen der etwa erforderlich werdenden Aufstellung
eines Nachtrages vgl. E Nr, 3.2.7.

Das Bauamt darf mit der Ausfithrung erst beginnen,
wenn zumindest siimtliche Pline und Berechnungen
vorliegen, die die Ausfiihrung der Rohbauarbeiten be-
einflussen.

Baubeginn
Die Ausfiihrung einer BaumafBinahme beginnt mit dem

“Abschlu des ersten Bauvertrages. Das Bauamt iiber-

wacht die Herstellung der BaumaBnahme hinsichtlich
einer fachtechnisch richtigen und wirtschaftlichen Aus-
fihrung durch die Auftragnehmer,

Regelungen fiir die Beschaffung der FErstausstattung
mit Gerdt (Kostengruppen 4.2, 4.3, 4.4, 49 DIN 276)
sind in X 104 gegeben. .

Den Beginn der Bauarbeiten teilt das Bauamt iiber die
technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz der
obersten technischen Instanz mit; der Kostenvergleich
und ein Terminplan iiber die Baudurchfithrung sind
beizufiigen.

Der Beginn der Bauarbeiten ist ferner dem NutznieBer,
dem zustindigen Finanzamt nach Muster 101 und dem
statistischen Landesamt nach Vordruck zu melden.

Die Fertigstellung des Rohbaues ist dem Katasteramt
nach Muster 102 mitzuteilen und der Einmessungsan-
trag zu stellen. Die technische Aufsichtsbehdrde in der
Mittelinstanz erhélt Durchschrift des Einmessungs-
antrages.

Der NutznieBer ist nicht berechtigt, in die Bauausfiih-
rung elnzugreifen.

Baubeendigung
Das Bauamt teilt die Beendigung der BaumafBnahme

" {iber die technische Aufsichtsbehtrde in der Mittel-

instanz der obersten technischen Instanz mif.

Der Mitteilung iiber die Beendigung der BaumaBnahme
sind beizufiigen:

— Baubeschreibung nach Muster 7 DABau und 7 A
DABau (entsprechend der Bauausfiihrung korrigier-
ter Erldauterungsbericht aus der Haushaltsunterlage
— Bau —)

— die abschlieBenden Planungs- und Kostendaten (Ko-
stenfeststellung) nach Muster 6 DABau und 6 A
DABau (vgl. J Nr. 3.13) einschlieflich Berechnung
der Grundflichen und Bruttorauminhalte nach Mu-
ster 6 C DABau und 6 D DAB

- Schemazeichnungen (Lageskizze Mafistab 1:1000, we-
sentliche Grundrisse, Schnitte, Ansichten, MaBstab
1:500 bzw. 1:200), evtl. entsprechend der Bauausfiih-
rung korrigierte Pline aus der Haushaltsunterlage
— Bau — oder Ausfiihrungspléne, wenn erforder-
lich photomechanisch verkleinert

— photographische Aufnahmen des Gebaudes, in der
Regel 18 X24 cm, Hochglanz, schwarzweil,

Der technischen Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz
sind zusiétzlich die Unterlagen fiir die Gebdudekartei
nach K 106 Nr. 3.1.7 vorzulegen.

Die Beendigung der BaumaBnahme ist ferner dem zu-
stédndigen Finanzamt nach Muster 101 und dem statisti-
schen Landesamt nach Vordruck zu melden.

Eine BaumafBnahme gilt als beendet, wenn die Bau-
rmafnahme dem NutznieBer iibergeben wurde (vgl. H
Nr. 1), die Baubestandszeichnungen angefertigt sind
(vgl. H Nr. 2) und das Bauausgabebuch abgeschlossen
ist (vgl. J Nr. 3.13).

Die Abrechnung der BaumaBnahme ist beschleunigt
durchzufiihren; sie soll spitestens 12 Monate nach
Ubergabe der BaumaBnahme an den NutznieBer abge-
schlossen sein,
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1.6

BAUUBERGABE (Grofie Neu-, Um- und Erweiterungs-
bauten)

Ubergabe von Bauten

Fertiggestellte BaumaSnahmen sind durch das Bauamt
frithestméglich an die hausverwaltende Dienststelle
(NutznieBer) zu iibergeben (vgl. auch K 19 Nr. 2).

Bei bedeutenden BaumaBnahmen ist der Tag der Uber-
gabe auch der technischen Aufsichtsbehérde in der Mit-
telinstanz rechizeitig anzuzeigen wund in geeigneter
Form der Offentlichkeit bekanntzugeben.

Nach Besichtigung der BaumafBinahme ist eine gemein-
same Niederschrift nach Muster 14 anzufertigen, worin
etwaige Beanstandungen, Anderungen oder Ergénzun-
gen (vgl. E Nrn, 3.2.6 und 3.2.7), die noch fiir notwendig
erachtet werden, zu vermerken sind. Der Niederschrift
sind als Anlagen beizufiigen: '

ein Satz Pline (Grundrisse als Benutzungspléne),

das Gewidhrleistungsverzeichnis — Bau — (vgl. K 105
Nr. 2.8.3),

die Unterlagen tiber die technischen Anlagen, wie:

— Installationspléne einschlieBlich Schalipléne
Schaltschemata -

— Anlagenbeschreibungen

~— Abnahmebescheinigungen

— MeB- und Priifprotokolle

— Betriebszulassungen und Genehmigungen
— Bedienungs- und Betriebsanweisungen

— Aufstellung iiber regelm#Big zu tiberpriifende Anla-
lagen, ggf. einschlieflich Prifbiicher

— Wartungsanweisungen o
~— Aufstellung tiber regelmifBig zu wartende Anlagen,

eine Zusammenstellung der Auflagen der Brandschutz-
behorden, soweit sie die Nutzung betreffen,

eine Ubersicht iiber die dem Bauamt wihrend der
Durchfithrung der Baumafinahme bekannt gewordenen
Auflagen, Rechte und Pflichten, soweit dariiber die fir
den Grunderwerb zustindige Stelle nach F Nr. 1.1.1
keine Angaben gemacht hat. In diese Ubersicht sind
insbesondere aufzunehmen Angaben iiber:

— die Befristung oder Widerruflichkeit von wasser-
rechtlichen Bescheiden

— Auflagen, Rechte und Pflichten fiir ZufahrtssiraBen,
Wege, Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen

— die entrichteten einmaligen ErschlieBungsbeitrdge
fiir StraBen und Wege nach dem Bundesbaugesetz

— die enirichteten AnschluB3gebiihren fiir die Abwas-
serbeseitigung

— die entrichteten AnschluBgebiihren fiir eine &ffent-

liche oder private Wasserversorgung und Rohrnetz-
kostenbeitrige -

— die entrichteten AnschluBkosten fiir die Stromver- '

sorgung.

nur bel Mietwohnungen: eine Zusammenstellung der

Herstellungskosten fiir Verbesserungs- und Modernisie-
rungsmaBnahmen im Sinne der Richtlinien zu Nr. 13.2
der Landesmietwohnungsvorschriften (LMWYV),
trgnnt filr jede einzelne Wohnung (vgl. D Nr. 2.1.1
Abs. 3).

Zwel Ausfertigungen der Niederschrift mit Anlgg‘en“l

verbleiben beim Bauamt, wovon eine der Baurechnung

beizufiigen ist. Die hausverwaltende Dienststelle (Nutz- |

nieBer) erhilf eine Ausfertigung der Niederschrift mit
Anlagen. Die technische Aufsichtsbehérde in der Mittel-
instanz und die oberste technische Instanz ‘erhalten je
eine Ausfertigung der Niederschrift; hierbei ist auch
mitzuteilen, bis zu welchem Termin die Abrechnung der
BaumaBnahme abgeschlossen sein wird oder ob
CGriinde flir eine Verzégerung der Abrechnung vorlie-
gen (vgl. G Nr. 4.1 Abs. 6).

Der Vollzug der in der Niederschrift vermerkten Rest-
arbeiten ist in einem Nachprotokoll zu Muster 14 fest-
zustellen, Eine Durchschrift davon ist der Baurechnung
beizufiigen. ‘

Die abschnittsweise Ubergabe von Bauten ist zuldssig,
GroBere technische Anlagen konnen ebenfalls vorab an

bzw.

ge-

- 17
1.3

AR

2.1.2
213

214

22

2.3

24

25

den NutznieBer iibergeben werden, Vor der Ubergabe
sollen sie mit der hausverwaltenden Dienststelle, dem
spiteren Bedienungspersonal und den Herstellerfirmen
auf ihre Funktionsfahigkeit {iberpriift werden (vgl.
_K 19).

:gbergabe von Geridt — Erstausstattung — siche X 104
r, 4.3.

Baubestandszeichnungen

Fiir fertiggestellie Bauwerke sind Bestandszeichnungen
anzufertigen. Im einzelnen sind dies in der Regel:

Stadtplan, Mafistab 1:5000,
Lageplan (bauliche Anlagen), MaBstab 1:500 oder 1:1000,

Lageplan (Ver- und Entsorgungsanlagen), MafBstab
1:500 oder 1:1000,

Baupline (Grundrisse, Schnitte, Ansichten), Mafstab
1:100,

ses

Fiir die Anfertigung von Bestandszeichnungen sind in
der Regel Ablichtigungen (evtl. photomechanisch im
MaBstab verdndert) der Pline aus der Haushaltsunter-

- ‘lage — Bau — oder der Ausfithrungspléine zu verwen-

den. Nur wenn diese Pline nicht fiir die Verwendung
als Baubestandszeichnungen geeignet sind, ist die Neu-
anfertigung von Baubestandszeichnungen erforderlich.
Etwa notwendige Berichtigungen und Ergéinzungen sind
nachzufragen., Von farbiger Darstellung Ist im allge-
meinen abzusehen.

Soweit das Anfertigen von Bestandszeichnungen eine
Nebenleistung nach VOB Teil C ist oder im Vertrag als
Nebenleistung vereinbart wurde, haben die Auftrag-
nehmer diese Zeichnungen zu lefern.

Die Bestandszeichnungen werden zweifach ausgefertigt.
Eine Ausfertigung erhilt die hausverwaltende Dienst-
stelle, eine Ausfertigung verbleibt beim Bauamt.

Die Baubestandszeichnungen sollen 12 Monate nach der
Bauiibergabe fertiggestellt sein (vgl. G Nr. 4.3) und der
hausverwaltenden Dienststelle iibergeben werden.

Die Bestandszeichnungen miissen vom Bauamt fort-
laufend nach dem neuesten Stand berichtigt werden.

see

“TRECHNUNGSLEGUNG — VORPRUFUNG (Bauausga-

21"

2.2

ben)
Aligemeine Vorschriften

Bei der Rechnungslegung iiber BaumaB3nahmen und bei
der Vorpriifung sind zu beachten:

— Landeshaushaltsordnung — LHO —
— Vorlidufige Verwaltungsvorschrifien
zur Landeshaushaltsordnung ~— VV-LHO —
__— Verdingungsordnung fiir
Bauleistungen — VOB —

— Verdingungsordnung fiir Lelstungen — VOL —

— Vorpriifungsordnung fiir die

Verwaltung des Landes Hessen — VPOH —

Rechnungsmifiger Nachweis

Alile mit Baumafinahmen in Zusammenhang stehenden
Ausgaben und Einnahmen sind in Rechnungslegungs-
biichern nachzuweisen., Zu den Rechnungslegungsbli-
— chern gehdren:

— Titelbuch

— Bauausgabebuch

— Kostenzusammensiellung.

Bei ihrer Fithrung sind § 71 LHO und die VV Nrn. 3, 8,
9, 18 bis 27 hierzu und die VV Nr. 12 zu § 79 LHO zu
beachten.

Daneben sind vom Bauamt zu fithren:

— Abschlagsauszahlungsbuch (vgl. J Nr. 8.15)

— Haushaltsliberwachungslistie — Bau — (vgl. J Nr, 8).
Die Ausgaben fir die Unterhaliung der baulichen An-
lagen sind im allgemeinen nur durch die Kasse im Ti~

telbuch nachzuweisen, Werden die Kassenanordnungen
vom Bauamt erteilt, so sind von ihm Kostenzusammen-
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3.2
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34
3.5
3.6

3.7
3.8

3.9
3.10

3.11

3.12

stellungen nach Muster 1 zu filhren. Die Fithrung von
Haushaltsiiberwachungslisten — Bau — bleibt unbe-
riihrt.

Die Ausgaben fiir Kleine Neu~, Um- und Erweiterungs-
bauten — ausgenommen die Fille, bei denen eine gro-
Bere Zahl von Abschnitten des Teiles C der VOB zur
Ausfiihrung kommt — sowie fiir Grofie Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten, bei denen nur wenige Abschnitte
des Teiles C der VOB zur Ausfithrung kommen, und die
z?u‘sigaben fiir die Erstausstattung mit Gerit (E Nr. 2.3)
sin

— von der Kasse im Titelbuch,

~— vom Bauamt in einer Kostenzusammenstellung nach
Muster 1 zu buchen,

Der rechnungsmi#Bige Nachweis der Ausgaben wird
durch das Titelbuch in Verbindung mit der Kostenzu-
sammenstellung gefiihrt.

Die Ausgaben fiir alle anderen BaumaBnahmen sind
~— von der Kasse im Titelbuch,

— vom Bauamt im Bauausgabebuch nach Muster 2 ‘

DABau nachzuweisen,

Hierzu gehoren auch die Ausgaben fiir Kleine Neu-,
Um-~ und Erweiterungsbauten, bei denen eine groBere
Zahl von Abschnitten des Teiles C der VOB zur Aus-
fiihrung kommdt.

Die technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz
entscheidet anléflich der Erteilung des Bauauftrages an
das Bauamt-bei allen BaumaBnahmen nach J Nrn, 2.3
und 2.4 dariiber, ob

~— Kostenzusammenstellungen nach Muster 1 oder:
— Bauausgabebiicher nach Muster 2 DABau

zu fiihren sind, Sie bestimmt gleichzeitig die Anzahl
der zu flihrenden Bauausgabebiicher (bzw. Kostenzu-
sammenstellungen) und deren Bezeichnung (vgl. J
Nr. 3.10 und F Nr. 2.1.3). Die Kasse erhilt Abschrift
der Verfiigung zwecks Einrichtung des Titelbuches.

Die Kasse richtet fiir jedes Bauausgabebuch einen Bu-
chungsabschnitt ein. An die Stelle des Buchungsab-
schnittes tritt bei Titelbiichern, die in Form einer Kartei
gefithrt werden, die MaB3nahmekarte.

Fiithrung der Biicher

Das Titelbuch, das Bauausgabebuch, die Kostenzusam-~
menstellung und das Abschlagsauszahlungsbuch sind
wie folgt zu fiihren:

Das Titelbuch:
Das Titelbuch ist von der Kasse zu fiihren.

Das Bauausgabebuch:

Das Bauausgabebuch ist nach Muster 2 DABau und der
Anleitung zu Muster 2 DABau vom Bauamt zu flihren.

Bauausgabebliicher sind sofort nach der ersten Mittelzu-
weisung anzulegen.

Fiir Bauwerke/Baukérper einer BaumafBnahme, die
verschiedenen Bauwerksgruppen (vgl. Anhang 106) zuzu~
ordnen und deren Kosten in der Kostenberechnung ge-
trennt veranschlagt sind, sind jeweils besondere Bau-
ausgabebiicher anzulegen, um nach Abrechnung die Er-
fassung vergleichbarer Planungs- und Xostendaten si-
cherzustellen. Die Bauwerke/Baukdrper erhalten in den
Bauausgabebiichern die gleiche Bezeichnung wie in der
Kostenberechnung (vgl. Nr. 2.5 und F Nr. 2.1.3). In be~
sonderen Fillen kann auch fiir Auflen- und Erschlie~
Bun%sanlagen ein getrenntes Bauausgabebuch angelegt
werden

Das Bauausgabebuch ist so zu fithren, dal es in Ur-
schrifl: zur Rechnungslegung dienen kann, Zweitschrif-
ten diirfen nichi gefertigt werden.

LN

3.13

3.14

3.15

4
4.1

4.2

4.4

4.5
4.6
4.7
4.3

y 4.8.1.

4.8.2 bei Kleinen und GroBen Neu-, Um-

" Beim AbschluB von Bauausgabeblichern sind die End-

summen der einzelnen Spalten in die Formblitter nach
Muster 6 DABau und 6 A DABau zu iibertragen (vgl, F
Nrt. 2.1.3 und G Nr. 4).

Die Kostenzusammenstellung:

Die Kostenzusammenstellung ist nach Muster 1 und der
Anleitung zu Muster 1 zu fihren, Fiir die Kostenzu-
sammenstellung gelten sinngemin die Anweisungen fiir
das Bauausgabebuch.

Das Abschlagsauszahlungsbuch:

Bei BaumaBnahmen, flir die Abschlagszahlungen in
groflerer Zahl anfallen, sind vom Bauamt Abschlags~
auszahlungsbiicher nach Muster 3 zu fiihren.

' Behandlung der Rechnungsbelege

Bei der Priifung und Feststellung der Rechnungsbelege
sind die VV Nrn. 11 bis 19 zu § 70 LHO zu beachten.
Die Bescheinigung der fachtechnischen Richtigkeit und
die Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit des Ge-
samtbetrages sowie dessen Aufgliederung sind auf der
Kostenrechnung selbst vorzunehmen.

Kostenrechnungen iiber die von der Verwaltungsdienst-
stelle durchgefiihrien Bauunterhaltungsarbeiten sind
nicht vom Bauamt fachtechnisch festzustellen (vgl. C
Nr. 3.1.4).

Kassenanordnungen sind wie folgt zu erteilen:

— iiber Abschlagszahlungen unter Verwendung der
Vordrucke nach Muster 17 DABau

— {iber alle anderen Auszahlungen unter Verwendung
der Vordrucke nach Muster 18 DABau

— iiber alle Riickforderungen bzw, Einzahlungen unter
Verwendung der Vordrucke nach Muster 19 DABau

— iiber alle Umbuchungen unter Verwendung der Vor-
drucke nach Muster 20 DABau.

Der Vordruck nach Muster 19 ist auch zu verwenden,
wenn gemif3 vertraglicher Vereinbarung Sicherheitsbe-
trige bei Begleichung der SchluBirechnungen einzube-

halten sind. Im Bauausgabebuch ist keine Buchung

hierfiir erforderlich, jedoch sind vom Bauamt beson-
dere Nachweise iiber die Sicherheitsbetrige zu fiihren.

Soweit die Ausgabemittel dem Bauamt zur Bewirt-
schaftung zugewiesen sind, vollzieht der Dienststellen-
leiter oder der von ihm Beauftragte (vgl. B Nr, 2.2) die
Kassenanordnung. Die VV Nrn. 1 bis 26 zu § 70 LHO
sind zu beachten.

Das Bauamt fordert zur Geschiiftsvereinfachung Zweit-
ausfertigungen der Kostenrechnungen ab Beginn der
Bauausfithrung an und legt sie in der Reihenfolge der
Buchungen im Bauausgabebuch bzw. in_der Kostenzu-
sammernstellung geordnet ab. Zweitausfertigungen sind
bei Eingang sofort als solche zu kennzeichnen, Sie die-
nen ausschlieBlich als Arbeitsgrundlage und erhalten
keine Feststellungsvermerke.

cen

Den Kassenanordnungen fiir Endabrechnungen des
Forderungsberechtigten sind beizufiigen (vgl. VV Nr. 10
zu § 70 LHO):

bei Baumafnahmen fiir den Bauunterhalt

die Kostenrechnung mit simtlichen Unterlagen im Ori-
ginal, die zur Erliuterung der Forderung notwendig
sind; wie

Angebot, Verdingungsniederschrift, Auftragsschrelben

_ (wenn erforderlich mit Auftragsbestitigung), Bestell-'

schein, Abnahmebescheinigung, Massenberechnung, Ab-
rechnungsskizzen, Stundenlohnzettel Nachiragsverein-
barungen usw.

und Erweiterungs-
bauten und bei Geritebeschaffungen (vgl. E Nr. 2.3) gilt
in der Regel Nr. 4.8.1 sinngemiB; bei besonders um-
fangreichen Abrechnungsunterlagen geniigt die Beifii~
gung der Kostenrechnung im Original (vgl. Nr. 5.8).

Den Auszahlungsanordnungen fiir Abschlagszahlungen .

sind neben der Kostenrechnung gepriifie Nachweise
iiber die bereits ausgefiihrten Leistungen oder Liefe-
rungen beizufiigen. Bei Abschlagsauszahlungen iiber
Baustoffe oder Bauteile, die noch nicht fest mit dem
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Bau verbunden sind, mufB3 auf dem Rechnungsbeleg 6.2 Die Haushaltsﬁberwachungsliste — Bau — erliillt nur
bescheinigt sein, daf ausreichende Sicherheiten gegen dann ihren Zweck, wenn sie mit gréBter Sorgfalt ge-
Verlust vorhegen o fiihrt wird. Dem Amtsangehbrigen der die Haushalts-
Bei Abtretungen und Pfandungen ist nach K 8 zu ver- tberwachungsliste — Bau — fiihrt, sind alle Auftrags-
fahren.

- ~erteilungen und Kassenanordnungen rechizeitig zuzu-

leiten;
Rechnungslegung , — Auftrige dirfen 'nicht ohne seine Mitwirkung erteilt,
Die Rechnungslegung fiir BaumaBnahmen ist von der — Kassenanordnungen nicht ohne seinen Sichtvermerk
zustindigen Kasse vorzunehmen. o " an die zustindige Kasse weitergeleitet werden.
Fiir die Rechnungslegung sind zu verwenden: ; 6.3 .
— das Titelbuch 64 Der Amtsangehdrige, der die Haushaltsiiberwachungs-

listen — Bau — fiihrt, iiberpriift viertelj8hrlich anhand
— das Bauausgabebuch oder die Kostenzusammenstel- , der Anschreibungen in den Haushaltsiiberwachungsli-

lung . sten — Bau — die Fiihrung der Bauausgabebiicher und
— die Rechnungsbelege : ) Kostenzusammenstellungen und stimmt die darin vor-
— die sonstigen Rechnungsunterlagen (vgl, Mus genommenen Buchungen mit den Eintragungen in den

DABauw). S e ———Haushaltsiiberwachungslisten -— Bau — ab.
Fiir GroBe Neu-, Um- und Erweiterungsbauten, deren 65 Dem Amisangehrigen, der die Haushaltsiiberwa-
Ausfiihrung sich iiber mehr als 2 HafshaltSJahre er- ~_  Cchungsliste — Bau — fiihrt, darf neben der Fiihrung der
streckt, ist am Ende des zweiten Haushaltsjahres Zwi- Haushaltsiiberwachungsliste — Bau — die Fithrung des
schenrechnung (Teilbaurechnung) zu legen (VV Nr. 7 zu B;auaq§gabebuches und der Kostenzusammenstellung
§ 80 LHO), soweit nicht durch den Rechnungshof Son- nicht ibertragen werden.
derreg,elungen getroffen werden, Ist damit zu rechnen,
daB das Bauvorhaben im nachfolgenden (3.) Haushalts- 7 Vorpriifung der Bauausgaben
jahr beendet wird, kann das Bauamt im Benehmen mit 73  F{r die Vorpriifung der Bauausgaben des Landes gilt
der zustidndigen Kasse auf dem Dienstweg den Verzicht .. die Vorpriifungsordnung fiir das Land Hessen (VPOII).
auf Zwischenrechnungslegung beantragen. Der Antrag = Die Vorpriifung obliegt den Staatlichen Rechnungsprit-
ist so friihzeitig zu stellen, daB die Entscheidung noch = fungsimtern und anderen Vorpriifungsstellen.

vor AbschluB des 1fd. Hlaushaltsjahres méglich ist. ,
Ist eine BaumaBnahme beendet und in Benutzung ge- ;K1 BAUFACHLICHES GUTACHTEN UBER DAS BAU-
nommen, ist ohne Riicksicht auf das Ende des Haus- GRUNDSTUCK

haltsjahres sofort die Baurechnung oder die Schlufi- Bei der Auswahl von Grundstilcken, die bebaut werden
rechnung zu legen. —em—_sollen, ist die Bauverwaltung zu beteiligen.

Unabhingig von den Baurechnungen bzw. den ZWi= 1 pio pauverwaltung stellt fiber das Grundstick cin bau-

schenrechnungen teilt das Bauamt der Kasse fir deren fachliches Gutachten auf; hierin sind auch {iberschlfig-
liche Angaben iiber finanzielle Auswirkungen zu ma-

jahrliche Rechnungslegung den Stand der BaumafBinah-
chen, wenn sie wesentlich iiber das iibliche hinausge-

men als sonstige Rechnungsunterlagen gem, VV Nrn. =
——-———————hen. Im einzelnen soll das Gutachten folgende Punkie

9.2 und 9.3 zu § 80 LHO mit.

Das Verfahren der Rechnungslegung durch die zustdn- behandeln:
digen Kassen wird jahrlich durch ErlaB des Mlnlsters 11 L
der Finanzen (RechnungslegungserlaB3) geregelt,” L1 Lage
1.1.1 Allgemein

-Ort, Katasterbezeichnung, Landschaftscharakter, Lage
L in bzw. zum Ort, Himmelsrichtung, Nachbarschaft und
Beim Bauunterhalt {ibersendet das Bauamt nach Fer- | Umgebung, etwa stérende Anlagen, Ausbau und Be-
tigstellung und - Abrechnung der Arbeiten die gem. lastbarkeit angrenzender Verkehrsflichen, Beeintrich-
Nr. 2.2 gefiihrten Kostenzusammenstellungen mit . . tigung durch unterirdische Hohlriume (Bergbau-ZS-
sonstigen Rechnungsunterlagen sofort — spatestens mit ~ ~  ~ Stollen o. 4., offentliche Verkehrseinrichtungen und

Abschluf des Haushaltsjahres — der Kasse zur Vervoll- -verbindungen usw., derzeitige Nutzung des Grund-
stindigung der Rechnungsunterlagen. ... stiickes, Windh&ufigkeit.

Bei Kleinen Neu-, Um~- und Erwelterungsbauten for- 1.1.2 Insbesondere

dert das Bauamt nach Fertigstellung und Abrechnung —Tal-, Hang- oder Hohenlage, Hthen inncrhalb des

der einzelnen BaumaBnahmen - spdtestens mit Ab- o . : -
schluf des Haushaltsjahres — alle Rechnungsunterla- gﬁi?risﬁt:r?-{e% a}slﬁfrﬁﬁiu?;fﬁsvvyege » evtl. auch Was
gen von der Kasse gegen Empfangsbescheinigung an. :

Vom Bauamt sind fir jede einzelne BaumaBnahme, 12 Grundbuchliche Eintragungen

iiber die es eine Kostenzusammenstellung — ggf. ein Grundstiicksgroie, Eigentiimer, dingliche Belastungen,
Bauausgabebuch ~ gefiihrt hat, die Rechnungsbelege in Bau- und Nutzungsbeschrinkungen.
der Reihenfolge der Buchungen in der Kostenzusam- 1.3 Baugruhd
ﬁg’;;t:f‘;3§e‘°;g‘;;ggfj“;‘;zgi‘gﬁ‘;;‘;ﬁ;;ef%:gggggg} ===~ Beschatfenheit und Tragfahigkeit des Baugrundes, geo-
' ische Verhiltnisse (auch unter Beriicksichtigung von

unterlagen nach Mpster 103 DABau sind der Kasse ge- gf:xsgrun d- und Bergkarten), normaler und h8chster
trenn{{ fir jede einzelne BaumaBnahme beschleunigt Grundwasserstand, chemische Analysen des Grundwas~
zuriickzugeben. ——sers zur Feststellung bauschidlicher Eigenschafien,
Bei GroSen Neu-, Um- und Erwelterungsbauten fordert Hochwassergebiet, Notwendigkeit wesentlicher Erdbe-
dasBBaIl:amt — spatestens nach Fertigstellung der Bau- wegungen, Felssprengungen usw.
maBnahme — gleichfalls alle Rechnungsunterlagen von Soweit die Tragfihi : R

P L gfihigkeit des Baugrundes nicht bekannt
der Kasse gegen Empfangsbescheinigung an. Im ubri- ist, sind Probebohrungen durchzufiihren, Die Aufzeich-

gen ist nach Nr. 5.8 zu verfahren; die vollstindigen - " P
Rechnungsunterlagen nach Muster 103 DABau verblei- nungen‘damber ?md beizxvlfugen.

ben jedoch fiir die Rechnungspriifung beim Bauamt. 14  Offentlich-rechtliche Bestimmungen

Zulissige Bebauung, Bauweise, Bauart, Baubeschriin-
kungen und Ausnahmeregelungen, zu erwartende Auf-

cee : . lagen auf Grund bau-, wasser-, gewerberechtlicher Vor-

v ‘ schriften usw., Hohe der ErschlieBungsbeitrige und Ko-
' sten von FolgemafBnahmen., Natur-, Landschafts- und

Haushaltsiiberwachungsliste — Bau — Denkmalschutz sind besonders zu beachten.

Die Haushaltsiiberwachungsliste — Bau — nach Mu- 1.5  Versorgung

ster 4 wird vom Bauamt unter Beachtung der VV Nr, 8 Méglichkeiten (Entfernungsangaben) fiir Wasseran-

zu § 34 LHO bei simtilichen Baumafinahmen gefiihrt, schluB und Abwisserbeseiligung (Eigen- oder Fremd-

Hierzu gehodren auch die BaumaBnahmen des Bauunter- ) versorgung), Fernwirmeversorgung, Gas, Strom und

halts. . Fernmeldeanlagen (Verkabelungen oder Freileitung).

1
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1.6 Vorhandene bauliche Anlagen

Zustand und NWutzung, Eignung fiir die vorgesehene
Verwendung (etwa notwendiger Abbruch?), denkmal-
werte Aufbauten.

7 Baufachliche Beurieilung

Bauliche und wirtschaftliche Eignung des Grundstiickes,
Mé8glichkeit fiir spatere Erweiterungen.

1.8 Wertermittlung

Der Wert des Baugrundstiickes ist nach den ,Richt-
linien fiir die Ermittlung des Verkehrswertes von
Grundstlicken® — Wertermittlungsrichtlinien/WertR —
sowie den dazu herausgegebenen Erginzungen in der
jeweils giiltigen Fassung zu ermitteln (vgl. L 103).

2 Dem Gutachten ist ein Plan (Stadtplan, topographische
Karte 1 : 25 000 [MeBtischblatt] oder sonstige Karte) bei-
zufiigen, aus dem die Grenzen des Baugrundstiickes so~
wie wesentliche Merkmale (insbesondere die Anschluf3~
stellen nach Nr. 1.5) hervorgehen.

3

K2 VERSICHERUNGEN FUR BAULICHE ANLAGEN

1 Das Land ist Selbstversicherer. Im Zusammenhang mit
der Errichtung baulicher Anlagen, die in der Verwal-
tung des Landes stehen, sind deshalb in der Regel Ver-
sicherungsvertrige (z. B. fiir Bauwesen, Diebstahl,
Haftpflicht, Transport, Wasserschaden, Glas usw.) nicht
abzuschlieBen (vgl. VV Nr. 4 zu § 11 LHO).

Der Abschlu3 von Baubewachungsvertrigen bleibt hier-
von unbertihrt.

2 Brandversicherung

Fiir den AbschluB von Brandversicherungen gilt Nr. 1
Abs, 1 entsprechend. Soweit jedoch ein Versicherungs-
zwang (u. a. in den ehemals hessischen Provinzen Star-
kenburg und Oberhessen) nach dem Gesetz, die Brand-~
versicherungsanstalt fiir Gebdude betreffend wvom
28. September 1890 (Hess. Reg. Bl S, 197 = GVBL II
Nr, 55-7) i, d. F. der Bekanntmachung vom 30. Septem-

-~ ber 1899 (Hess. Reg. Bl. S. 677, 699) und nach dem Ab-
#nderungsgesetz hierzu vom 11, September 1924 (Hess.
Reg. Bl. S. 369 = GVBI. II Nr. 55-8) besteht, sind die
Gebiude zu versichern.

Nach Artikel 7 Abs. 2 dieses Gesetzes hat der Gebdu-

- deeigentiimer bis zum Ende des Kalenderquartals, in
dem der Bau vollendet wurde, den Versicherungsantrag
zu stellen. -

In der Regel ist hierflir die hausverwaltende Dienst-
stelle zusténdig. Das Bauamt hat nur dann den Versi-
cherungsantrag zu stellen, wenn der Nutzniefler fertig-
gestellte Geb#iudeteile in Benutzung nimmt und die
MaBnahme insgesamt noch nicht fertiggestellt ist, In
diesen Fillen ist mit der Hessischen Brandversiche-
rungskammer in Darmstadt eine Kostenvoranschlagver-
sicherung abzuschlieBen. Die bis zur Ubergabe des ge-
samten Geb#dudes eventuell entstehenden Beitirige sind
zu Lasten des Epl. 18 zu iibernehmen, Eine Rohbauver-
sicherung ist nicht abzuschlieBen. Bei der Ubergabe
iibergibi das Bauamt der hausverwaltenden Dienststelle,
die Versicherungsakte (Brandversicherungsurkunde).

K3 ANSTliICHE UND TAPEZIERUNGEN IN ' DIENST-
. RAUMEN, DIENSTWOHNUNGEN UND MIETWOH-
NUNGEN

Fiir Anstriche und Tapezierungen in Dienstrdumen, Dienst-

wohnungen (§ 18 Abs. 2 HDWV vom 1. 10. 1971 — StAnz. S.

1717) und Mietwohnungen (Nr. 17 Abs. 1 MWYV) ist zu beach-

ten:

1. Die Preise der Tabelle fiir Tapeten, Borten und Leisten
diirfen nicht liberschritten werden. Sie enthalten nicht die
Kosten fiir Makulatur, Kleister und Ankleben. Im {ibrigen
miissen die Aufwendungen fiir Tapeten der Art und dem
Verwendungszweck der Riume angepalBt sein. Wenn ein
‘Wohnungsinhaber eine teurere Tapete wiinschi, hat er die
Mehrkosten zu iibernehmen, Zur spiferen Ausbesserung
von Tapeten darf bei Tapezierungen dem Wohnungs-
inhaber auf je 15 angefangene Rollen fiir jeden Raum eine
Rolle tiber den Bedarf auf Rechnung des Landes ausgehin~
digt werden.

Tapezierungen in Neubauten sind nur dann zuléssig, wenn
die Winde geniigend ausgetrocknet sind.

2. Anstriche und Tapezierungen diirfen auf Kosten des Lan-
des in der Regel erst nach Ablauf der im Fristenplan fest-
gesetzten Zeiten erneuert werden; aber auch dann nur,
wenn es notwendig ist. Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
sind dabei streng zu beachten. Die festgelegten Fristen be-
ginnen mit Anfang des Haushaltsjahres, in dem die Arbei-
ten jeweils beendet worden sind.

Zur Uberwachung der Fristen sind Nachweisungen in ein-
fachster Form als Anlage zu den Baubestandsunterlagen
von den hausverwaltenden Dienststellen zu fithren und bej
Aufstellung der Baubedarfsnachweisung zu beachten.

3. Vor Ablauf dieser Fristen diirfen Ansiriche und Tapezie-
rungen auf Kosten des Landes ausnahmsweise mit beson-
derer Genehmigung der Aufsichtsbehtrde der hausver-
waltenden Dienststelle nach Anhérung des Bauamfis er-
neuert werden, wenn dies erforderlich ist, um einen zum
ordnungsméBigen Gebrauch geeigneten Zustand sicherzu-
stellen; eine Abschrift der Genehmigungsverfiigung ist
dem Rechnungsbeleg beizufiigen.

Die Ressorts kénnen aus Griinden der Verwaltungsverein-
fachung fiir ihren Bereich anordnen, daB auf die Mitwir~
kung der Aufsichtsbehdrde allgemein oder fiir bestimmte
Fille (z. B. béim Nutzerwechsel) verzichtet wird.*)

4, Der die Frneuerung von Anstrichen und Tapezierungen
Anordnende iibernimmt auch die Verantwortung dafiir,
daf} die Fristen gewahrt sind oder die ggf. erforderliche
Genehmigung der Aufsichtsbehdrde (vgl. Nr. 3) vorliegt.

*) Sofern bei der Erneuerung von Anstrichen und Tapezierungen
vor Ablauf der im Fristenplan festgesetzten Zeiten auf die Mit-
wirkung der Aufsichtsbehérde der hausverwaltenden Dienststelle
verzichtet wird, ist folgendes zu beachten:

a) Die Unterschreitung ‘der Fristen fUr Ansiriche und Tapezierun-
gen auf Kosten des Landes mufl auf dringende Ausnahmefille
beschridnkt bleiben.

b) Die zur vorzeitigen Instandsetzung vorgesehenen Riume sind in
jedem Falle von dem zustindigen Vertreter des Ressorts und
éinem Vertreter des Bauamtes vor Auftragserteilung zu bege-
hen, um den Zustand der Riume und die Notwendigkeit der
vorzeitigen Anstricherneuerung oder Tapezierung festzustellen,

¢) Uber die Begehung ist eine Niederschrift zu fertigen, in der
auch auf die Ursachen der auBierordentlichen Abnutzung ein-
zugehen ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist dem Rech-
nungsbeleg beizufiligen.

d) Zusidtzliche Haushaltsmittel stehen zur Durchfiihrung derartiger
Arbeiten nicht zur Verfligung. Die Kosten sind aus den verfig-
baren Bauunterhaltungsmitteln der Ressorts zu besireiten,

e) Die als unbedingt notwendig festgelegten Arbeiten sind in je-
dem Falle durch die Baulimter durchzuflihren.

Preistabelle fiir Tapeien, Borten und Leisten

Art der REume in Dienst- Tapeten flir eine Borten/Leisten
gebiuden sowlie in Dienst- Rolle von 5,0 gm Cfirim
und Mietwohnungen (Nutzfidche)

' Preig Preis

DM*) DM?*)

Dielen, Flure und Wohnklichen
iiber 12 gm (in Wohnungen) | 575
‘Wohn- und Schlafrdume,
Dienstrdume**) ] ] [ 7,50 | 0,60
Empfangsriume und reprisen-
tative Dienstrdume in Gebdu-~
den mittlerer, oberer und
oberster Landesbehdrden**) 1 10,75

*) Listenpreis (einschlieBlich Umsatzsteuer)

#+) Unter Beachtung der Zeile h) des Fristenplans kénnen auch Rauh-~
fasertapeten mit Binderfarbenanstrich verwendet werden.

Fristenplan fiir Anstriche und Tapezierungen

Art der Anstriche Innen | Auflen Bemerkungen
Mindestirist*)

Jahre | Jahre

a) Leimfarbenan- 4 —  FHir AuBlenan~
striche, Disper- ) striche und Raume
sionsfarben~ mit starker
anstriche, Wrasenentwick-
wischbestindig lung ungeeignet

b) Dispersionsfar- 6 —  Fiir AuBlenan~
benanstriche, striche ungeeignet,
wasch- und fir Rdume- mit
scheuerbestindig starker Wrasen-

entwicklung nur
mit Zusatz von

fungiziden (pilz-
tétenden) Mitteln



Seite 24

Staatsanzeiger fiir das Land Hessen

Nr.1

Art der Anstriche Innen | Aufien Bemerkungen
Mindestfrist*)
Jahre | Jahre
c) Dispersionsfarben- —_— 6 —
anstriche,
wetterbestindig
d) Olfarben- und 6 3#*)  Wandsockel in Kii~

Lack-~ oder &hn~
liche Anstriche

chen, Bidern usw.;
Fenster-, Tiir-
und FuBlboden-
anstriche

Anstriche auf
Holzfléchen

Aulenanstrich nur

e) Lasuranstriche 6 2Ky

f) Mineral- und 6 6
Kaseinfarben- auf rohem Puiz
anstriche anbringen

g) Tapezierungen — 6 —_—
ohne Rauhfager-
tapeten

h) Tapezierungen — 12 —_— -
mit Rauhfaser-
tapeten —,

waschbesténdige 4 L=

2.4 Das Richifest soll dem Handwerksbrauch entsprechen.
Barauszahlungen sind unzulissig. Darbietungen w#h-
rend der Richtfeier diirfen nur dem ortsiiblichen Brauch
‘entsprechen, fiir dariiber hinausgehende Darbietungen
(z. B, Kabarett-Vorfithrungen usw.) diirfen Ausgabe-

- mittel nicht in Anspruch genommen werden.

"2.5 Die Zahl der Glste ist im Verhglinis zu der Zahl der
teilnehmenden Handwerker mbglichst gering zu halten.
Als Anhalt ist in der Regel davon auszugehen, daf3 die
Zahl der Géste bei Richtfesten fiir kleine BaumalB-
nahmen ein Viertel, bei Richtfesten fiir GroBle Bau-
maBnahmen ein Achtel der teilnehmenden Handwerker
nicht iibersteigt, Die Bewirtung der Giste Ist aus den
Iiir %as Richtfest veranschlagten Ausgaben mit zu be-
streiten.

Die Zahl der am Richtfest teilnehmenden Bediensteten
der Bauverwaltung und der Sonderfachleute darf die
zuléssige Zahl der Giste nicht Giberschreiten.

'2.86 Die Richtfestkosten sind durch Rechnungen in Verbin-
© s cdung mit der Teilnehmerliste nachzuwelsen. Die Giliste,
die Bediensteten der Bauverwaltung und die Sonder-

e 2 e fa chleute sind in der Liste gesondert aufzufithren.

Fiir jeden Teilnehmer am Richtfest diirfen in der Regel,
je nach Lage der Baustelle, nicht mehr als 75 v. H. des

Dispersions-~
farbenanstriche

i) HolzfuB3boden-~ 6 —_ —
versiegelungen

*) Anstriche und Tapezierungen dlrfen in der Regel erst nach Ab-
lauf der im Fristenplan festgesetzten Zeiten erneuert werden;
aber auch dann nur, wenn es notwendig ist. -

*#) Sowelt zur Substanzerhaliung notwendig.
Bemerkungen:

Flir Anstriche in RAumen mit starker Wrasenentwicklung, in ge- i

Ansatzes nach Nr. 2.2 aufgewendet werden.

8 Durchschlagfeiern

Fiir Durchschlagfeiern bei gréferen und schwierigeren
~ Untertagebaumafinahmen gilt Nr. 2 sinngemiB.

.4 Einweihungsfeiern

_ Durchfiihrung und Umfang von Einweihungsfeiern be-
stimmt die zustindige oberste Landesbehérde. Bau-
ausgabemittel diirfen hierfiir nicht in Anspruch genom-

meinsamen Durchgingen und Treppenriumen, kénnen die Frisfen
um 2 Jahre verkilirzt werden. Die Fristen gelten nicht flir Riume,
die wegen ihrer besonderen Zweckbestimmung oder auf Grund yon
gesetzlichen Bestimmungen hiufiger gestrichen werden miissen. _

K6 GRUNDSTEINLEGUNGEN ~— RICHTFESTE -~

DURCHSCHLAGFEIERN — EINWEIHUNGSFEIERN
1 Grundsteinlegungen

1.1 Grundsteinlegungen sind nur auf Anordnung der zu-
stindigen obersten Landesbehorde vorzusehen.

1.2 Die zu erwartenden Ausgaben sind unter Bauncben-
kosten zu veranschlagen (vgl. K 17). In der Regel
konnen nur die Ausgaben fiir einfache Ausschmiickung
des Platzes sowie fiir die Beschaffung und den Einbau
des Behilters mit Urkunde veranschlagt werden.

2 Richtfeste

2.1 Fiir Richifeste diirfen Ausgaben in der Regel nur bei
GroBen Neu~, Um-~ und Erweiterungsbauten veran-

schlagt werden (vgl. K 17). Auch bei umfangreichen

BaumafBinahmen ist grundsétzlich nur ein Richtfest zu
veranschlagen.

Besteht eine BaumafBnahme aus mehreren Gebduden,

die in verschiedenen Zeitabschnitten errichtet werden,
50 koénnen Nebenfeiern im Rahmen der insgesamt ge-
nehmigten Ausgaben abgehalten werden. An diesen
nehmen nur die unmittelbar am jeweiligen Bau be-
teiligten Handwerker, Arbeiter, Auszubildenden, die
Bauleitung sowie ein Verireter des NutznieBers — keine
Giéste — teil.

2.2 Bei Veranschlagung der Ausgaben fiir ein Richtfest
ist als Anhalt davon auszugehen, daf fiir siimtliche zur
Zeit des Richiens bzw. der Rohbaufertigstellung am
Bau voraussichtlich beschiftigten Arbeitskrifte die
Bruttolohnsumme von vier Arbeitsstunden eines Zim-
mergesellen der Berufsgruppe IITab einschlieBlich Bau-

ausgleichszulage der Ortsklagse I (ohne Unternehmer-

zuschlag) gerechnet wird. Fiir am Richtfest voraussicht~
lich teilnehmende Bedienstete der Bauverwaltung und
Sonderfachleute ist der gleiche Kostensatz zu veran-
schlagen. Die Betréige sind Héchstsitze.

23 Eine Uberschreitung der veranschlagten Ausgaben ist
unzuldssig. Werden die veranschlagten Kosten unter-
schritten, darf iiber den Restbetrag nicht anderweitig
verfligt werden. ' ‘ ’

. | {

meéen werden.:

AUFTRAGE AN BILDENDE KUNSTLER
1 Allgemeines

Fiir die Beauftragung bildender Kiinstler zur kiinstleri~
schen Gestaliung und Ausstattung von landescigenen
Gebéuden stehen im Einzelplan 18 Mittel

- bei Kap. 18 39 — 716 01 (Sonderbaufonds) und
— bei den veranschlagten BaumaBnahmen
zur Verfligung.

2 Mittel aus dem Sonderbaufonds

‘2.1 Vorschlige fiir die kiinstlerische Gestaltung und Aus-
stattung von landeseigenen Geb#iuden sind in der Regel
von der obersten Landesbehdrde der nutzenden Ver-
waltung bei der Oberfinanzdirektion einzureichen; die
Bau#dmter sollen ebenfalls Vorschliige vorlegen.

‘2.2 Die Oberfinanzdirektion als technische Aufsichtsbehérde
in der Mittelinstanz priift die Vorschlige und ermittelt
die zu erwartenden Kosten. Sie legt auf Anforderung

._die Vorschlige mit einer Stellungnahme dem Minister
der Finanzen vor.

2.3 Uber die Vorschlige entscheidet ein interministerieller
Ausschufl, det vom Minister der Finanzen nach Bedarf
einberufen wird. Dem Ausschufl geh®ren die Ressort-
minister, die einen Vertreter bestimmen k&nnen, ein
Vertreter der Staatskanzlei, vom Minister der Finanzen
berufene Kunstsachverstindige und ein Vertreter der
technischen Aufsichtsbehtérde in der Mittelinstanz an.
Den Vorsitz fiihrt der Minister der Finanzen. Zu den
Sitzungen des Ausschusses kann der Leiter des zu-
stindigen Bauamtes eingeladen werden, Uber die
Sitzungen werden Niederschriften gefertigt.

24  Der interministerielle Ausschufl legt fest, in welcher
Hohe Mittel fir die einzelnen Mafinahmen in Anspruch
genommen werden diirfen. Die Beschliisse des Aus-
schusses, die der Oberfinanzdirektion als technischer
Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz durch Ubersen-
dung der Niederschrift mitgeteilt werden, sind fiir die

-.Durchfiihrung der MaBnahmen verbindlich, Auf Grund
der Niederschrift arbeitet die technische Aufsichtsbe-
hérde in der Mittelinstanz im Einvernehmen mit der
nufzenden Verwaltung Vorschlige zur Verwirklichung

“~der kiinstlerischen Gestaltung und Ausstattung aus.
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2.5

2.6

2.7

2.8

3.2

- 8.3

3.4

K8

1.2

Uber Art und Ausfithrung der kiinstlerischen MafB-
nahmen entscheidet ein Beirat, der von der technischen
Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz nach Bedarf ein~
berufen wird. Dem Beirat gehoren die vom Minister
der Finanzen berufenen Kunstsachverstindigen, ein
Vertreter des Kultusministers, der Leiter der staatli-
chen Hochbauverwaltung und ein Vertreter der techni-
schen Aufsichsbehtrde in der Mittelinstanz an, Ein
Vertreter der nuizenden Verwaltung und/oder der Lei-
ter des zustdndigen Bauamtes sollen an den Sitzungen
des Beirates teilnehmen, wenn dies der Beirat fiir er-
forderlich hi#lt, Uber die Sitzungen sind Niederschriften
zu fertigen.

Der Beirat entscheidet, ob ein Wettbewerb durchzu-
flihren ist, welche Kiinstler zur Teilnahme aufgefordert
werden, welcher Entwurf gew#hlt werden soll oder
welcher Kiinstler die Arbeit ausfithren soll. Vor der
Entscheidung des Beirates diirfen Verpflichtungen fiir
das Land nicht eingegangen werden.

Die technische Auifsichisbehdrde in der Mittelinstanz
beauftragt das Bauamt mit der Ausfithrung der Maf3-
nahme gemif der Entscheidung des Beirates.

Niederschriften {iber die Sitzungen des Beirates sind
den Abrechnungsunterlagen iiber die kiinstlerischen
MaBnahmen beizufiigen.

Mittel aus Baumafinahmen

Bei BaumaBnahmen kénnen bis zu 1% der Kosten des
Bauwerkes und der Auflenanlagen (Kostengruppen
3. + 5. DIN 276) fiir Leistungen bildender Kiisntler zur
kiinstlerischen Gestaltung und Ausstattung veranschlagt
werden, soweit Zweck und Bedeutung der Baumaf-
nahmen dies rechtfertigen.

Als Leistungen bildender Kiinstler kommen Entwurf
und Herstellung von Kunstwerken in und an Gebiuden,
fiir die Ausstattung einzelner Dienstriume sowie in
girtnerischen Anlagen und dgl. in Betracht. Hierzu ge-
hort auch die Anfertigung von Eniwiirfen fiir kiinst~
lerisch gestaltete Bauteile, deren Herstellung zusitzliche
handwerkliche Leistungen Dritter erforderlich macht.

Die Ausgaben fiir Leistungen bildender Kiinstler nach
Nr. 3.1 Abs, 2 sind als Baunebenkosten (Kostengruppe
7.5 DIN 276) zu veranschlagen (vgl. K 17).

Ausgaben, die dadurch entstehen, daf3 fiir das Einbauen
von Kunstwerken sowie flir die Herstellung kiinstlerisch
gestalteter Bauteile Arbeiten Dritter erforderlich wer-
den, sind als Kosten des Bauwerkes (Kostengruppe 3.5.5
DIN 276) bzw, der AufBenanlagen (Kostengruppe 5.5
DIN 276) zu veranschlagen.

Die fiir kiinstlerische Gestaltung und Ausstattung ge-
nehmigten Mittel sind zweckgebunden.

Die beabsichtigte kiinstlerische Gestaltung und/oder
Ausstattung ist im Erlduterungsbericht zur Haushalts-
unterlage — Bau — zu beschreiben.

Ist eine kiinstlerische Gestaltung einer BaumafBnahme
in der Art beabsichtigt, daB sie den Entwurf und die
Konstruktion der BaumafBinahme beeinflufit, ist dies
bereits im Erlduterungsbericht zur Kostenvoranmeldung
— Bau -— darzustellen, um gegebenenfalls die Beteili-
gung eines Kinstlers bereits bei der Aufstellung der
Haushalisunterlage — Bau — zu ermdglichen.

Fiir die Enischeidung iliber kiinstlerische Gestaltung
und/oder Ausstattung und deren Ausfithrung gelten die
Nrn. 2.5 bis 2.8 entsprechend.

+

BEHANDLUNG VON ABTRETUNGEN UND PFAN-
DUNGEN VON GELDFORDERUNGEN

Abtretungen

Mit der Abtretung verliert der bisherige Glaubiger die
Befugnis, iiber die Forderung zu verfiigen.

Nach Eingang der schriftlichen oder miindlichen Mit-
teilung von einer Abtretung ist an den bisherigen Gldu-
biger keine Zahlung mehr zu veranlassen. Die Dienst-
stelle, der die Abtretungserklirung zugegangen ist, hat
sofort die Kasse anzuweisen, bis zur Hohe des abge-
tretenen Betrages keine Zahlung an den bisherigen
Glidubiger mehr zu leisten, An den neuen Gliubiger
darf erst gezahlt werden, wenn entweder der bisherige
Gldubiger die Abtretung schriftlich angezeigt hat oder

13

14

1.5

16

2.2

2.3

2.4

eine von dem bisherigen Gliubiger ausgestellie Ab-
tretungsurkunde ausgehéndigt ist.

dem neuen Glaubiger gegeniiber koénnen alle Ein-
“wendungen gegen die Zahlungsverpflichtung erhoben
werden, die zur Zeit der Abtretung gegen den bisheri-
gen Glaubiger begriindet waren.

Insbesondere kann mit einer Forderung (auch Steuer-
forderung des Landes), die dem Land gegen den bis-
herigen Glaubiger zusteht, auch gegeniiber dem neuen
Gliubiger aufgerechnet werden, Das gilt nur dann nicht,
wenn die Forderung erst nach Kennfnis der Abtretung
der Gegenforderung erworben worden oder wenn die
Forderung erst nach diesem Zeitpunkt und spéter als
die Gegenforderung fillig geworden ist.

Wenn nichts anderes vereinbart ist (vgl. EVM ZVB¥),
ist die Abtretung rechtswirksam, ohne da8 es einer Zu-
stimmung bedarf, Die vielfach von den Abtretungs-
empfingern (neuer Gliubiger) geforderte Anerkennung -
der Abtretung ist daher insoweit rechtlich bedeutungs~
los. Ihr kann jedoch die Bedeutung eines Verzichis auf
Einwendungen zukommen. Es besteht daher die Gefahr,
daf3 bei vorbehaltsloser Anerkennung der Abtretung in
Hohe des abgetiretenen Betrages gezahlt werden mufl,
obwohl dem bisherigen Glidubiger Einwendungen ent-
gegengesetzt werden konnten.

Unbeschadet der Pflichten nach Nr, 1.2 hat deshalb die
Dienststelle, der eine Abtretungserklirung zugegangen
ist, zu veranlassen, dal die Abtretung unter Verwen-
dung des Formblattmusters EFB Abtr. 1*) angezeigt
wird; der Eingang dieser Abtiretungsanzeige ist unter
Verwendung des Formblatimusters EFB Abtr, 2% zu
bestétigen.

Die einzelnen Bestimmungen iiber die Abtretung sind
den §§ 398 ff BGB, iiber die Aufrechnung den §§ 387 £f
BGB zu entnehmen (vgl. auch zusitzliche Vertrags-
bedingungen).

Pfindungen

Durch die Zustellung eines gerichtlichen Piindungs-
und Uberweisungsbeschlusses (§§ 829, 835, 836 ZPO)
wird im Wege der Zwangvollstreckung eine Forderung
von dem bisherigen Gldubiger (im Pfiandungs- und
UberweisungsbeschluBl ,,Schuldner® genannt) auf einen
neuen Gliubiger (im Pfihdungs- und Uberweisungs-
beschluB ,Glaubiger“ genannt) iiberwiesen mit der
MaBgabe, daBl der bisherige Gliubiger die Verfiigungs~
befugnis verliert, Eine Zustimmung des Schuldners (im
Pfindungs- und Uberweisungsbeschluf3 ,Drittschuld-
ner* genannt) ist nicht notwendig.

Mit Zustellung des Pfindungs- und Uberweisungs-

.beschlusses ist, soweit die Forderung gepfindet ist, nur

noch an die im Beschluf3 bezeichnete Stelle zu zahlen.
Die rechtlichen Auswirkungen der Pfindung und Uber-
weisung entsprechen im iibrigen der Abtretung. Das gilt
entsprechend fiir Pfindungsbeschliisse (Pfindungsver~
fligungen) des Finanzamtes (§§ 309, 314 AO).

Fiir die Entgegennahme von Pfindungs- und Uber-
weisungsbeschliissen/Pfandungsverfiigungen, die For-
‘derungen aus staatlichen Bauauftrigen betreffen, sind
die Baudmter zusténdig.

Die Dienststelle, der der Pfandungs- und Uberweisungs-
beschluB zugegangen ist, hat sofort die Xasse ahzu-
weisen, bis zur H6he des gepfiandeten Betrages keine
Zahlung mehr an den bisherigen Gldubiger zu leisten.

Die Zustellung des Pfindungsbeschlusses enthilt regel-

miBig die Aufforderung an den Drittschuldner, dem

neuen Gldubiger binnen 2 Wochen zu erkliren (§ 840

ZPO, § 316 AO):

— ob und inwieweit er die Forderung als begriindet
anerkenne und Zahlung zu leisten bereit sei;

— ob und welche Anspriiche andere Personen an die
Forderung machen;

— ob und wegen welcher Anspriiche die Forderung be-
reits fiir andere Glaubiger gepféndet sei.

Wenn nicht innerhalb dieser Frist festgestelll werden
kann, ob aufrechenbare Forderungen (auch Steuerfor-
derungen des Landes) bestehen, empfiehlt es sich, die

*) vgl. Vergabehandbuch (VHB)
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Forderung zunichst nur ,vorbehaltlich der Geltend- der ey vom an
1 i1 “ sheriger
e g ol
X ine 1ris s «
etwaige Schadensersatzanspriiche des neuen Gliubigers DM . i Worten zu zahlen.
auszuschliefen. Eine sorgfiltige Priifung vor Abgabe der 412 Bei Pfindungen
Erkldrung ist notwendig, um die in gleicher Weise wie .Die Kasse wird angewiesen, auf =
bei der Abtretung mdglichen nachteiligen Rechisfolgen ten Pfindungs- und%berweiéungsli?él?ﬁzsdsgi gf;féﬁ%_
unzutreffender Mitteilungen zu vermeiden. gerichts vom Geschéiftszeichen ... .
2.6 Schon vor der Zustellung eines Pfindungs- und Uber- i s
weijsungsbeschlusses kann eine Benachrichtigung iiber an (neuer DM I WOTLEN s
eine bevorstehende Forderungspfindung zugestellt wer- Gliubiger)
den mit der Aufforderung, nicht an den bisherigen zu zahlen.“
g(lit;té;lgr?z‘hgglsuﬁés(c%gi%rfzggdukﬁgz)eﬂ:x fiti)e zv%ifﬁgrllegn'eigg 42 Die Unterlagen fiir die Abiretung bzw. Pfindung sind
" 2 P : S g - der Kassenanordnung als Belege beizufiigen.
Pfindung, sofern die angekiindigte Forderungspfindung
innerhalb von 3 Wochen — vom ('il‘a%h der ,Zu(sltellung deé )
Vorpfindung ab gerechnet — durch Pfindungs- und .
Ubegweisungsbeschluﬁ bewirkt wird, Die Vorpfandung K9 BEHANDLUNG VON PRUFUNGSMITTEILUNGEN
verbielet die Zahlung an den bisherigen Gliubiger, be- 1 Allgemeines
rechtigt aber nicht zur Zahlung an denjenigen, der die _Priifungsmitteilungen des Rechnungshofes oder Bean-
Vorpfindung veranlaBi hat, Wird die Forderungspfén- standungen der Vorpriifungsstelle sind nur innerhalb
dung innerhalb der Frist von 3 Wochen nicht bewirkt, der Verwaltung, nicht den Auftragnehmern gegeniiber
verliert die Vorpféndung ihre Wirksamkeit. maBgebend.
. Priifungsmitteilungen des Rechnungshofes und Bean-
3 Reihenfolge standungen der Vorpriifungsstelle richten sich in der
3.1 Bei Vorliegen mehrerer Abtr etungen oder Pfindungs- Regel an das Bauamt; Priifungsmitteilungen deg Rech~
und Uberweisungsbeschliisse sowie beim Zusammen- nungshofes kénnen auch an die technische Aufsichis-
treffen von Abtretungen mit Pfindungs- und Uber- behorde in der Mittelinstanz oder an die oberste tech-
weisungsbeschliissen ist grundsitzliche die zeifliche Rei- _nische Instanz gerichtet sein.
henfolge in der Weise mafigebend, daf3 die zeitlich
frither erfolgte Abiretung oder der frither zugestellte 9 - Verfah
Pfindungs- und UberweisungsbeschluBl, dem eine Vor- ertahiren
pfindung (vgl. Nr. 2.6) insoweit gleichgestellt ist, vor 2.1 Das Bauamt zieht den Aufiragnehmern gegeniiber die
spiter erfolgten Abtretungen und spiter zugestellten sich aus den Priifungsmitteilungen oder Beanstandun-
Pfandungen zu befriedigen ist. Bei Pfandungen fir gen ergebenden Folgerungen im eigenen Namen und
mehrere Gliubiger kann, und auf Verlangen eines unter eigener Veranwortung. Es darf sich dabei nicht
Glaubigers, dem die Forderung iiberwiesen wurde, muffi auf eine Priifungsmitteilung oder eine Beansfandung,
sogar unter Anzeige der Sachlage und unter Aushin- __  sondern nur auf den ihr zugrundeliegenden Sachverhalt
digung der zugestellten Beschliisse an das Amisgericht, und die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen berufen.
dessen BeschluBl zuerst zugestellt ist, der geschuldete 95  Irat das Bauamt Bedenken, die Verantwortiung fiir eine
Betrag bei dem Amisgericht des Lels’aungsortes (vgl. nach der Priifungsmitteilung des Rechnungshofes oder
§ 269 BGB; wenn nichs anderes vereinbart ist, in aller der Beanstandung der Vorpriifungsstelle als erforderlich
Regel der S1tz des Staatsbauamtes) unter Anzelge an angesehene MaBnahme zu {tbernehmen, und konnte die
die Gliubiger hinterlegt werden (§ 853 ZPO, § 320 AO). Priifungsmitteilung oder die Beanstafmdung nicht er-
Im Hinterlegungsantrag ist der Verzicht auf das Recht ledigt werden, legt es die Priifungsmitteilung oder die
, der Riicknahme zu erklaren. Beanstandung mit eingehender Stellungnahme unter
3.2 Es ist notwendig, den Zeitpunkt des Einganges einer Beigabe der Akten und Belege der technischen Auf-
Abtretungsanzeige, eines Pfindungs- und Uberwei- sichtsbehdrde in der Mittelinstanz vor.
sungsbeschlusses oder eine Vorpfindung nach Tag und Hilt die technische Aufsichtsbehérde in der Mittel~
Uhrzeit auf der Urkunde zu vermerken, da dieser Zeit- instanz neue Gesichispunkte fiir beachtlich, tritt sie zur
punki von erheblicher Bedeutung ist. Ferner ist eine Erledigung der Priifungsmitteilung oder der Beanstan-
Liste tiber die Abtretungen und Pfandungen anzulegen, dung zunichst unmittelbar mit dem Rechnungshof oder
aus der die Hohe der abgetretenen bzw. gepféindeten der Vorpriifungsstelle in Verbindung und berichtet nur
Betrége, die Reihenfolge und die geleisteten Zahlungen dann der obersten technischen Instanz, wenn die Prit-
zu ersehen sind, Die Pfandungsverfiigungen der Voll- fungsmitteilung des Rechnungshofes oder die Beanstan~
streckungsbehdrde der Finanzdmter, Stadtsteuerimter dung der Vorpriifungsstelle nicht erledigi werden
usw. stehen den Pfindungs- und Uberweisungsbeschliis- konnten.
sen der Gerichte gleich. o . 23 Hat die technische Aufsichtsbehdrde In der Mittel-
33  Zur Vermeidung von MiBiverstindissen wird nochmals - instanz bei einer unmittelbar an sie gerichteten Pril-
betont, dafl im Gegensatz zu den Pféndungs- und Uber- fungsmitteilung des Rechnungshofes Bedenken, die Ver-
welsungsbeschliissen sich die Rangfolge der Abire-_____ antwortung fiir eine nach dieser Pritfungsmitteilung als
tungsgldubiger nach dem Zeitpunkt der Abtre- erforderlich angesehene MaBnahme zu iibernehmen, und
tungen richtet, nicht danach, wann die Abtretungs- konnte die Priifungsmitteilung des Rechnungshofes
anzeige eingeht. - nicht erledigt werden, berichtet sie der obersten techni-
schen Instanz,
4 Anordnung 2.4 Die Regelungen der Nr. 2.2 Abs, 2 und Nr. 2.3 lassen
4.1 Bei der Anordnung von Zshlungen an Abtretungs- die Zustindigkeiten bei Rechtisstreitigkeiten unberiihrt
empfinger oder Pfindungsgliubiger ist zu beachten, (vgl. K 105 Nr. 2.9).
da nur ein Hinweis etwa in der Form ,zahlbar an
.................................... “ oder ,,Konto-Nr .. lediglich p
die Bedeutung der Angabe emes dle Kasse nicht bin- 3 Ritckforderungen . X )
denden Zahlungsweges hat und daher nicht ausschlieBt, Riickforderungen kénnen ohne Einverstéindnis des Auf-
daf die Kasse an den bisherigen Gliubiger zahlt. Das tragnehmers nur durchgeseizt werden, wenn sle auf
Vorliegen einer Abtretung oder Pfindung muf in der G:esetz oder V.ertra}g beruhen. An rechiswirksamen Ver-
Anordnung selbst klar zum Ausdruck gebracht werden, einbarungen ist die Verwaltung gebunden, auch wenn
wobei der neue Gliubiger als Empfangsberechtigter zu die Vereinbarungen fiir die Verwaltung unvorteilhaft
bezeichnen ist, ZweckmiBig ist folgende Fassung der oder unter thtbeachtupg von Veswaltungsvorschrifien
Anordnung: abgeschlossen worden sind.
411 Beil Abtretunsgen Soweit eine Anspruchsgrundlage nicht besteht, ist in

»Die Kasse wird angewiesen, auf Grund der beigefiigten
Abtretungserklirung

-geeigneten Fillen der Versuch zu machen, die Ritck~

zahlung durch nachtrigliche Vereinbarung auf gt~
lichem Weg zu erreichen.



Nr.1 Staatsanzeiger flir das Land Hessen Seite 27
4 Zuwendungsbauten Bezeichnung der Akten Aufbewahrungszeit Aufbewahrungsstelle
Prifungsmitteilungen, die BaumaBnahmen mit Zu- 7
wendungen des Landes betreffen (Zuwendungsbauten), 2 3
richtet der Rechnungshof an die fiir die Bewilligung der 2.7 Zweitschriften von
Zuwendung zustindige oberste Landesbehorde. Diese B e reehnungen
beteiligt, soweit dies zur Kldrung fachtechnischer Fra- {iber ‘
gen erforderlich ist, den Minister der Finanzen — 2.1 Bauunterhaltungs- zustindiges Bauamt
Staatsbauverwaltung —. Die Baudmter werden nur auf arbeiten des Bau-
Weisung des Ministers der Finanzen titig. § 96 LHO amtes;
bleibt unberiihrt. der Verwaltungs- bis zum Ab- Ortsinstanz der
dienststelle; schlu8 der Prii~- Verwaltung
K10 BEHANDLUNG UND AUFBEWAHRUNG VON BAU- ; fung der jewei-
AKTEN 2.7.2 Kleine Neu-, Um- ligen Baurech- s
und Erweiterungs- nung durch die zustéindiges Bauamt
Die Bauakten sind sorgfiltig aufzubewahren und gegen Ein- bauten; Rechnungshofe
sicht durch Unbefugte zu schiitzen. Uber Aufbewahrungszeit 27.3 GroSie Neu-, Um-

und -stelle wird bestimmt:
Bezeichnung der Akten Aufbewahrungszeit Aufbewahrungsstelle
1 ) 2 3
1 Baurechnungen
1.1  {tber Bauunterhal-
tungsarbeiten des Jahre nach zustindiges Bauamt
Bauamtes; 3 Abschlul
der Verwaltungs- der Prliifung Ortsinstanz der
dienststelle durch die Verwaltung
1.2 Uber Kleine Neu- Rechnungs-
Um-~ und Erweite’- hife und
rungsbauten nach Erledi-
5 gung aller
1.3 Uber GroBe Neu-, Priifungs-
Um- und Erweite- mitteilungen
rungsbauten
Nach Ablauf dieser Aufbewahrungszeit ist dag unter 1.4 aufgefiihrte
Schriftgut von dem zustiindigen Bauamt aus den Baurechnungen aus-

zusondern und wie folgt zu behandeln;:

1.4.1

1.4.2

Das sonstige Schriftgut ist

2
2.1

2.2

2.3

24

2.5

2.6

Gepriifte und geneh- dauernd
migte Bauunterlagen
nach F 2—F 4
Rechnungen mit we-
sentlichen Angaben
Uber die Konstruk-
tion und die Aus-
fiihrungszeit .

sonstige wichtige Un-
terlagen, die fiir den
Betrieb technischer
Anlagen und fir die
Bauunterhaltung
einer Liegenschaft
von Bedeutung sind
Zweitschriften der
Vertridge mit freibe-
ruflich THtigen ein-
schlieBlich der
Honorarrechnungen

zustéindiges Bauamt

dauernd zustdndiges Bauamt

dauernd zustidndiges Bauamt

dauernd zustéindiges Bauamt

zu vernichten.
Sonstige Bauakten

Die Originale aller
f{ir eine Baumaf-
nahme gefertigten
Pléne

die Urschriften aller
Flichenberechnungen

die Urschriften der
»Planungs- und
Kostendaten® {iber
fertiggestellte Bauten
nach Muster 6 DABau
und 6 A DABau

wichtiges Schriftgut
zur fachlichen und
rechtlichen Beurtei-
lung des Baugesche-
hens (z. B. gericht-
liche Entscheidungen,
Vergleiche, Gutach-
ten, Verfligungen,
Berichte, Zweit-
schriften von Mas-
sen-, Wirmebedarfs-,
Festigkeits-Berech-
nungen mit Anlagen

dauernd zustéindiges Bauamt

dauernd zustéindiges Bauamt

dauernd zustéindiges Bauamt

dauernd zustindiges Bauamt

und dgl.)
die Haushaltstiber- bis zum Abschluf zustéindiges Bauamt
wachungsliste der Priifung der
— Bau - Jjeweiligen Bau-
rechnung durch die
Rechnungshdfe
unberiicksichtigt ge~ bis zum AbschiluB zustdndiges Bauamt

bliebene Angebote
einschlieBlich des
hierzu gehérenden
Schriftgutes der 3
mindestfordernden
Bieter; soweit dem
mindestfordernden
Bieter der Auftrag
nicht erteilt worden
ist, sind die preis-
glinstigeren Ange-
bote zus#tzlich auf-
zubewahren

der Priifung der
jeweiligen Bau-
rechnung durch die
Rechnungshéfe

Die sbnstigen Bauakten

und Erweiterungs- zustiindiges Bauamt

bauten.
sind nach Liegenschaften geordnet asufzube-

wahren.

Das nicht unter 2.1 bis 2.4 erwihnte Schriftgut ist nach AbschluB der
Priifung durch den RH zu vernichten. Auf A 3.7.11 wird hingewiesen.

K12 BETEILIGUNG FREIBERUFLICH TATIGER ARCHI-

TEKTEN, GARTEN- UND LANDSCHAFTSARCHI-
TEKTEN, INGENIEURE UND SONSTIGER SONDER-
FACHLEUTE FUR BAUFACHLICHE FRAGEN (FREI-
BERUFLICH TATIGE)

Das Bauiamt kann fiir die Erledigung der ihm obliegen-
den Aufgaben freiberuflich Téatige hinzuziehen, wenn
Art und Umfang der Leistung dies erfordern oder ihm
dafiir eigene Fachkrifte nicht zur Verfligung stehen.
Die Notwendigkeit der Einschaltung freiberuflich T&ti~
ger erdrtert der Dienststellenleiter rechtzeitig mit dem
Personalrat.

Das Bauamt holt die Zustimmung der technischen Auf-
sichtsbehérde in der Mittelinstanz zur Beteiligung frei-
beruflich Titiger ein. Es begriindet hierbei die Not-
wendigkeit der Beteilisung und den Umfang der zu
{ibertragenden Leistungen und nimmt zu der Eignung
des freiberuflich Titigen Stellung.

Die Auftrige sind an freiberuflich Tatige zu vergeben,
deren Fachkunde, Zuverlissigkeit und Leistungsfahig-
keil feststeht, die liber ausreichende Erfahrungen ver-
fiigen und die Gewdhr fiir eine wirtschaftliche Planung
und Bauausfithrung bieten. Die Auftrige sollen mog-
lichst gestreut werden.

Das Bauamt schlieBt die Vertrige mit freiberuflich Té-
tigen rechtzeitig vor deren Titigwerden ab. Dabei sind
insbesondere der Umfang der Leistungen und die Hohe
der Vergiitung zu regeln, Die fiir BaumaBinahmen des
Bundes (vgl. RBBau) eingefiihrten Vertragsmuster sind
sinngemii3 anzuwenden; die Hinweise hierzu sind zu
beachten. Die Vertrige bediirfen vor ihrem AbschiuB
der Zustimmung der fechnischen Aufsichtsbehoérde in
der Mittelinstanz.,

Dije Zustimmung zur Beteiligung freiberuflich Téatiger
und zu den Vertrigen mit diesen entfdllf, wenn das
voraussichtliche Honorar héchstens 5000,— DM betrégt.
Bei Vertrigen mit voraussichtlichem Honorar bis hdch-
stens 5000,— DM kann die Verglitung pauschaliert wer-
den. )

Die Zustimmung zur Beteiligung von Priifingenieuren
fir Baustatik und zu den Vertrigen mit diesen entfallt,
wenn die Grundlagen fiir die Bemessung der Gebithren
(anrechenbare Kosten, Gebiihren- bzw, Honorarzone)
mit dem jeweils zugehorigen Ingenieurvertrag — Statik_
iibereinstimmen und diesem Vertrag bereits zugestimmt
wurde. Im iibrigen ist X 14 Nr. 1.3 zu beachten.

Die Einschaltung von freiberuflich titigen Gutachtern
und Sachverstindigen bedarf jedoch in allen Fillen der
Zustimmung durch die technische Aufsichtsbehérde in
der Mittelinstanz,

Als angemessene Vergiitung fiir die in den Vertrags-
mustern beschriebenen Leistungen sind in der Regel
"die in den Hinweisen und Anlagen zu den Vertrags-
mustern aufgefiihrten Teilleistungssétze anzusehen. So~
fern das Bauamt oder Dritte Teile der in den Vertrags~
mustern beschriebenen Leistungen erbringen, sind die
Sitze entsprechend zu kiirzen.
Fiir nicht in den Vertragsmustern beschriebene Leistun-
gen ist eine Verglitung zu vereinbaren, die angemessen
und iiblich ist, Fiir Typen~ und Serienbauten sind be-
sondere Vereinbarungen zu treffen.
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Soweit fiilr die Berechnung von Vergiitungen fur frei-
beruflich T#tige gesetzliche Vorschriften (z. B. Honorar-
ordnungen, Gebiihrenordnungen, Kostenordnungen) be-
stehen, richtet sich die Vergiitung nach diesen Vor-
schriften. Hichstpreisvorschriften sind zu beachten. '

Von Berufsverbinden herausgegebene Leistungs- und

Honorarverzeichnisse bzw., Honorarordnungen sind un-
verbindlich.

(Vegl. auch X 17).
Das Bauamt sorgt dafiir, daB die freiberuflich Titigen

ihre vertraglichen Verpflichtungen ordnungsgem#fl und
vollstindig erfiillen.

Es iiberwacht, daB die Leistungen dén anerkanfxten

Regeln der Technik entsprechen und dafl — vor allem
hinsichtlich der Konstruktion, der Materialwahl und
der spiteren Betriebs- und Unterhaltungskosten — die
Anforderungen an die Funktionsgerechtigkeit sowie
die Grundsitze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
beachtet, und daffi die Wiinsche des Bauherrn hinsicht-
lich der Gestaltung beriicksichtigt werden.

Das Bauamt priift von freiberuflich Tétigen aufge-
stellte Unterlagen, die der technischen Aufsichtsbehorde
in der Mittelinstanz vorgelegt werden, vor.

K14 STANDSICHERHEITSNACHWEISE,

1
11

1.2

13

BAUGRUND-
GUTACHTEN

Standsicherheitsnachweise

Koénnen Standsicherheitsnachweise nicht vom Bauamt
aufgestellt werden, sind freiberuflich tétige Ingenieure
fiir Baustatik einzuschalien (vgl. K 12).

Von bauausfithrenden Unternehmen soll das Aufsiellen
von Standsicherheitsnachweisen nur in Sonderféllen
(z. B. bei Entwurfswettbewerben) gefordert werden.

Standsicherheitsnachweise sind zu priifen, auch dann,
wenn sie von einem Priifingenieur fiir Baustatik aul-
‘gestellt sind. Soweit die Bauaufsichisbehtrde nach den

“pesonderen Bestimmungen {iber die bauaufsichiliche

Behandlung von baulichen Anlagen des Bundes und der
Linder nicht zustindig ist (vgl. K 24), beauftragt das
Bauamt die Hessische Landespriifstelle fiir Baustatik

. mit der Priifung, Die Gebiihren richten sich nach den

. geltenden Vorschriften, Kann die Landespriifstelle den

Auftrag nicht tibernehmen, ist die Priifung des Stand-
sicherheitsnachweises einem anerkannten Prilfingenieur

. _fiir Baustatik zu tibertragen (vgl. K 12).

Auf K 17 wird hingewiesen.

Baugrundgutachten

Soweit freiberuflich Titige mit der Bauiiberwachung
und Abrechnung beauftragt sind, wird ihnen auch die
Feststellungsbefugnis flir Kostenrechnungen tibertragen
(VV Nr. 19.2 zu § 70 LHO). Die von den freiberuflich
Tatigen zu vollziehende Bescheinigung umfaBti die fach-
technische und rechnerische Richtigkeit (VV Nr. 14.1
Abs. 2 und 15 zu § 70 LHO).

Uber die von freiberuflich Titigen fesigestelllen Ko-
stenrechnungen erteilen die Baudmter unter Verwen-
dung der jeweils erforderlichen Muster 17 bis 20 DABau
die Kassenanordnungen. Dabei umfassen die von An-
gehorigen der Bauimier auf diesen Vordrucken zu
vollzichenden Bescheinigungen

— ,Sachlich richtig® -~

die Richtigkeit der Feststellung nach VV Nr. 12 zu_
§ 70 LHO,

— ,Rechnerisch richtig®

die Richtigkeit der auf den Vordrucken enthalfenen
sonstigen Angaben und rechnerischen Feststellungen
nach VV Nr. 15 zu § 70 LHO. Diese Bescheinigung
schlieBt jedoch die Richtigkeit der von den Archi-
tekten, Ingenieuren, Sonderfachleuten geiroffenen
Feststellungen auf den von ihnen geprliften Kosten-
rechnungen nicht ein. ' ’

Fiir die Unterschrift des Anordnungsbefugten gelten die
VV Nr. 20 zu § 70 LHO. . o

Ingenijeurleistungen, wie die Planung und/oder die Aus-
arbeitung von Verdingungsunterlagen, sollen nur in be-
griindeten Ausnahmefillen Auftragnehmern tibertragen
werden, die auch Lieferungen und Montageleistungen
ausfithren und die am Wetibewerb fiir die zu planenden
Leistungen teilnehmen sollen (vgl. Richtlinie Nr, 1.6 zu
§ 8 VOB/A des Vergabehandbuches (VHB).

Hat ein solches Unternehmen ausnahmsweise am Wett-
bewerb zur Ausfithrung der Leistungen teilgenommen,
darf ihm die Ingenieurleistung ,,Priffen und Werten der
Angebote® bzw. ,Vorbereiten der Bauausfiihrung® nicht
iibertragen werden; wurde das Unternehmen mit der
Ausfiihrung der Leistungen beauftragt, diirfen ihm die
Ingenieurleistungen ,Bauiiberwachung® bzw. ,Fach-
technische Beratung bei der Bauausfithrung, Uber-

2.3

K15

11

1.2

13

9

Mit der Erstellimg von Baugrundgutachten ist das Hes~

sische Landesamt fiir Bodenforschung zu beauftragen.
Die Gebiihren richten sich nach den geltenden Vor-
schriften.

Ist das Hessische Landesamt fiir Bodenforschung nicht
in der Lage, den Auftrag anzunehmen, kann das Bau-
-amt ein anderes anerkanntes Institut fir Baugrund-
fragen mit der Erstellung des Gutiachiens beauftragen
(vgl. K 12).

Auf K 17 wird hingewiesen.

Bodenproben von BaugrundaufschluBbohrungen sind
in der Regel zwei Jahre nach Abnahme der Rohbau-
arbeiten sachgerecht aufzubewahren.

KULTURDENKMALER
Allgemeines
Es sind zu beachten:

. — Cesetz zum Schutze der Kulturdenkmdéler (Denkmal-

schutzgesetz — DSchG —) vom 23. 9. 1974 (GVBI, 1
S. 450),

— Verordnung iiber die vorldufigen Denkmdélerver-
seichnisse vom 20. 12. 1974 (GVBL. 1 1975, S. 3),

—— FrlaB des Kultusministers vom 10. 3. 1875, betr, Fiih-
rung des Denkmalbuches und der vorliufigen Denk-
- malliste (StAnz. S. 630 = ABL S. 274),

T ErlaB des Kultusministers vom 25. 4. 1975, betr, Or-
ganisation und Verfahren der unteren Denkmal-
schutzbehdrden (StAnz. S. 943 = ABL S. 381),

Kulturdenkmiler unterliegen dem ,Gesetz zum Schutze
der Kulturdenkmiler®, wenn sie in das Denkmalbuch
oder in die vorliufige Denkmalliste eingetragen sind
oder wenn es sich um Bodendenkmaler handelt (vgl. § 9
Abs. 1 DSchG).

Das gleiche gilt fiir Kulturdenkmiler, die auf Grund des
§ 30 Abs. 2 DSchG i. V.m. der »Verordnung iiber die
vorliufigen Denkmilerverzeichnisse® vorlufig unter
Schutz gestellt sind.

MaBnahmen der Denkmalpflege kénnen sich jedoch
auch auf die nicht in das Denkmalbuch oder die vor-
laufige Denkmalliste eingetragenen Kulturdenkméler
erstrecken (vgl. § 2 Abs. 2 DSchG).

Kulturdenkmiiler

wachen der Bauausfithrung, Abnahme und Priifen und 21 _Bauliche MaSnahmen

g‘eststellen der Rechnungsbelege® nicht {ibertragen wer-
en,

Regelungen fiir Architekten- und Ingenieurleistungen,
die zusammen mit Bauleistungen oder sonstigen Lei-
stungen vergeben werden (z. B. auf Grund einer Aus-
schreibung mit Leistungsprogramm), bleiben unberiihrt.
In solchen Fillen ist darauf zu achten, daB die Gewdhr-
leistung fiir die Architekten- und Ingenieurleistungen
den Vertragsmustern entsprechend geregelt wird,

211

r
v

Bei baulichen MaBnahmen an Kulturdenkmélern oder
Gesamtanlagen oder in deren Umgebung, die der Ge-
nehmigungspflicht nach § 16 Abs. 1 und Abs. 2 oder § 18
Abs. 2 DSchG unterliegen, legt das Bauamt im Einver-
nehmen mit der hausverwaltenden Dienststelle die fir
die Genehmigung erforderlichen Unterlagen der techni-
schen Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz vor, Diese
erwirkt unter Beachtung der in § 6 Abs. 1 bis Abs. 3
DSchG geregelten Zusténdigkeiten und der in Nr, 8 des
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2.2

2.3
2.3.1

2.3.2

2.3.3

3.2

Erlasses des Rultusministers vom 25. 4. 1975 festgeleg-
{en Verfahren die Genehmigung, Sie unterrichtet gleich-
zeitig die oberste technische Instanz.

Ist fiir die bauliche MaBnahme ein bauaufsichtliches
Genehmigungs- oder Zustimmungsverfahren (vgl. K 24)
durchzufithren, soll die Zustimmung nach § 16 Abs, 1
und Abs. 2 oder § 18 Abs. 2 DSchG i. V.m. § 7 Abs. 3
DSchG bereits vor Einleitung des bauaufsichtlichen Ge-
nehmigungs- oder Zustimmungsverfahrens eingeholt
werden, Fiir das Verfahren gilt Nr, 2.1.1 entsprechend.

Das Bauamt soll unabhingig von den Regelungen nach
Nr. 2.1.1 und 2.1.2 bei Planung und Durchfiihrung von
baulichen MaBnahmen an Kulturdenkmadilern oder Ge-
samtanlagen oder in deren Umgebung rechtzeitig das
Landesamt fiir Denkmalpflege unmittelbar beratend
einschalten (vgl. § 4 Abs. 2 Nr. 2 DSchG); hierbei ist es
gleichgliltig, ob die bauliche Mafinahme der Genehmi-
gungspflicht nach § 16 Abs. 1 und Abs, 2 oder § 18
Abs. 2 DSchG unterliegt oder nichit.

Schiden und Mingel

Unabhingig von der Anzeigepflicht des Eigentiimers
nach § 17 Abs, 1 DSchG unterrichtet das Bauamt das
Landesamt fiir Denkmalpflege iiber Schiden und Méin-
gel, die an Kulturdenkméilern auftreten, bei denen die
Durchfithrung der Bauunterhaltungsarbeiien dem Bau-
amt obliegt. Gleichzeitig unterrichtet es die technische
Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz.

Beteiligung der staatlichen Hochbauverwaltung -

Vor der Eintragung eines Kulturdenkmals oder einer
Gesamtanlage, deren Eigentiimer das Land oder der
Bund ist, in das Denkmalbuch (§ 10 Abs. 3, 1, Halbsatz
DSch@) oder in die vorlaufige Denkmalliste (§ 11 Abs. 1
DSchG) und ebenso vor der Ldschung des Kulturdenk-
mals oder der Gesamtanlage im Denkmalbuch (§ 10
Abs. 3, 2. Halbsatz) hort das Landesamt fiir Denkmal-
pflege auch die oberste technische Instanz der staat-
lichen Hochbauverwaltung.

Die Eintragung des Kulturdenkmals oder der Gesamt-
anlage in das Denkmalbuch (§ 10 Abs. 4 DSchG) oder
in die vorldufige Denkmalliste (§ 11 Abs. 2 DSchG) teilt
das Landesamt fiir Denkmalpflege auch der obersten
technischen Instanz der staatlichen Hochbauverwaltung
mit (vgl, auch ErlaB des Kultusministers vom 10. 3.1975).

Die hausverwaltende Behorde beteiligt das Bauamt im
Falle einer Anzeige nach § 17 Abs. 1 DSchG.

Vor der Erteilung von Genehmigungen nach § 16 Abs. 1
und Abs. 2 oder § 18 Abs. 2 DSchG bei Kulturdenk-
milern, deren Eigentiimer das Land oder der Bund ist,
beteiligt die genehmigende Behorde die technische Auf-
sichtsbehdrde in der Mittelinstanz der staatlichen Hoch-
bauverwaltung, sofern diese nicht selbst die Genehmi-
gung beantragt hatte (vgl. Nr. 6 a) und b) jeweils letzter
Satz des Erlasse‘s des Kultusministers vom 25. 4. 1975).

Bodendenkmiiler
Begriffsbestimmung

Bodendenkmailer sind bewegliche oder unbewegliche
Sachen, bei denen es sich um Zeugnisse, Uberreste
oder Spuren menschlichen, tierischen oder pflanzlichen
Lebens handelt, die aus Epochen und Kulturen stam-
men, fiir die Ausgrabungen und Funde eine der Haupt-
quellen wissenschaftlicher Erkenntnisse sind (vgl. § 19
DSchG).

Funde

Werden bei Bauarbeiten auf Grundstiicken des Landes
oder des Bundes Bodendenkmailer gefunden, zeigt das
Bauamt den Fund unverziiglich dem Landesamt fiir
Denkmalpflege an, das Weiteres veranlafft (vgl. § 20
Abs, 1 DSchG). Das Bauamt unterrichtet gleichzeitig
die technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz.

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer
‘Woche nach der Anzeige im unverdnderten Zustand zu
erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren fir die
Erhallung des Fundes zu schiitzen (vgl. § 20 Abs. 3
DSchG).

Wegen evtl. entstehender Kosten bei Funden auf
Grundstiicken des Bundes wird auf K 15 RBBau hin-
gewiesen,

§ 4 Nr. 9 VOB/B ist zu beachten.

3.3

3.4

3.4.3

344

K16

2

3
K17

11

T

Arbeiten in Grabungsschutzgebieten

Arbeiten, die das Bauamt in Grabungsschutzgebieten.
(§ 22 Abs. 1 DSchG) durchfiihrt, bediirfen der Genehmi-
gung des Kultusministers als oberster Denkmalschutz-
behorde (vgl. § 22 Abs. 2 DSchG).

Das Bauamt legt im Einvernehmen mit der hausver-
waltenden Dienststelle die fiir die Genehmigung er-
forderlichen Unterlagen der technischen Aufsichtsbe-
horde in der Mittelinstanz vor, die die Genehmigung
beim Kultusminister erwirkt.

Stehen die Arbeiten im Zusammenhang mit einer Bau~
maBnahme, die dem bauaufsichtlichen Genehrigungs-
oder Zustimmungsverfahren (vgl. K 24) unterliegt, soll
die Zustimmung nach § 22 Abs, 2 DSchG i.V.m, § 7
Abs. 3 DSchG bereits vor Einleitung des bauaufsicht-
lichen Genehmigungs- oder Zustimmungsverfahrens
eingeholt werden. Fiir das Verfahren gilt Abs. 2 ent-
sprechend.

Beteiligung der staatlichen Hochbauverwaltung

. Der Kultusminister als oberste Denkmalschutzbehérde

hort die oberste technische Instanz der staatlichen
Hochbauverwaltung in folgenden Fillen:

Vor der Erteilung von Genehmigungen fiir Nachfor-
schungen im Sinne von § 21 DSchG auf Grundstiicken
des Landes oder des Bundes,

vor der Erklidrung von Gebieten zu Grabungsschutz-
gebieten nach § 22 Abs. 1 DSchG, wenn hierdurch
grundstiicke des Landes oder des Bundes beriihrt wer-
en,

vor der Erteilung von Genehmigungen fiir Arbeiten in
Grabungsschutzgebieten nach § 22 Abs. 2 DSchG, deren
Eigentiimer das Land oder der Bund sind, sofern nicht
die technische Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz
selbst die Genehmigung beantragt hatte,

vor der Beschrinkung der wirtschaftlichen Nutzung
nach § 23 Abs. 1 DSchG eines Grundstiickes oder eines
Grundstiickteiles, dessen Eigentiimer das Land oder
der Bund ist.

VERMESSUNG BAULICHER ANLAGEN

Mit Katastervermessungen sind die zustindigen Be-
horden oder dffentlich bestellte Vermessungsingenieure
zu beauftragen. Fiir sonstige Vermessungen, die das
Bauamt nicht ausfithren kann, konnen freiberuflich
{4tige Vermessungsingenieure eingeschaltet werden.

Die Gebiihren der Behorden und Offentlich bestellten
Vermessungsingenieure fiir Xatastervermessungen
richten sich nach den geltenden Vorschriften (Kosten-,
Gebiihrenordnungen u, dgl)., Fiir die sonstigen Ver-
messungen ist die Vergilitung zu vereinbaren (vgl. X 12).
Auf K 17 wird hingewiesen.

BAUNEBENKOSTEN
Begriffsbestimmung

Zu den Baunebenkosten gehodren alle durch die Vor-
planung, Bauplanung und Baudurchfiihrung einschlie-
lich Abrechnung der BaumaBnahmen und Anfertigung
der Baubestanidszeichnungen, sowie gegebenenfalls die
im Zusammenhang mit besonderen Aufgaben entste«
henden personlichen und séchlichen Kosten.

Grundlage fiir die Definition und fiir die Gliederung
bei der Veranschlagung der Baunebenkosten ist die
DIN 276 Blatt 1 und 2, Kostengruppe 7.

Baunebenkosten gliedern sich in

Baunebenkosten, die bei der Durchfiihrung einer Bau-
maBnahme durch Eigenleistungen des Bauamtes ent-
stehen (Leistungsbild siche Anhang 110 Seite 2); das
Bauamt erhilt fiir diese von ihm selbst zu erbringenden
Leistungen ,,Bauleitungsmittel®,

alle sonstigen Baunebenkosten, die bei der Durchfiih~
rung einer BaumafBinahme entstehen.

Veranschlagung
Allgemeines

Baunebenkosten sind nach dem tatsichlichen Bedarf
zZu ver,anschlagen fiir



Seite 30 L Staatsanzeiger fir das Land Hessen Nr.1
2.1.1 einmalige Instandsetzungsarbeiten im Rahmen der. maBnahme eine Karteikarte (Muster...), flir alle Klei-
Bauunterhaltung mit Gesamtbaukosten {iber 50000 DM nen Neu-, Um~ und ErweiterungsbaumaBnahmen ein-
(vgl. C 2.5), o ! Schliefllich einmalige Instandsetzungsarbeiten eine

2.1.2 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten mit Ge-  Sammelkarteikarte (Muster...... )
samtbaukosten iiber 20 000 DM (vgl. D 2,.1.2 Abs, 1), 3.2 Das Ba_uamt i.st dafﬁr.verantwortlich, dafl die Baulei~

2.1.3 GroBe Neu-, Um-~ und Erweiterungsbauten (vgl. E), ‘ g‘éﬁgsﬁﬁttdeiliXéﬁtS&ifgﬁﬁ:&ﬁ?ﬁiﬁ:ﬁf ;r;gl?t v‘x;s;-

2.1.4 die Erstausstattung mit Gerit (vgl. K 104 2. Abs, 5). pﬂi;:htungen eingegangen werden, die die zur Verfii-

22  Kostenvoranmeldung — Bau — (KVM — Bau —) ‘ . ﬁgg%riteef;endﬁn Mi%el igpegste§gen. E];'gibit bsmh i&foiljge

: . rgesehener Umstéinde ein unabweisbarer Mehr~

In der Kostenvoranmeldung — Bau — werden die Bau- bedarf, sind die dafiir erforderlichen Mittel in einemn
nebenkosten als Prozentsatz der anrechnungsfihigen eingehend begriindeten Nachirag bei der technischen
veranschlagten B_?_UkOStenc%‘ i&nlehnung an Anhang 110 Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz zu beantragen
Seite 1 Spalte A + B pauschal ausgewiesen. "Vor dessen Genehmigung diirfen Mehraus :
gaben nicht

2.3  Haushaltsunterlage — Bau — (HU — Bau —) ) geleistet werden.

2.3.1 In der Haushaltsunterlage — Bau — werden die Bau- _3.3 Da_die Bauleitungsmittel nur die fiir die Bauleitung
nebenkosten nach Nr. 1.1.1 (,Bauleitungsmittel®) als . notwendigen Ausgaben decken sollen, diirfen aus ihnen
Prozentsatz der anrechnungsfihigen veranschlagten grundsitzlich nur Gerite, Ausstattungsgegenstinde und
Baukosten in Anlehnung an Anhang 110 Seite 1 Spalte ______ Bliromaschinen einfacher Art angeschafft werden.

A pauschal ausgewiesen. . Die Beschaffung von Krafifahrzeugen aus Bauleitungs-
Werden Teilleistungen, die in der Regel vom Bauamt mitteln ist nur in Sonderfillen zullissig; sie bedart der
erbracht werden, an freiberuflich Tatige tbertragen Zustimmung des Ministers der Finanzen.
(vgl, R 12), sind die Minderleistungen des Bauamtes - . .
durch eine entsprechende ErméBigung des Ansatzes fiir ggeggeiztgiﬁff Sv?r?féiggfg onn l(gir%ilgle%nge?g:stzgﬁ?fgg
die Baunebenkosten des Bauamtes nach Nr. 1.1.1 (,Bau~ von Kraftfahrzeugen auf A 9181 verwiesen
leitungsmittel“) zu beriicksichtigen. Einen Anhalt hier- X s g
fiir gibt Anhang 110 Seite 2. 3.4 I13,(31kBatumaana]:(ximen des Landes sind nur die Baune-

: . s : enkosten fiir die Leistungen des Bauamtes nach Nr.
Erbringt das Bauamt Leistungen, die in der Regel frei- 111 (,Bauleitungsmittel) nach Kap. 06 08 umzubuchen
beruflich Téatigen iibertragen werden, sind die dem -und dort bei der Ausgabetitelgru

PP o ppe 75 zu verausga-

Bauamt hierfiir entstehenden Baunebenkosten zusitz- ben. Alle sonstigen Baunebenkosten nach Nr. 1.1.2 sind
lichdzur B(z:altlﬂeitungsmittelpauschale nach Nr. 1.1.1 ge- unmittelbar bei den Baukosten nachzuwelsen.
sondert nachzuweisen, :

2.3.2 Die Baunebenkosten nach Nr. 1.1.2 sind gesondert nach- 4 Geltungsbereich
zuweisen ’ . o ;

g Fir MafBnahmen nach A 1.1.2, A 1.1.3, A 1.14, A 122,

24  Vorarbeitskosten A 1.2.3, A 1.24 und A 1.3 sind die Nm. 1 und 2 nur in-
Vorarbeitskosten sind die Baunebenkosten, die fiir die soweit anzuwenden, als anderslautende Bestimmungen
Vorbereitung einer BaumaBnahme entstehen, bevor fir =~ (% B. RBBau) fiir diese MaSnahmen nicht bestehen.
die BaumafBnahme im Haushaltsplan Mittel ausgewie~
sen sind. Sie sind nach Muster 104 DABau bei der tech- K19 TECHNISCHE ANLAGEN
nischen Aufsichisbehdrde in der Mittelinstanz zu be- 3 Allgemeines
antragen. ) ] ., 77"7Ll Zu den technischen Anlagen gehéren (vgl. auch Ab-
Die fur Vorarbeitskosten verbrauchten Mittel sind auf schnitte 3.2—3.4 und 3.5.2—5.5.4 DIN 276);
die Baunebenkosten anzurechnen (vgl. B 1.1.7). 1.1.1 Die eigenen zentralen Versorgungsanlagen fiir Wirme

25  Deckungstihigkeit , fu; gleflfﬁrisglgen S“‘%‘gu(r'fgfa?Sfogl?tﬁre?fgatigngn, Iéuz-

. ) . . . agen fir Eigenerze m Heizkraftbetrieb, Not-
Die clfurb Bgunebenkosten genehmigten Mitte] sind stromanlagen), fiir Wasser (Wasserwerke einschlieBlich
zZweckgebunden. der Brunnenanlagen) und fiir Gas (DruckerhShungs-
Gegenseitigdded{ungsféhig sind innerhalbvder Bg%; —oder Druckminderungsstationen),
benkosten die Kostengruppen 7.1, 7.2, 7.3 un . . .

DIN 276. Hierbei ist es gleichgiiltig, ob es sich um Bau- 1.1.2 dxg von den eigenen zentralen Versorgungsanlagen oder
nebenkosten nach Nr. 1.1.1 oder Nr. 1.1.2 handelt bei Frertndbezug die von der Ubergabes}:elle ausgehen-
st i . den Leitungen und Verteilernetze auBerhalb und inner-
Die Kostengruppen 7.5, 7.6 und 7.7 DIN 276 sind jeweils halb der Geb#ude,
in sich deckungsfdhig; ausgenommen sind die Kosten . e
fiir Grundsteinlegung und Richtfest (Kostengruppe 1.1.3 d1ga 4urch Leitungen und Verteilernetze gespeisten und
> " . A mit ihnen fest verbundenen Anlagen, die mit Elektri-
%7'6 £1Nh276)(£m% fur die Eﬁvglgfﬁhg%‘)mg bis Inge- zitit, Gas, Dampf, Heif3- oder Warmwasser oder Druck-
rauchnanme (khostengruppe 7.7. . luft betrieben werden, z. B. Gebiiudehelzungen, liif-

2.6  Baunebenkosten bei besonderen Aufgaben. ) _ tungstechnische Anlagen, Kélteanlagen, Desinfektions-

L R und Sterilisationsanlagen, Beleuchtungseinrichtungen,
Die im Zusammenhang mit besonderen Aufgaben (z. B. Fernmeldeanlagen und elektrische Fernwirkanlagen,
Mitwirkung ng Bauten mit staatlichen Zuwendungen' in gesundheitstechnische Einrichtungen, Feuerldsch- und
besonderen F#llen) entstehenden Baunebenkosten sind Wagenwasch-Hydranten
nach dem tatsfchlichen Bedarf in Rechnung zu stellen. ¥y ?

1.1.4 {echnische Anlagen, deren Funktion nicht oder nur be-
et - dingt von Versorgungsleitungen abhingt, z. B. Blitz-

3 B(_zw1rtschgftu‘t‘1g der Baunebenkosten nach 1.1.1 (,Bau schutzanlagen, Abwasserleitungen, Kliranlagen, Ab-
leitungsmittel®)

i . fallverbrennungs6fen, Tankanlagen, Hebezeuge und

3.1 Zur Gewinnung eines Uberblickes tiber den Jahresbe- Aufztige.

darf und die Verteilung der Bauleitungsmittel stellt das
Bauamt zu Beginn eines jeden Haushaltsjahres einen
Wirtschaftsplan (Muster 105) nach dem Stand vom
1. Januar auf und legt diesen — einfach — zusammen
mit dem Geschiftsverteilungsplan (A 2.1.3) bis zum
20, Januar der Oberfinanzdirektion vor; der Dienststel-
lenleiter erdrtert den Wirtschaftsplan mit dem Perso-
nalrat. Der Wirtschaftsplan ist vom Bauamt laufend
fortzuschreiben und am 31, 12, eines jeden Haushalts-
jahres, zwecks Nachkalkulation und Feststellung des
Ubertrages auf den Wirtschaftsplan des folgenden
Haushaltsjahres, abzuschlieBen.

Zur Uberwachung der Bauleitungsmittel fithrt das Bau-

1.2

Technische Anlagen bediirfen neben der Bauunterhal-
tung (vgl, Abschnitt C) einer besonderen Betriebsfiih-
rung und Betriebsiiberwachung.

Die Durchfithrung der Bauunterhaltung llegt aus tech-
nischen und wirtschaftlichen Griinden beim Bauamt, es
gilt Abschnitt C. Fiir die Betriebsfithrung und Betriebs-
“liberwachung ist die hausverwaltende Dienststelle (der
NutznieBler) verantwortlich.

Verdnderungen an technischen Anlagen dirfen nur im
Einvernehmen mit dem Bauamt vorgenommen werden.
Fiir Zentralheizungs-, liftungstechnische und zentrale
Warmwasserbereitungsanlagen (HLW-Anlagen) gilt dle

amt fiir jede Grofle Neu-, Um- und Erweiterungsbau-

Heizungsbetriebsanweisung — HBeA —.
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"~ Installationspline,

Fiir Fernmeldeanlagen wird auf die Fernsprechvor-
schriften fiir die staatliche Verwaliung im Lande Hes-
sen (FeV) hingewiesen (StAnz. 1975 S. 1283).

Vorbereitende Mafinahmen fiir den Betrieb

Das Bauamt klért bereits wihrend der Planung die
Bedingungen fiir den Bezug von elekirischem Strom,
Gas, Wasser und Wirme sowie fiir die Beseitigung der
Abwisser. Bs bereitet die von der hausverwaltenden
Dienststelle abzuschlieBenden Vertrdge fachtechnisch
vor. Die von der hausverwaltenden Diensistelle aufge-
stellten Vertragsentwiirfe miissen in schwierigen Fil-
len den Vermerk der technischen Aufsichtsbehorde in
der Mittelinstanz enthalten, daBl fachtechnisch gegen
den AbschluB des Vertrages keine Bedenken bestehen.

Im Rahmen der Bauiibergabe (vgl. Abschnitt H) sind
die technischen Anlagen besonders zu libergeben. Hier-
beti ist als wesentliche Voraussetzung fiir den ordnungs-
gemifien Betrieb zu beachten:

Unterlagen fiir den Betrieb

Das Bauamt hindigt der hausverwaltenden Dienststelle
die fiir den Betrieb notwendigen Unterlagen aus.

Hierzu gehdren insbesondere

einschlieSlich . Schaltpline bzw.
Schaltschemata )

— Anlagenbeschreibungen

— Abnahmebescheinigungen

— Me8- und Priifprotokolle

— Befriebszulassungen, Genehmigungen
— Bedienungs- und Betriebsanweisungen

In oder an den Betriebsriumen und den fechnischen
Anlagen miissen die von der Bau- und der Gewerbe-
aufsicht sowie dem Unfallversicherungsiréiger vorge-

. schriebenen Schilder und Aushiinge angebracht sein.

Uberwachungspflichtige Anlagen

In einer Aufstellung sind die Anlagen und Anlagenteile
aufzufiihren, die nach den gesetzlichen oder anderen
Bestimmungen durch anerkannte Sachverstéindige in
vorgeschriebenen Zeitabstéinden zu priifen sind. Zusam-
men mit dieser Auifsiellung iibergibt das Bauamt die
Priifbiicher mit dem Ergebnis der vor der Inbetrieb-
nahme durchgefiihrten Abnahmeprifungen.

Wartungsvertrége

Das Bauamt {ibergibt der hausverwaltenden Dienst-
stelle alle Wartungsanleitungen und eine Aufstellung
der Anlagen und Anlagenteile, die zur, Aufrechterhal-
tung ihrer Funktionsfihigkeit regelmiBig gewartet
werden miissen. Kann die hausverwaltende Dienst-
stelle die Wartungsarbeiten nicht mit eigenem Personal
durchfiihren und beabsichigt sie daher, Wartungsver-
trige abzuschliefien, soll dies im Benehmen mit dem
Bauamti geschehen.

Die hausverwaltende Dienststelle sorgt dafiir, dafl spd-
testens bei der Ubernahme technischer Anlagen das
notwendige Betriebspersonal zur Verfiigung steht und
etwa erforderliche Wartungsverirdge abgeschlossen
sind. Das Bauamt weist auf den Ubergabetermin recht-
zeitig schriftlich hin; es sorgt auBerdem fiir die recht-
zeitige Einweisung des verwaltungseigenen Betriebs-
personals in die Bedienung der technischen Anlagen.

Steht dem NutznieBer geeignetes Fachpersonal nicht
zur Verfiigung, muB er auf seine Kosten und Verant-
wortung durch eine Fachfirma (bis zum Ablauf der Ge-
wihrleistungsfrist den Hersteller der Anlage) den Be-
trieb durchfiihren lassen.

Bei Errichtung groBerer technischier Anlagen soll die
hausverwaltende Dienstistelle die Fachkrifte, die nach
der Ubergabe der Anlagen fiir Bedienung und Betriebs-
fithrung vorgesehen sind, so frithzeitig benennen, daf
sie bereits wihrend der Montagezeit Gelegenheit ha-
ben, sich mit den Anlagen vertraut zu machen (vgl
auch Heizungsbauanweisung Ziffer 6.3).

Betriebsfiihrung

Betriebsfithrung ist die stiindige Bedienung, Beobach-
tung und Wartung der technischen Anlagen in dem er-
forderlichen Umfang und wihrend der festgelegten Be-

. 3.2

triebszeiten durch dafiir eingewiesenes Betriebsperso-
nal. Die Betriebsfiihrung ist nach den Grundsatzen
der Wirtschaftlichkeit und technischen Zuverlissigkeit
unter Beachtung der sicherheitstechnischen Vorschrif-
ten vorzunehmen. Hierzu z3hlen auch die MaBnahmen
zur Unfallverhiitung und zur rationellen Energiever-
wendung, die Aufsicht {iber das Betriebspersonal und
die Veranlassung der auf Grund Sffentlich-rechtlicher
oder sonstiger Bestimmungen erforderlichen Uberprii-
fungen.

3.1  Betriebspersonal

Lebensdauer und Wirtschaftlichkeit der Anlagen hin-
gen mafigeblich vom Betriebspersonal ab. Umfang und

. Art der Anlagen bestimmen Anzahl und Ausbildung
des Personals.

3.1.1 Das Bauamt schliégt der hausverwaltenden Dienststelle
die Zahl des Personals, das zur Betriebsfiihrung erfor-
derlich ist, und dessen fiir notwendig erachtete fachli-
che Vorbildung vor.

312 ...
3.1.3 Auf Nrn. 2.3 und 2.4 wird hingewiesen.
Betriebskartei

Bei groBeren Liegenschaften fiihrt die hausverwaltende
Dienststelle eine Kartei {iber die technischen Anlagen,
in die sie die Einrichtungs- und Leistungsdaten, die
Instandsetzungen und deren Kosten eintrégt.

3.3 Nachweis der Betriebsergebnisse

3.3.1 Die jihrlichen Verbrauchsmengen der unter Nr. 1.1 ge-
nannten Anlagen sind nach der HBeA von der haus-
verwaltenden Dienststelle schriftlich festzuhalten und
dem Bauamt auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen.
Die hausverwaltende Dienststelle stellt die jéhrlichen
Betriebskosten nach Muster 6 B DABau fiir das erste
und zweite Jahr nach dem Jahr der Ubergabe der Bau-
maBnahmen zusammen und iibergibt eine Ausfertigung
dem Bauamt. Das Bauamt legt die Unterlagen iiber die

. technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz der
obersten technischen Instanz vor.

Das Bauamt kann fiir ausgew#hlte Gebiude von der

hausverwaltenden Dienststelle die Feststellung der

jahrlichen Betriebskosten nach Muster 6 B DABau auch
" {liber einen lingeren Zeitraum erbitten.

332 ...
3.3.3
34

Gewéghrleistung

Die hausverwaltende Dienststelle zeigt Schiiden oder
Stérungen an technischen Anlagen, fiir die noch Ge-
wihrleistungspflichten bestehen, unabh#ngig von der
Begehung nach Abschnitt H, dem Bauamt vordringlich
an, damit fachlich gepriift werden kannn, ob die Mén-
gel vom Auftragnehmer auf Grund der Gewéhrleistung
zu beseitigen sind.

4 Betriebsiiberwachung

Betriebsiiberwachung ist die fachtechnische Priifung der
.-technischen Anlagen, die in fiir die einzelnen Anlagen
erforderlichen Zeitabstinden durchzufiihren ist. Zur
Betriebsiiberwachung zihlen auch die Uberpriifung der
— wirtschaftlichen Betriebsfiihrung sowie die Uberwa-
chung der Einhaltung von Betriebsanweisungen und
von gesetzlich vorgeschriebenen Auflagen.
Die hausverwaltende Dienststelle veranlaBt die Be-
triebsiiberwachung durch fachlich dafiir ausgebildetes
Personal. Fachkundige sind in dem notwendigen Um-
- fang einzuschalten.
Das Bauamt ist sachverstindiger Berater der hausver-
waltenden Dienststelle.

41 Die Betriebsiiberwachung kann, soweit moglich, i im
Rahmen der Baubegehung nach C Nr. 3.1 durchgefiihrt
werden. .
Erfordert die Betriebsiiberwachung umfangreichere Er—
hebungen oder Messungen, soll deren Ergebnis bereits
zum Zeitpunkt der Baubegehung vorliegen (vgl. Nr.
3.3.1). '

411, ...

42 ...

43 ...
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Nr. 1

4.4
nahmen an technischen Anlagen erforderlich sind, so
sind die Voraussetzungen fiir deren Durchfiihrung zu
schaffen (z. B. Aufnahme in die Baubedarfsnachwei-:
sungen nach C Nr. 3.2).

K21 NETZPLANTECHNIK

1 Die Netzplantechnik (NPT) wird fiir die Planung, Be-
rechnung und Uberwachung des Ablaufs von BaumaG-

Ergibt die Betriebsiiberwachung, da8 bauliche MaB-

im Winter eignen, Fiir den Winterbau sind insbeson-
dere solche Bauarbeiten geeignet, bei denen die Mehr~
kosten in einem angemessenen Verhilinls zur Winter-
bauleistung stehen.

Der Bauablauf ist so zu planen, daf$ witterungsempfind-

liche Arbeiten mdoglichst vor Beginn der Frostperiode

abgeschlossen und wihrend des Winters tiberwiegend

witterungsunempfindliche Arbeiten ausgefiihrt werden.
3 Schutzvorkehrungen sind mdglich

— als Vollschutz,

nahmen angewendef, bei denen eine grofie Zahl von
Vorgidngen vielfiltig voneinander abhéngig ist. Vorausg-
setzung fiir ihre Anwendung ist, das3

— der Ablauf auf Grund vorgegebener Fristen intensiv
iiberwacht und gesteuert werden soll und

— die Verwendung herkdmmlicher Planungsverfahren

wie Balkenpline und Liniendiagramme nicht zweck~

miBig ist.
2 Die Bauverwaltung wendet die Netzplantechnik fiir
Strukiur- und Terminplanung an. Dabei sind folgende
Netzplanebenen zu unterscheiden:

Meilenstein-(Ubersichts-, General-)Netzpline; sie
enthalten die wesentlichen Angaben (Meilensteine
und/oder Vorginge) fiir die Vorbereitung, Planung
und Durchfiihrung einer Baumafinahme und dienen
der Gewinnung eines Uberblicks in den Fillen, in
denen die Aufstellung eines Grobnetzplanes noch
nicht mdglich oder noch nicht erforderlich ist.

Grob-(Objekt-)netzpléne; sie enthalien die Detail-
angaben, die fiir die Planung und Uberwachung des
Ablaufs einer BaumafBnahme durch den Auffragge~
ber erforderlich sind. Der Grobnetzplan soll in der
Regel nicht vor Genehmigung der Haushaltsunter-
lage — Bau — aufgestellt werden, da erst von die-
sem Zeitpunkt an die Termine und Fristen von der
Bauverwaltung festgelegt werden kdnnen.

Fein-(Detail- oder Ausfithrungs-)netzpline; sie die-
nen der Planung des Fertigungsablaufs und sind da-
her nicht von der Bauverwaltung aufzustellen.

3 Im Interesse einer Vereinheitlichung sind vorzugsweise
Vorgangsknotennetzpline zu verwenden, die Aussagen
iiber die vier Standardanordnungsbeziehungen (NF, AF,
EF, SF*) sowie minimale Zeitabstinde enthalten.

Fiur hiufig wiederkehrende gleichartige Projektabliufe
sollen nach Mdéglichkeit Muster- oder Standardnetz-
pléne verwendet werden.

4 Die Aufstellung umd Uberwachung von Meilenstein-
Netzplinen obliegt ausschlieBlich der Bauverwaltung.

Die Grobnetzpline stellt grundsitzlich die Bauverwal-
tung auf und lberwacht sie, sofern nicht fiir die Roh-
bauarbeiten oder bei schliisselfertigen Vergaben die
Aufstellung durch den Auftragnehmer zweckmiBiger
ist. Ausnahmsweise kann die Aufstellung und Uberwa-~
chung von Grobnetzplinen auch den mit der Oberlei~
tung und/oder mit der Aufsicht iiber die Bauausfiihrung
beauftragten Architekten und Ingenieuren nach K 12
iibertragen werden.

5 Um den im Netzplan festgelegten Ablauf zu gewihrlei-

sten, sind die wesentlichen Termine und Fristen in die
Vertrige mit freiberuflich Tétigen und die besonders
wichtigen Einzelfristen in die Bauvertrige mit aufzu-
nehmen, § 11 VOB/A ist zu beachten.

6 Die Anwendung der Netzplantechnik ist mit der techni-
schen Aufsichtsbehtrde in der Mittelinstanz abzustim-
men.

K 22 KONTINUIERLICHES BAUEN

1 Die BaumaBnahmen des Landes sind grundsitzlich kon-
tinuierlich durchzufithren. Zu diesem Zweck ist im
Rahmen der haushaltsrechtlichen und technischen Még-
lichkeiten sowie des wirtschaftlich Vertretbaren dafiir
zu sorgen, dafl Bauarbeiten im Winter aus- oder wei-
tergefithrt werden kénnen, Die hierfiir erforderlichen
MaBnahmen sind rechtzeitig zu treffen.

2 Bei der Vorbereitung von BaumaBnahmen sind die Ar-
beiten festzustellen, die sich — gegebenenfalls mit be~
sonderen Schutzvorkehrungen — fiir die Ausfithrung

*) (Normalfolge, Anfangsfolge, Endfolge, Sprungfolge).

—6

indem ein Bauwerk oder Teile eines Bauwerks voll
vor Witterungseinfliissen gesichert werden (z. B.
durch Winterbauhallen);

— als Teilschutz,

indem ein Bauwerk oder Teile eines Bauwerks g0
hergerichtet werden, daB ein Weiterarbeiten im Bau-
werksinnern méglich wird (z. B. durch provisorisches
Verschlieen von Offnungen);

~— als Einzelschutz,

indem Arbeits- und Fertigungsstiitten sowie Lager-
pldtze auflerhalb eines Bauwerks so ausgestattet
werden, daf ein Weiterarbeiten méglich ist (z. B.
durch Vorhalten und Betrieb von Dampflanzen).

Schutzvorkehrungen sind dann ausreichend, wenn sie
die Fortflihrung der Bauarbeiten bei solchen ungiinsti-
gen Witterungsverhilinissen gew#hrleisten, mit deren
Eintritt im allgemeinen zu rechnen ist.

4 Bei Aufstellung der Haushaltsunierlage — Bau — ist
festzulegen, in welchem Umfang Schutzvorkehrungen
vorgesehen werden sollen, Dabei ist im Einzelfall zu
priifen, welche Schutzvorkehrungen unter Beriicksich~-
tigung der vorgegebenen Termine erforderlich und
wirtschaftlich vertretbar sind.

Die notwendigen Kosten sind bei der Kostengruppe

——=-—-—-—=8 DIN 276 zu veranschlagen. Art und Umfang der be-

absichtigten MaBnahmen sind im Erl#uterungsberichi
_(Muster 7 DABau) ausfiihrlich darzulegen. Fiir die bel
der Planung und Veranschlagung zu berlicksichtigenden
Witterungsverhdltnisse kénnen Auskiinfte der zust#in-
digen Wetterimter, fiir die erforderlichen SchutzmaB-
nahmen der Abschnitt D der ,Hinweise fiir das Bauen
im Winter“*) als Anhalt dienen.

5 ___Die auf Grund der Kostenberechnung fiir den Winter-
bau genehmigten Teilbetréige sind zweckgebunden.

Das Bauamt hat im Rahmen der genehmigten Ausgabe~
mittel im Einzelfall nach dem jeweiligen Bedarf zu ent-
scheiden, welche Schutzvorkehrungen notwendig sind,
um das Bauvorhaben kontinuierlich fortzufiihren.

Wegen Beschreibung und Vergabe von Winterbau-
schutzmaBnahmen vgl. Richtlinien Nr. 3 zu § 2 VOB/A
des Vergabehandbuches (VHB).

7 Fir die Durchfiihrung von Bauunterhaltungsarbeiten
wihrend der Wintermonate vgl. C Nr. 5.3,

8 Beim Vorstand der Bundesanstalt fiir Arbeit sowle bet

©° - den Verwaltungsausschiissen der ILandesarbeitsimter
und Arbeitsimter bestehen Ausschiisse zur Férderung

—-der ganzjdhrigen Beschiftigung in der Bauwirtschaft.
Auf Verlangen sind diesen Ausschiissen in dem zur Er-~
fullung ibrer gesetzlichen Aufgabe erforderlichen Um-
fang Auskiinfte iiber die Planung, Vergabe und Durch-
fithrung von BaumaBnahmen zu erteilen (§ 191 Abs, 2
AFG).

K23 ENERGIESPARENDE MASSNAHMEN
1 Allgemeine Hinweise fiir die Planung

1.1  Bei der Planung von BaumaBnahmen sind die Zusam-
menhénge von Investitionskosten und Baunuizungs-
kosten und das Zusammenwirken von Wirmespetcher-
vermdgen, Sonnenschutz, Wirmedimmung, Lage und
Ausrichtung des Geb#udes und technisch einwandfreie
Ausfiihrung (ohne Kilte- und Wirmebriicken, glinstige
Reflexion der Oberflichen) zu beachten.

Entwurf und konstruktive Ausbildung von Bauwerken
sowie die Planung der betriebstechnischen Anlagen
sind im Rahmen der nutzungsbedingten Anforderungen

% Herausgegeben von der Ratlonalislerungs-Gemeinschaft Bauwesen

im RKW, Frankfurt am Main 11, Gutleuistrafe 163—167
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so aufeinander abzustimmen, daB sich ein niedriger
Energiebedarf ergibt.

Bereits mit Planungsbeginn sind Abstimmungen mit
den an der Planung zu beteiligenden Fachingenieuren
des Bauamtes vorzunehmen.,

Soweit auBBerdem die Mitarbeit von freiberuflich Téati-
gen (z. B. fiir Statik, Heizungs-, Klima- und Elektro-
technik, Beleuchtungstechnik, Bauphysik) notwendig
wird, sind diese so rechtzeitig und ausreichend zu be-
teiligen, dag ihre Vorschlige und Beitréige zur Konzep-
tion des Bauwerks verwirklicht werden kénnen.

Die Notwendigkeit von Liiftungs- oder Klimaanlagen
ist unter Anlegung strenger MaBstibe zu priifen. Es
sind alle planerischen Moglichkeiten auszuschépfen, die
solche Anlagen vermeidbar machen oder ihren Umfang
reduzieren.

In der Phase der Aufstellung der Haushalisunterlage —
Bau — sind die fiir den rationellen Energieeinsatz not-
wendigen planerischen Entscheidungen iiber AuBen-
wénde, Dachdecken, Fenster, Fliachengewicht der In-
nenwinde und Decken sowie iiber den Sonnenschutz
u. a. zu treffen.

Im Erlduterungsbericht (Muster 7) sind bei der Be-
schreibung der Gebidudeelemente/Unterelemente die
spezifischen Kenndaten des Wirmeschutzes mit anzu-
geben, Abschliefend soll allgemein dargestellt und be-
wertet werden, wie die geplanten MafBnahmen vonein-
ander abhéngig sind oder sich in ihrer Wirkung ergin-
zen. Wenn erforderlich, sind Alternativen darzustelen.
Soweit die Planung von besonderen Umstinden beein-~
fluBt worden ist, sind diese zu erliutern.

Zu den Kostengruppen 3.2.7/3.3.7 DIN 276 sind die be-
triebstechnischen MaBnahmen zur Energieeinsparung
zu erldutern, insbesondere Angaben iiber Raumluftkon-
ditionen, Luftwechselzahlen, Luftwege, Wirme- und
Kﬁ?&lasten, Betriebsstunden, Wirmeriickgewinnung zu
machen,

Die technische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz
kann bei hoch installierten Gebiduden weitergehende
Berechnungen verlangen, die dem Erlduterungsbericht
beizufiigen sind.

Hinsichtlich des Einsatzes von Wirmeriickgewinnungs-
anlagen ist in jedem Falle eine Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung aufzustellen.

Die wichtigsten energiewirtschaftlichen Gebiudekenn-
daten sind nach Muster 7 A DABau zusammenzustellen,
Die Vorschriften zur Einsparung von Energie in Ge-
biuden sind zu beachten.

Fiir Bauwerke besonderer Art und Nutzung gemis § 4
Abs. 1 Energieeinsparungsgesetz — EnEG — sind Ab-
weichungen von den Begrenzungen der Wirmedurch-
gangskoeffizienten zulidssig. Sie sind zu begriinden und
bediirfen der Zustimmung der technischen Aufsichisbe-
horde in der Mittelinstanz.

In Bauwerken mit einem hohen Anteil betriebstechni-
scher Anlagen kann der Bedarf an elektrischer Energie
ein Mehrfaches des Wirmeenergiebedarfs betragen. Es
muf im Binzelfall untersucht werden, durch welche pla-
nerischen MaBnahmen (z. B. Ausrichtung des Geb#udes,
Zuordnung von Raumgruppen und Raumzuschniit) der
Bedarf an elektrischer Energie fiir beleuchtungs- und
liftungstechnische Anlagen méglichst gering gehalten
werden kann.

Zur Intensivierung der Betriebsfiihrung und Betriebs-
{iberwachung (vgl. K 19 Nrn. 8 und 4) sind MeBeinrich~
tungen bzw. entsprechende Hilfseinrichtungen fir die
Erfassung des Energieverbrauchs der Bauwerke und
ihrer wesentlichen Anlagenbereiche vorzusehen.

Hinweise fiir bestehende Bauwerke

Sollen fiir bestehende Bauwerke MaBnahmen — auch
im Rahmen der Bauunterhaltung -— zur Senkung des
Energiebedarfs getroffen werden, ist zu beachten, daB
z. B. der Ersatz von schadhaften Fenstern mit ungenii-
gender Wirmedimmung und der Ersatz von veralieten
und unwirtschaftlichen Heizungs- und Liiftungsanlagen
(insbesondere von Regelanlagen) wirksame Mittel zur
Senkung des Energieverbrauchs darstellen.

K24 BAUAUFSICHTLICHE BEHANDLUNG VON BAU-

1.2

13

14

15

1.6

17

1.8

1.9

VORHABEN DES BUNDES UND DES LANDES
Allgemeines

Fiir die bauaufsichtliche Behandlung von baulichen
Anlagen des Bundes und des Landes gilt § 107 HBO
i, V. m. dem ErlaB des Hessischen Ministers des Innern
vom 9. 5. 1977 (StAnz. S. 1107) mit den sich aus dem
Erla vom 18. 10. 1977 (StAnz. S. 2098) ergebenden An-
derungen.

Ist bei Bauvorhaben des Bundes und des Landes die
Leitung der Entwurfsarbeiten und der Bautiberwachung
den in § 107 Abs. 1 HBO genannten Bediensteten iiber-
tragen, bediirfen diese Bauvorhaben der bauaufsicht-
lichen Zustimmung. Im einzelnen siehe Nr. 2.

Unter den gleichen Voraussetzungen entfdllt die Ver-
pflichtung zur Bauanzeige. Im einzelnen siche Nr. 4.

Ist bei Bauvorhaben des Bundes und des Landes die
Leitung der Entwurfsarbeiten oder der Bauiliberwa-
chung nicht den in § 107 Abs. 1 HBO genannten Be-
diensteten iibertragen, bediirfen diese Bauvorhaben un-
ter den Voraussetzungen der §§ 87 bzw. 88 HBO einer
Baugenehmigung (§ 90 HBO) bzw. einer Bauanzeige

(§ 97 HBO).

Bauliche Anlagen, die unmittelbar der Landesverteidi-
gung dienen, bediirfen keiner Baugenehmigung, Bau-
anzeige oder bauaufsichtlichen Zustimmung (§ 107
Abs. 7 HBO). Im einzelnen siehe Nr. 5.

Sind neben der bauaufsichtlichen Zustimmung, der
Baugenehmigung, der Bauanzeige oder der Kenntnis-
gabe besonderer Genehmigungen, Bewilligungen, Er-
laubnisse, Zustimmungen und Anzeigen auf Grund an-
derer Vorschriften erforderlich, miissen diese auch fiir
Bauvorhaben des Bundes und des Landes eingeholt
bzw. erstattet werden (§ 96 Abs. 6 HBO).

§ 107 HBO gilt nicht fiir Bauvorhaben der Bundesan-
stalt fiir Arbeit.

Die Vorschriften in § 107 HBO bewirken nur eine ver-

__fahrensrechtliche Sonderstellung der Bauvorhaben des

Bundes und des Landes. Auch die baulichen Anlagen
des Bundes und des Landes miissen den Anforderungen
der offentlichen Sicherheit und Ordnung entsprechen,
die sich insbesondere aus der HBO und den Durchfiih-
rungs- und Ausfiihrungsvorschriften hierzu ergeben.
Hierfiir hat der 6ffentliche-Bauherr selbst einzustehen.

Fir jedes Bauvorhaben ist beim Bauamt eine beson-
dere Akte zu fithren, die sdmtliche Vorginge tiber die
bauaufsichtliche Behandlung des Bauvorhabens ent-
halten muS8.

Obere Bauaufsichtsbehérde ist nach § 82 Abs. 2 HBO
der Regierungspriasident, fiir die Stiadte Frankfurt am
Main und Wiesbaden der Minister des Innern.

Bauaufsichtliche Zustimmung

Anstelle einer Baugenehmigung bediirfen Bauvorhaben
des Bundes und des Landes der bauaufsichtlichen Zu-
stimmung, wenn die Leitung der Entwurfsarbeiten und

. der Bauiiberwachung Beamten des héheren bautechni-

schen Verwaltungsdienstes der Fachrichtungen ,Hoch-
bau“ oder ,Bauingenieurwesen® oder ihnen nach Be=
stimmung des Ministers des Innern gleichgestellten Be-
diensteten mit entsprechender Vorbildung iibertragen
sind (§ 107 Abs. 1 HBO).

Auf Grund des § 107 Abs. 1 Satz 2 HBO hat der Mini-
ster des Innern bestimmt, daB den in § 107 Abs. 1
Satz 1 HBO genannten Beamten allgemein die Bedien-
steten des offentlichen Bauherrrn gleichgestellt sind,

"die als Diplom-Ingenieure oder als gehobene technische

Beamte der Fachrichtungen ,Hodhbau“ oder ,Bauinge-
nieurwesen® eine Titigkeit des hoheren Dienstes ihrer
Fachrichtung nicht nur voriibergehend oder vertre-
tungsweise ausiliben. Anderen Bediensteten, die als gra-
duierte Ingenieure eine Tatigkeit des hdheren Dienstes

nicht nur voriibergehend oder nur vertretungsweise

ausiiben, kénnen vom Minister des Innern auf Antrag
des Ministers der Finanzen gleichgestellt werden., Auf
Grund des § 64 HBO vom 6. Juli 1957 (GVBL . 101),
zuletzt gedindert durch Gesetz vom 4. September 1974
(GVBL I S. 361), ausgesprochene Gleichstellungen blei-

ben aufrecht erhalten.
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2.4.1

2.4.2

2.4.3

244

Fiir die Erteilung der bauaufsichtlichen Zustimmung
einschlieBlich der Zulassung von Ausnahmen und der
Erteilung von Befreiungen gemi#fi § 94 HBO ist nach

§ 107 Abs. 1 und Abs. 3 HBO die obere Bauaufsichtsbe-

horde zustandig. -

Um Fehlplanungen zu vermeiden, soll das Bauamt be-
reits bei der Aufstellung der Kostenvoranmeldung —_
Bau — (vgl. E Nr. 3.1.1 Abs. 4)bei den in Frage kom-
menden Stellen, insbesondere bei der Gemeinde und
der unteren Bauaufsichtsbehtrde vorkliren, ob bauauf-
sichtliche Bedenken gegen das geplante Bauvorhaben
bestehen, welche Auflagen zu erwarten sind oder ob
besondere Genehmigungen, Bewilligungen, Erlaubnisse,
Zustimmungen, Anzeigen, Einvernehmenserklarungen
und Stellungnahmen erforderlich werden.

Wiahrend der Aufstellung der Haushéltsunterlage —
Bau — (vgl. E Nr, 3.2.2 Abs. 4 und 5) bereitet das Bau-

" amt die Einleifung des Zustimmungsverfahrens vor:

Das Bauamt hort die Behdrden, deren Zusténdigkeits-
bereich beriihrt wird (vgl. § 107 Abs. 6 Satz 1 i. V. m.
§ 93 Abs. 2 Satz 1 HBO).

Als solche Beh6rden kommen u. a. in Frage:
— U_ntere Bauaufsichtsbehdrde

— Brandschutzbehérde . . e

— Gewerbeaufsichtsamt

— Technische Uberwachung Hessen

— Landesamt fiir Umwelt

— Landesamt fiir Denkmalpflege (vgl. K 15)
— Untere Wasserbehorde

— Untere Strafenbaubehdrde

— Luftfahrtbehérde (Hessischer Minister fiir W1rtschaft
und Technik)

— Bundesbahndirekiion
- QOberpostdirektion

— Grundstiicksverwaltende Behorden (Forst- und Lie-
genschaftsverwaltung).

Hinweise auf weitere Behorden, deren Zustidndigkeits-
bereich beriihrt werden kann, gibt das Verzeichnis der

Triger dffentlicher Belange (§ 2 Abs. 5 BBauG)., Das

Verzeichnis ist im Staatsanzeiger verdffentlicht.

Das Bauamt hort die Gemeinde, in deren Bereich das
Vorhaben ausgefiihrt werden soll, zur Wahrung ihrer
stidtebaulichen Planungshoheit (vgl, § 107 Abs. 6 Satz 2
HBO).

Gemif3 § 14 Abs. 2, § 31, § 36 Abs. L und § 39h Abs. 5
BBaugG ist ihr Einvernehmen mit Ausnahmen von einer
Veranderungssperre, mit Ausnahmen und Befreiungen
von Fesisetzungen eines Bebauungsplanes, mit Ent-
scheidungen iiber die Zul#dssigkeit von Vorhaben nach
den §§ 33 bis 35 BBauG und mit Entscheidungen nach
§ 39 h Abs, 5 BBauG erforderlich und vom Bauamt her-
beizufiihren.

Handelt es sich um Vorhaben, die einer besonderen 6f- .

fentlichen Zweckbestimmung, insbesondere der Lan-
desverteidigung, dienstlichen Zwecken des Bundes-

lichen Anzeigen (vgl. § 107 Abs. 6 Satz 1 1. V. m. § 93
Abs. 5 Satz 2 HBO).

Ob auf Grund anderer Rechisvorschriften Genehmigun-

- gen, Bewilligungen, Erlaubnisse, Zustimmungen, Anzei-

gen, Einvernehmenserklirungen und Stellungnahmen
erforderlich sind, kann das Bauamt bei der Betelligung
der1 anderen Behodrden nach Nrn. 2.4.1 und 2.4.2 fest-
stellen.,

Als solche Rechtsvorschriften kommen u. a. in Frage:
— Bundesfernstrafiengesetz (§ 9 Abs. 8, § 8a Abs. 5)
— Hessische Stralengesetz (§§ 23, 24)

-— Wasserhaushaltsgesetz (8§ 19, 22)

—_ Hessische§ ‘Wassergesetz (§§ 25, 41, 71)

— Gewerbeordnung (§ 24)

— Bundesimmissionsschutzgesetz (§ 4)

— Luftverkehrsgesetz (§§ 12, 14)

— Flurbereinigungsgesetz (§ 34)

— Denkmalschutzgesetz (§§ 16, 18 Abs. 2).

245 Sind Genehmigungen, Bewilligungen, Erlaubnlisse, Zu-

_ stimmungen, Einvernehmenserklérungen und po@itwe

Stellungnahmen nicht zu erreichen, ist die technische

_____ Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz zu unterrichten,

25

die ihrerseits versucht, die aufgetretenen Schwierigkei-
ten zu l6sen. Lassen sich die Schwierigkeiten nicht aus-
riumen, sind den Unterlagen fiir das Zustimmungs-
verfahren auch negative Stellungnahmen und Schrift-
verkehr oder sonstige Unterlagen {iber nicht erreichte
Genehmigungen, Bewilligungen, Erlaubnisse, Zustim-
mungen und Einvernehmen — mit einer Stellungnahme
des Bauamtes — beizufiigen (vgl, Nr. 2.5).

Zur Einleitung des Zustimmungsverfahrens sind fol-
gende Unterlagen erforderlich (vgl. § 107 Abs. 4 Satz 3
HBO i. V. m. § 90 Abs. 2 bis 4 HBO und § 12 Bauvorla-
genverordnung):

— die Bauvorlagen mit Ausnahme des Standsicher~
heitsnachweises und des Nachweises fiir den WHrme-
schutz; fiir Bauzeichnungen geniigt der Malistab
1:200.

— Befreiungsantrag mit Begriindung bei Abweichun-

_gen von Vorschriften der HBO und der auf ihr beru-

henden Verordnungen und Bausatzungen (vgl. § 107
Abs. 3 HBO i. V. m. § 94 Abs. 2 HBO). Dabel sind
die Vorschriften anzugeben, von denen abgewichen
werden soll; in der Begriindung des Antrages ist ins-
besondere auf die gesetzlichen Voraussetzungen fir
die Gewihrung der Befreiung einzugehen. Das glei~
che gilt, auch wenn dieg nicht ausdrticklich gesetzlich
gefordert ist, fiir Befreiungen von Festsetzungen
eines Bebauungsplanes nach § 31 Abs. 2 BBauG.

— Antrag auf Ausnahmen von Vorschriften der HBO
-und der auf ihr beruhenden Verordnungen und Bau-
satzungen, die zugelassen werden sollen (vgl. § 107
Abs, 3 HBO i. V. m, § 94 Abs. 1 HBO); das Vorliegen
der Voraussetzungen fiir die Ausnahmen ist hierbei
darzulegen. Das gleiche gilt, auch wenn dies gesetz-
lich nicht ausdriicklich gefordert ist, flir Ausnahmen
von Festsetzungen eines Bebauungsplanes nach § 31

grenzschutzes oder dem Zivilschutz dienen, gilt § 37
BBauG. Die Zustimmung der hdheren Verwaltungsbe-
hérde nach § 37 Abs. 2 BBauG wird von der techni-
schen Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz eingeholt.

Soweil § 37 Abs, 4 BBauG zum Zuge kommt, ist der
Nachweis der abschlieBenden Erérterung im Landbe-

schaffungsverfahren, z. B, durch Vorlage eines Auszugs

aus der Terminniederschrift, zu erbringen.

Das Bauamt hért die Nachbarn, wenn Befreiungen von _

Vorschriften, die ihrem Schutz dienen — auch Be-
freiungen von Festsetzungen eines Bebauungsplanes
nach § 31 Abs. 2 BBauG wegen der dort geforderten
‘Wiirdigung nachbarlicher Interessen — beantragt wer-
den sollen (vgl. § 107 Abs. 3 Satz 2i. V. m. § 95 Abs. 1
Satz 1 HBO).

Das Bauamt holt die auf Grund anderer Rechisvor-
schriften zur Erteilung der bauaufsichtlichen Zustim-
mung oder neben der bauaufsichtlichen Zustimmung
erforderlichen Genehmigungen, Bewillisungen, Erlaub-
nisse, Zustlmmungen Einvernehmenserkldrungen und
Stellungnahmen ein bzw, erstattet selbst die erforder-

2.6

- = Genehmigungen,

Abs. 1 BBauG.

Bewilligungen, Erlaubnisse, Zu-
stimmungen, Einvernehmenserkliirungen und Stol-
lungnahmen von Behdrden und Nachbarn, die im
Rahmen des Zustimmungsverfahrens zu beteiligen
bzw. zu héren sind (s. auch Nr. 2.4.5).

Die zur Einleitung des Zustimmungsverfahrens erfor-
derlichen Unterlagen (vgl. Nr. 2.5) legt das Bauamt
rechtzeitig vor Baubeginn, spitestens unmiitelbar nach
Genehmigung der Haushaltsunterlage — Bau — (vgl. E
Nr. 3.2.2 Abs. 4 und 5), der technischen Aufsichisbehdrde
in der Mittelinstanz vor.

Hierbei sind die fiir die Leitung der Entwurfsarbeiten
(i. d. R. der Sachgebietsleiter ,Planung und Bauvorbe-
reitung®) und der Bauiiberwachung (i. d. R. der Sachge~
bietsleiter ,Bauausfiihrung®) verantwortlichen Bedien-
steten zu benennen (§ 107 Abs. 4 Satz 2 HBO). Ist der
Bedienstete kein Beamter des héheren technischen Ver-
waltungsdienstes nach § 107 Abs. 1 Satz 1 HBO, ist zu
bestédtigen, daBl er einem solchen nach § 107 Abs. 1
Satz 2 HBO gleichgestellt ist (vgl. Nr. 2.1).
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2.7

2.8

2.9

2.10

2.11

4.2

4.3

Die Unterlagen sind bei BaumaBnahmen in kreisfreien
Stédten und in kreisangehtrigen Gemeinden, denen die
Bauaufsicht iibertragen ist, zweifach und in den iibri-
gen Fillen dreifach vorzulegen. ’

Die technische Aufsichisbehdrde in der Mittelinstanz
leitet das Zustimmungsverfahren ein, indem sie den
Antrag auf bauaufsichtliche Zustimmung bei der obe-
ren Bauaufsichisbehérde. einreicht (§ 107 Abs. 4 Satz 1
HBO).

Die obere Bauaufsichtsbehérde fiihrt die Pritfung des
Bauvorhabens durch und erteilt die bauaufsichtliche
Zustimmung. Sie leitet den Zustimmungsbescheid der
technischen Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz zu,
die ihn an das Bauamt weitergibt.

Werden im Zustimmungsbescheid Auflagen erteilt, die
von der Bauverwaltung nicht fiir vertretbar gehalten
werden, oder werden Ausnahmen oder Befreiungen,
die von der Bauverwaltung fiir notwendig gehalten
werden, verweigert, oder wird die beantragte bauauf-
sichtliche Zustimmung nicht erteilt, berichtet die tech-
nische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz der ober-
sten technischen Instanz, wenn sie mit der oberen Bau-
aufsichtsbehorde eine Binigung nicht erzielen kann.

Mit der Bauausfiihrung darf erst begonnen werden,
wenn die bauaufsichtliche Zustimmung erteilt ist.

Bauaufsichiliche Zustimmung und Teilzustimmung er-
18schen nach § 107 Abs. 6 Satz 1 i. V. m. § 99 Abs. 1
HBO wenn innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung
der bauaufsichtlichen Zustimmung oder Teilzustim-
mung mit der Ausfiihrung des Vorhabens nicht ernst-
haft begonnen oder die Bauausfiihrung ein Jahr unter-
brochen worden ist. Die Frist kann nach § 99 Abs. 2
HBO jeweils bis zu einem Jahr verlingert werden;
hierzu bedarf es rechtzeitig eines schriftlichen Antrags.
Der Antrag ist vom Bauamt aufzustellen und der tech-
nischen Aufsichtsbehdrde in der Mittelinstanz vorzule-
gen, die ihn an die obere Bauaufsichtsbehérde weiter-
leitet.

Baugenehmigung

Flir die Baugenehmigungsverfahren gelten die ein-
schldgigen §§ 90 ff HBO. Die Nrn. 2.3, 2.4 und 2.9 gel-
ten sinngemins.

Der Bauantrag ist vom Bauamt bei der Gemeinde ein-
zureichen.

Bauanzeige

Unter den Voraussetzungen des § 107 Abs. 1 HBO, un-
ter denen an die Stelle der Baugenehmigung die
bauaufsichtliche Zustimmung der oberen Bauaufsichts-
behoérde tritt, entfillt fiir Vorhaben des Bundes und des
Landes, die nach § 88 HBO bauanzeigebediirftig wiren,
die Verpflichtung zur Einreichung einer Bauanzeige
(§ 107 Abs. 2 HBO).

Erfordert ein solches Vorhaben eine Befreiung nach
§ 94 Abs. 2 HBO, wird es zustimmungsbediirftig (§ 87
Abs. 3 HBO). )

Erfordert ein solches Vorhaben eine Ausnahme nach
§ 94 Abs. 1 HBO, ist diese besonders zu beantragen (§ 94
Abs, 3 HBO). Zusténdig fiir die Zulassung von Ausnah-
men ist die obere Bauaufsichtsbehtrde (§ 107 Abs. 3
HBO). Das Bauamt legt die fiir den Antrag erforderli-
chen Unterlagen der technischen Aufsichtsbehdrde in
der Mittelinstanz vor, Diese beantragt die Zulassung
der Ausnahmen bei der oberen Bauaufsichtsbehoérde.
Mit der Bauausflihrung darf erst begonnen werden,
wenn {iber die Ausnahmen entschieden wurde,

Wenn die Beteiligung anderer Behdrden oder der Ge-
meinde erforderlich wird, gelten Nrn. 2.4.1, 2.4.2, 2.4.4
und 2.4.5 sinngemiB. .

Kenntnisgabe

Bauliche Anlagen, die unmittelbar der Landesverteidi-
gung dienen, bediirfen nach § 107 Abs. 7 Satz 1 HBO
weder einer Baugenehmigung oder Bauanzeige noch

einer bauaufsichtlichen Zustimmung nach § 107 Abs. 1

HBO. Sie sind aber der oberen Bauaufsichtsbehorde in
geeigneter Weise zur Kenntnis zu bringen (§ 107 Abs. 7
Satz 2, erster Halbsatz HBO).

5.2

5.3

5.4

5.5

5.6

5.7

Welche baulichen Anlagen unmittelbar der Landesver-
teidigung dienen, bezeichnet im Rinzelfall (spitestens
mit Erteilung des Planungsauftrages) der fiir dag Bau-
vorhaben zustindige Bundesminister.

Nach dem mit § 107 Abs. 7 HBO verfolgten Zweck der
Freistellung der unmittelbar der Landesverteidigung
dienenden baulichen Anlagen von formlichen Verfah-
ren findet § 94 Abs. 3 HBO auf diese keine Anwendung
(vgl. ErlaB HMdI vom 9. 5. 1977, StAnz. S. 1107).

Antrige auf Zulassung von Ausnahmen und Erteilung
von Befreiungen von Vorschriften der HBO und der auf
ihr beruhenden Verordnungen und Bausatzungen brau-
chen nicht gestellt zu werden. ¥s kann von baurechtli-
chen Vorschriften im erforderlichen Umfang abgewi-
chen werden, wenn auf andere Weise Forderungen des
NutznieBers nicht zu erfiillen sind. In solchen Fillen
‘legt das Bauamt mit der Haushaltsunterlage — Bau —
der technischen Aufsichtsbehoérde in der Mittelinstanz
‘eine Aufstellung vor, die alle vorgesehenen Abweichun-
gen ausweist und begriindet.

Die Behdrden, die im Zustimmungs- bzw. Baugeneh-
migungsverfahren zu beteiligen wiren, und die Nach-
barn brauchen nicht gehért zu werden. Stehen keine
besonderen Griinde entgegen, sollte jedoch eine Ab-
stimmung mit diesen Behdrden und den Nachbarn her-
beigefiihrt werden.

§ 107 Abs. 7 HBO stellt nur von bauaufsichtlichen Ver-
fahren frei, nicht jedoch von sonstigen, auf anderem
Recht beruhenden Verwaltungsverfahren (vgl. Nr.
2.4.4).

'§ 107 Abs, 7 beriihrt die Vorschriften der §§ 29 ff.
BBauG nicht, auch soweit sie die Mitwirkung der Ge-
meinde und der héheren Verwaltungsbehdérde fordern
“(insbesondere § 37 BBauG); denn diese Vorschriften fin-
den nach § 29 Satz 2 BBauG ohne Einschrinkung auch
auf Vorhaben Anwendung, die der Landesverteidigung
dienen, selbst wenn diese keiner Baugenehmigung, Bau-
anzeige oder bauvaufsichtlichen Zustimmung bediirfen.
D. h. die Zul&ssigkeit des Vorhabens nach §§ 29 bis 35
BBaugG ist zu priifen, Soweit erforderlich, ist das Ein-
vernehmen mit der Gemeinde herbeizufithren. Gemis
-§ 37 Abs. 2 BBauG ist eine Entscheidung der Baugeneh~
migungsbehorde (§ 36 BBauG) nicht erforderlich.

Ist das Einvernehmen mit der Gemeinde nicht zu er-
reichen, ist der technischen Aufsichtsbehoérde in der Mit-
telinstanz zu berichten, die die Zustimmung der héheren
Verwaltungsbehérde oder die ggfs. erforderliche Ent-
scheidung des zustindigen Bundesministers nach § 37
Abs. 2 Satz 3 BBauG herbeifiihrt.

Das Bauamt legt die fiir die Kenntnisgabe erforderli-
chen Unterlagen rechtzeitig (vgl. Nr. 5.7 Abs, 1 letzter
Satz) vor Baubeginn, spiitestens jedoch unmittelbar nach
Genehmigung der Haushalisunterlage — Bau —, der
technischen Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz vor,
Als Unterlagen sind in der Regel ein Lageplan, ein kur-
zer Erlduterungsbericht und ggfs. Strichskizzen des
Bauvorhabens. und Genehmigungen, Bewilligungen, Er-
laubnisse und Einvernehmenserklirungen nach Nrn. 5.4
und 5.5 erforderlich. Die Unterlagen miissen eine Be-~
urteilung der Auswirkungen auf 6ffentliche und auf
private, durch 6ffentliches Rechi geschiitzte Belange
erlauben, z. B, auf: Raumordnung, Stidtebau, Nachbar~
schutz, Umgebung, Landschaftsschutz, Brandschutz, Im-
missionen.

Die technische Aufsichisbehtrde in der Mittelinstanz
bringt das Vorhaben der oberen Bauaufsichtsbehorde
zur Kenntnis., Die obere Bauaufsichtsbehérde kann in-
nerhalb von drei Monaten nach Eingang der Kenntnis-
gabe Bedenken und Anregungen vorbringen. Diese in
§ 107 Abs. 7 Satz 2 HBO bestimmte-Frist steht zwar
rechtlich einem Baubeginn innerhalb der Frist nicht
entgegen, jedoch sollten, um der Absicht des Landes-
gesetzgebers zu geniigen, die unmittelbar der Landes-
verteidigung dienenden Vorhaben der oberen Bauauf-
sichtbehtrde méglichst so rechtzeitig zur Kenntnis
gebracht werden, daB ihr drei Monate bis zum Baube-
ginn bleiben, um Bedenken und Anregungen vorzubrin-
gen,

Im iibrigen darf jedoch mit der Bauausfiihrung friihe-

_stens ein Monat nach Kenntnisgabe des Vorhabeng

begonnen werden (vgl. K 24 RBBau).
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5.8

6.2

6.2.1
6.2.2

K 103 HINWEISE ZUR AUFSTELLUNG DES KOSTENVER- -

1

Macht die obere Bauaufsichtsbehorde auf Grund der

Kenntnisgabe Bedenken und Anregungen geltend, die

nicht beriicksichtigt werden konnen, berichtet die tech-
nische Aufsichtsbehérde in der Mittelinstanz hieriiber
der obersten technischen Istanz des Bundes und holt
deren Weisung ein.

Staatsanzexger fur das Land Hessen Nr.1

nehmigte Anderungen des Ausbaustandards oder der
Raumnufzung, Vergleich mit Planungs~- und XKosten-
daten gleichartiger Bauten).

- K104 VERANSCHLAGUNG UND BESCHAFFUNG YON

GERAT — ERSTAUSSTATTUNG —

Uberwachung der Bauvorhaben

Uberwachung der genehmigungsbediirftigen Bauvorha-

ben

Bauvorhaben des Bundes und des Landes unterliegen
nicht der Bauiiberwachung durch die Bauaufsichtsbe-
hérde nach §§ 104, 105 HBO; die Vorschriften des § 77

Abs. 4 bis 6, § 96 Abs. 9 und 10 und § 102 HBO finden
keine Anwendung (§ 107 Abs. 9 HBO).

Das Bauamt hat selbst dafiir zu sorgen, da8 das Bau-
vorhaben entsprechend der Baugenehmigung, geméifl
den baurechtlichen Vorschriften und den erteilten Auf-
lagen und Bedingungen unter Beachtung der Vorschrif-
ten zur Verhiitung von Unfillen und zum Gesundheits-

schuiz ausgefithrt wird, Es ist Aufgabe des Sachge-

bietsleiters ,Bauausfiihrung®, im Rahmen seiner dienst-
lichen Aufsichtspflicht hierauf zu achten. Er hat auch
die hierzu notwendigen Kontrollen an der Baustelle
vorzunehmen.

Bei genehmigungsbediirftigen Bauvorhaben des Bundes

Begriffsbestimmung

Zu den Kosten des Ger#ites gehbren gem#f DIN 276
Teil 2 Abschnitt 4 ,Kosten flir alle beweglichen oder zu
befestigenden Sachen, die zur Ingebrauchnahme und
zur allgemeinen Benutzung des Bauwerkes erforderlich
werden, soweit sie vom Bauherrn zu beschaffen und so-
fern sie hicht bereits in den Abschnitten 3.2 bis 34 er-
faBt sind®, Zur Abgrenzung des Geridtes gegeniiber den
Betrieblichen Einbauten swhe auch DIN 276 Teil 2 Ab-
schnitt 3.4,

Veranschlagt werden bei Ger3it — Erstausstattung —
(vgl. B Nr. 1.1.10) die Kostengruppen

_Bewegliches Mobiliar
3 Textilien

w— 4.4 Arbeitsgerit

— 4.9 Sonstiges Ger#t.

Die Kostengruppen 4.1 — Allgemeines Gerit — und 4.5
— Beleuchtung — werden bei den Baukosten (vgl. B
Nrn. 1,1.8 und 1.1.9) veranschlagt.

und des Landes ist nach § 77 Abs. 1 HBO die Bestel-
lung eines Bauleiters i. S. v. § 80 HBO erforderlich. Der
Bauleiter mu3 der Bauaufsichtsbehorde jedoch mcht
benannt werden.

Als Bauleiter konnen freiberuflich Titige oder Unter-
nehmerbauleiter (Unternehmer oder Angestellte der

Unternehmer) bestellt werden. In beiden Fillen sind

entsprechende vertragliche Regelungen zu treffen, dabei

ist die Person des Bauleiters eindeutig festzulegen.

Als Bauleiter kann auch ein Amtsangehdriger bestellt

werden.

Unter den Voraussefzungen des § 80 Abs. 2 HBO ist da-
fiir zu sorgen, daf ein Fachbauleiter herangezogen wird.

Unter den Voraussetzungen des § 80 Abs. 3 HBO ist die

TUherwachung durch geeignete Vertreter sicherzustellen,

Uberwachung der zustimmungsbediirftigen und zur

Kenntnis zu bringenden Bauvorhaben
Nr. 6.1.1 gilt sinngemég.

Bei zustimmungsbediirftigen und zur Kenntnis zu brin-

genden Bauvorhaben des Bundes und des Landes sind
ein Bauleiter oder Fachbauleiter i. S. v. § 80 HBO nicht
zu bestellen. Die Pflichten dieser Bauleiter miissen aber
auch bei zustimmungsbediirftigen und zur Kenntnis zu
bringenden Bauvorhaben wahrgenommen werden.

Die Pflichten sind jeweils von den mit der &rtlichen

Bauiiberwachung beauftragten Amtsangehérigen inner-
halb des ihnen zugewiesenen Aufgabenbereiches wahr-
zunehmen.

Sollen die Pflichten ausnahmsweise freiberuflich T#ti- |
gen oder Unternehmern bzw, deren Angestellten {iber-

tragen werden, gilt Nr. 6.1.2 Abs. 2 Satz 2 sinngeméis.
Fiir die Sicherstellung der Uberwachung durch geeig-
nete Vertreter gilt Nr, 6.1.2 Abs, 4 Satz 2 entsprechend.

GLEICHS

Zustindigkeit

Bei der Priifung und Genehmigung des Bauantrages
wird vom Fachminister im Einvernehmen mit dem Mi-
nister der Finanzen festgelegt, ob die nutzende Ver-
waltung oder das Bauamt die Veranschlagung und Be-
schaffung der Erstausstattung mit Ger#t und die Be-
wirtschaftung der entsprechenden Haushaltsmittel
durchfiihren soll.

Bei BaumaBnahmen der Hochschulen, Fachhochschulen
und Fachschulen sind grunds#zlich dle Bauiimter zu-
stindig (vgl. E Nr. 2.3).

‘Wenn die NutznieBer die Veranschlagung und Beschal-
fung des Gerdtes iibernimmt, ist in F&llen von kiinst-
lerischer, gestalterischer oder technischer Bedeuiung
das Bauamt in Amtshilfe einzuschalten.

Fiihrt das Bauamt die Veranschlagung und Beschaf{fung
von Geridft durch, hat dies im Einvernchmen mit dem
NutznieBer zu geschehen.

““Dem Bauamt sind die entstehenden Verwaltungskosten

zu erstatten (vgl. K. 17).

Die nachfolgend getroffenen Regelungen gelten fiir dle
Fille, in denen das Bauamt Veranschlagung und Be-
schaffung des Ger#ts durchfiihrt. Es ist jedoch zweck-~
miBig, die Regelungen sinngem#f auch anzuwenden,

“wenn dem Nuizniefler Veranschlagung und Beschaffung

obliegen.

Verfahren

Kostenvoranmeldung — Gerit — (KVM — Ger#t —)

Die Kostenvoranmeldung — Gerllt — ist
der Kostenvoranmeldung—Bau — belzufil-

gen (vgl. F Nr. 1.2). (Dies gilt auch, wenn der Nutznie-
Ber nach E Nr. 2.3 fiir die Veranschlagung zustlindig
ist.) Sie wird mit der KVM — Bau — der technischen
Aufsichtsbehtrde in der Mittelinstanz — einfach - zur

— ~ ~“Information und der obersten iechnischen Instanz —

Grundlage des Kostenvergleichs nach G 2.1 s1nd dle der
Haushaltsunterlage — Bau — nach Muster 6 DABau,
gegf. auch Muster 6 A DABau, beigefiigten Planung -
und Kostendaten.

In Sonderfillen gemif E 3.2.5 sind die Planungs- und
Kostendaten der Kostenvoranmeldung — Bau — Ver-
gleichsmafBstab.

Zum Vergleich ist Muster 8 DABau, ggf. auch Muster

6 A DABau, unter Einbeziehung der Ausschreibungs-

ergebnisse der nach G 2.1 ausgeschriebenen Leistungen

neu aufzustellen.

Das Ergebnis des Kostenvergleichs ist in {ibersichtlicher .

Form darzustellen; die Griinde fiir Kosteniiberschrei-
tungen gemiB G 2.1 sind hierbei zu erliutern (z. B. An-
derungen der Preis- und Marktsituation, unvorherseh-

bare Anderungen in der technischen Ausfuhrung, ge-

dreifach — vorgelegt; eine Ausfertigung ilbergibt das
- Bauamt dem Nutzniefler unmittelbar (vgl. E Nr. 3.1.1).

Auf Grund des Ergebnisses der Grundsatzbesprechung
wird sie vom Fachminister im Einvernehmen mit dem
Minister der Finanzen — auch als oberster technischer
Instanz — genehmigt (vgl. E Nr. 3.1.3).

Die Kostenvoranmeldung — Geridt — wird unter Ver-
wendung des Musters 6 DABau aufgestellt. Bei der
Schitzung der Kosten ist von Erfahrungssdtzen (Ko~
stenkennwerten, ggf. Kostenrichtwerten, nach Anhang
109) auszugehen. Die Kosten sind je gm Hauptnutzfliche
(HNF) zu ermitteln, wenn nicht eine andere Berech-
nungsart erforderlich ist. Eventuell erforderliche Be-
rechnungsnachweise sind, gegliedert nach DIN 278
Teil 2 Anhang, belzufdgen (vgl. F Nr, 1.2), Hlerbel ist
auf voraussichtlich zu beschaffende wissenschaftliche,
medizinische oder sonstige Grofigerdte besonders hinzu~






